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Die Abteilung „Zivilgesellschaft und transnationale 
Netzwerke“ (bis 2002: „Normbildung und 
Umwelt“): Grundlinien eines Forschungs-
programms von 1990 – 2005 
Wolfgang van den Daele 
 
1 Fragestellung 
Kern des Forschungsprogramms der Abtei-
lung und gewissermaßen ihr Markenzei-
chen, war die eingehende Untersuchung 
von deliberativen (diskursiven) Verfahren 
politischer Konfliktlösung [273]1. Damit war 
eine vorwiegend mikrosoziologische Per-
spektive vorgezeichnet, gleichwohl zielte die 
Fragestellung auf zentrale makrosoziologi-
sche Faktoren, auf die soziale und politi-
sche Integration moderner Gesellschaften. 
Deliberative Verfahren sind eine Reakti-
on auf Defizite staatlicher Steuerung, die 
etwa als „Staatsversagen“ oder „Krise der 
regulativen Politik“ thematisiert worden 
sind. Sie verlagern die Konfliktbearbeitung 
von Institutionen hierarchischer Entschei-
dung weg und hin zu eher horizontalen 
Systemen von Argumentation und Ver-
handlung. „Verhandelnder“ oder „koopera-
tiver“ Staat, auch „paktierender“ Staat, sind 
einschlägige Stichworte aus der politikwis-
senschaftlichen Diskussion. In den Verfah-
ren spielen zivilgesellschaftliche Akteure 
und Netzwerke, die im öffentlichen Raum 
zwischen Markt und Staat operieren, eine 
wichtige Rolle. Insoweit signalisierte die 
Umbenennung der Abteilung in „Zivilgesell-
schaft und transnationale Netzwerke“ im 
Jahr 2003 nicht eine programmatische 
Wende; sie passte eher den Namen an die 
Entwicklung der Forschung in der Abtei-
lung an. Formen der „governance without 
government“, in denen Probleme sozialer 
Integration durch gesellschaftliche Selbst-
organisation gelöst werden, ohne sie 
                                                         
1 Die Zahlen in „[…]“ beziehen sich auf die in Teil III 
aufgeführten ausgewählten Publikationen der Abtei-
lung. 
Marktprozessen zu überlassen, waren 
durchgehend ein Hauptthema der Abtei-
lung. 
Deliberative Verfahren bilden eine Brü-
cke zwischen Arenen, in denen Konfliktpo-
tential mobilisiert wird (Protestbewegungen 
und massenmediale Öffentlichkeit) und 
Instanzen des politischen Systems, in de-
nen Konflikte autoritativ entschieden wer-
den (Parlamente, Verwaltungen, Gerichte). 
Sie werden mit hohen Erwartungen be-
frachtet, die nicht ohne weiteres zur De-
ckung zu bringen sind. Inhaltlich (in der 
Sachdimension) sollen sie die Problem-
wahrnehmung fördern und diese zugleich 
auch kanalisieren, indem sie den Konflikt-
stoff abklären und Begründungen für Regu-
lierungsansprüche einfordern und prüfen. 
Prozedural (in der Sozialdimension) sollen 
sie die Partizipation, also die politische In-
klusion, von potentiell Entscheidungsbe-
troffenen erhöhen und zugleich den Weg zu 
konsensueller Streitbeilegung weisen. Da-
mit werden von den Verfahren sowohl Rati-
onalitäts- als auch Legitimationsgewinne 
erwartet. 
Die Abteilung ist der Frage nachgegan-
gen, ob und wie solche Gewinne realisiert 
werden können. Sie hat sich vor allem auf 
die Dynamik der Kommunikation und In-
teraktion unter Verfahrensbedingungen 
konzentriert. Untersuchungen, die auf das 
„Innenleben“ von Deliberationen zielen, 
waren zu Beginn der 90er Jahre selten; sie 
sind bis heute ein Desiderat. Die Abteilung 
hat Verfahren untersucht, in denen rele-
vante Modernisierungskonflikte verhandelt 
wurden (Müllverbrennung, Gentechnik, 
Patentierung von Medikamenten). Diese 
Konflikte haben hohe Symbolkraft. In ihnen 
stehen etablierte gesellschaftliche Muster 
der Verwaltung, Innovation und Verteilung 
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zur Disposition. Sie mobilisieren ein breites 
Spektrum von „Stakeholdern“, die nicht 
eigene Interessen, sondern Positionen ver-
treten. Das gilt insbesondere für zivilgesell-
schaftliche Akteure aus sozialen Bewegun-
gen und Professionen, die sich als advoca-
cy-Instanzen präsentieren. In solchen 
Konstellationen ist es wenig wahrschein-
lich, dass Konfliktlösung nur durch Inte-
ressenausgleich (bargaining) erreicht wer-
den kann. Wenn es eine Annäherung der 
Positionen gibt, sollte sie eher auf die Ein-
bindung in die Verfahren selbst und auf 
Lernprozesse (Argumentationen) zurückzu-
führen sein, die in den Verfahren induziert 
werden. Auf diese Verfahrensleistungen 
zielten die zentralen Projekte der Abteilung. 
Die zugrunde liegenden theoretischen Prob-
leme sind Legitimation durch Verfahren 
(prozedurale Gerechtigkeit) und soziale In-
tegration durch Rationalität. Ihren theoreti-
schen Rahmen definieren die Projekte im 
Einzelnen unter Rückgriff auf Diskurstheo-
rien, Konflikt- und Verhandlungstheorien, 
Theorien der Gruppenkommunikation, die 
Theorie der funktionalen Differenzierung 
und andere Theoreme, die subsystemspezi-
fische oder subkulturell divergierende Rati-
onalitätskonzepte vertreten. 
2 Vier Projekte zur Dynamik von Deliberation in Verfahren 
Die Abteilung hat in vier Projekten Delibe-
ration in Verfahren behandelt. Methodisch 
ist sie dabei prospektiv in dem Sinne vorge-
gangen, dass sie die Verfahren begleitend 
(durch teilnehmende Beobachtung) unter-
sucht hat. Darüber hinaus wurden die Ver-
fahrensbeteiligten (zum Teil in verschiede-
nen Wellen) befragt. Die Verfahrenskom-
munikation wurde vollständig dokumentiert 
und inhaltsanalytisch ausgewertet. In drei 
der vier Projekte hat die Forschungsgruppe 
der Abteilung die Verfahren selbst mitiniti-
iert und organisiert. In zwei Fällen hat sie 
auch die Moderation/Mediation übernom-
men. 
(a) Mediationsverfahren zum Abfall-
wirtschaftskonzept des Landkreises 
Neuss  
Eine multidisziplinäre Projektgruppe der 
Abteilung (Psychologie, Politikwissenschaft, 
Ingenieurwissenschaft) hat in den Jahren 
1992-1993 ein Mediationsverfahren zum in 
der Öffentlichkeit hoch umstrittenen Ab-
fallwirtschaftskonzept des Kreises Neuss 
(NRW) initiiert, organisiert und sozialwis-
senschaftlich begleitet [16, 22, 128, 145, 
173, 209, 211, 212, 213]. Zum methodi-
schen Instrumentarium der Untersuchung 
gehörten schriftliche und mündliche Befra-
gungen, teilnehmende Beobachtung, In-
haltsanalysen zu den Bandaufzeichnungen 
der Mediationssitzungen. Ferner wurden, 
was im internationalen Vergleich der Medi-
ationsforschung eine methodische Beson-
derheit war, auch die Bezugsgruppen bzw. 
Herkunftsorganisationen der Mediationsbe-
teiligten zu ihren Beziehungen und ihrer 
Einschätzung des Mediationsverfahrens 
befragt. Der Untersuchungsschwerpunkt 
des Projekts lag gleichwohl auf den Bin-
nenprozessen des Verfahrens. Daneben 
wurden in Kooperation mit ausländischen 
Experten Sekundäranalysen von Mediati-
onsverfahren in zwölf Ländern durchge-
führt. Diese Studie diente der Einbettung 
des Neusser Verfahrens in den internatio-
nalen Erkenntnisstand zur Umweltmediati-
on sowie der Vorbereitung möglicher Gene-
ralisierungen der Aussagen zu den Gover-
nance-Leistungen von Mediationsverfahren 
[17, 130, 177]. 
Das Mediationsverfahren begann im 
März 1992 nach einer rund einjährigen 
Vorbereitungsphase, in der u. a. von der 
Projektgruppe der Abteilung mit nahezu 
allen später beteiligten Akteuren über Ziele, 
Möglichkeiten und Grundprinzipien des 
Verfahrens verhandelt worden war. Es gab 
neun große Mediationssitzungen mit durch-
schnittlich 45 teilnehmenden Personen, die 
rund 30 Gruppen und Institutionen vertra-
ten. Die Zusammensetzung war auch nach 
Einschätzung der Teilnehmer selbst für das 
Konfliktfeld repräsentativ; die für die Pla-
nung und Umsetzung des Abfallwirt-
schaftskonzeptes zuständigen Behörden 
waren vertreten. Das Verfahren endete im 
August 1993 mit einem „strittigen Kom-
promiss“. Während über einige bis dahin 
strittige Punkte (Abfallmengen-Prognosen, 
zusätzlicher Einsatz alternativer Techniken, 
Förderung der Müllvermeidung) weitgehen-
de Übereinstimmung erzielt wurde, gab es 
bei der Frage, ob eine Müllverbrennungsan-
lage sachlich notwendig und rechtlich er-
forderlich sei, keine Annäherung. Die Ver-
waltung stimmte mit Unterstützung der 
Vertreter der politischen Parteien aber ei-
nem Moratorium bis Ende 1995 zu, wäh-
renddessen keine investive Entscheidung 
getroffen werden sollte. Von den Umwelt-
gruppen wurde diese Lösung abgelehnt. 
Das Kreisparlament stimmte ihr hingegen 
zu, obwohl vor dem Einstieg in das Mediati-
onsverfahren die zuständigen Kreis- und 
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Bezirksbehörden den Bau einer Müll-
verbrennungsanlage nicht nur als tech-
nisch und rechtlich unabdingbar eingestuft 
hatten, sondern auch auf eine möglichst 
schnelle Umsetzung gedrängt hatten. In der 
Folgezeit erwies sich der Bau einer Müll-
verbrennungsanlage wegen rückläufiger 
Abfallmengen, aber auch wegen alternativer 
abfallwirtschaftlicher Maßnahmen, die im 
Mediationsverfahren ins Spiel gebracht 
worden waren, als nicht mehr notwendig 
[52, 82, 92]. 
Die Begleituntersuchungen ergaben, 
dass die Beteiligten im Mediationsverfahren 
vor allem eine Arena zur Regelung von Inte-
ressengegensätzen sahen und nur in zwei-
ter Linie auch ein Forum für kollektives 
Lernen. Über den gesamten Zeitraum des 
Verfahrens hin blieb die Interessenorientie-
rung relativ stabil, während es bei der lern-
bezogenen Orientierung zu stärkeren 
Schwankungen kam. Diese lassen sich 
häufig auf enttäuschte Erwartungen bezüg-
lich des Kooperationsverhaltens und der 
Kompromissfähigkeit anderer Akteure zu-
rückführen. Für eine geringe ’Lerndynamik’ 
spricht auch, dass betrachtet über acht 
Messzeitpunkte hinweg die abgegebenen 
Urteile der Beteiligten gegenüber verschie-
denen abgefragten Urteilsgegenständen 
recht stabil geblieben sind. Lernfortschritte 
wurden nach Eigenaussagen vor allem im 
juristischen und technischen Bereich sowie 
bezüglich der Abfallsituation des Kreises 
gemacht. 
Die Verfahrenszufriedenheit der Beteilig-
ten war im Allgemeinen hoch. Das gilt auch 
für die Bewertung des Mediators. Unzufrie-
denheit bezog sich vor allem auf das Sach-
ergebnis. Hier war vom Verfahren erwartet 
worden, dass gegnerische Positionen sich 
den eigenen stärker annähern würden. Die 
eigenen Positionen wurden hingegen nicht 
für änderungsbedürftig gehalten. Als positi-
ve Verfahrenswirkungen wurden vor allem 
eigene Wissenszuwächse, die Anbahnung 
von Kontakten auch zu zuvor sehr kritisch 
gesehenen Akteuren, eine größere Transpa-
renz des Entscheidungsprozesses und eine 
verbesserte Informationsbasis für die Ab-
fallwirtschaftsplanung genannt. Die Analy-
se von Selbst- und Fremdeinschätzungen 
ergab, dass die Selbstbilder bei den Akteu-
ren jeweils deutlich positiver ausfielen als 
die entsprechenden Fremdbilder. Insgesamt 
zeigte sich eine deutliche Tendenz, „media-
tionsförderliche“ Attribute wie Flexibilität, 
Kompromissbereitschaft, Kreativität, Trans-
parenz bei anderen in geringerem Umfang 
als bei sich selbst zu erkennen. Diese Ur-
teilsdifferenzen behinderten das Ausloten 
von Kompromisspotentialen. 
Obwohl die „Verhandlungsatmosphäre“ 
punktuell sehr hitzig war, konnten die Teil-
nehmerzahl und das Spektrum der vertre-
tenen Interessen über die Laufzeit des Ver-
fahrens stabil gehalten werden. Dem Me-
diator ist es zu verdanken, dass der bei 
einigen Streitpunkten angedrohte Ausstieg 
von Umweltschutzgruppen und „Betroffe-
nen“ ausblieb. Beigetragen hat dazu aller-
dings auch die Kompromissbereitschaft von 
Vertretern der Verwaltung(en), die ebenso 
wie die Vertreter der politischen Parteien 
(mit Ausnahme der GRÜNEN) ein sehr 
starkes Interesse daran hatten, das Verfah-
ren nicht an Differenzen scheitern zu las-
sen, die von außen als Beleg für Dialogun-
fähigkeit interpretiert werden konnten. 
Entgegen unseren Annahmen wurde die 
Rückkoppelung des Ablaufs und der Er-
gebnisse des Verfahrens an die eigene „Be-
zugsgruppe“ nur von einer Minderheit der 
Verfahrensbeteiligten als problematisch 
eingeschätzt. Allerdings sahen die Mitglie-
der der Bezugsgruppen dies vielfach an-
ders. Von diesen hielt eine Mehrheit der 
Befragten sich für nicht ausreichend über 
die Verhandlungsabläufe informiert. Als 
nachteilig für die Interessenposition der 
eigenen Institution etc. wurde dies jedoch 
überwiegend nicht gesehen, da in aller Re-
gel zentrale Personen mit Entscheidungs-
kompetenz am Verfahren teilgenommen 
hatten. Insgesamt fiel die Bewertung des 
Mediationsverfahrens bei den Akteuren im 
politischen Umfeld deutlich kritischer aus 
als bei den Beteiligten. Dies dürfte in star-
kem Maße auf die jeweilige Urteilsperspek-
tive zurückzuführen sein. Verfahrensbetei-
ligte sind eher bereit, auch kleinere Annä-
herungen und Erkenntnisse positiv zu 
würdigen, während Außenstehende den 
Verfahrenserfolg viel stärker an Konsens 
oder Dissens in dem zentralen Konfliktbe-
reich messen. Gleichwohl kann die Außen-
beurteilung des Verfahrens, wie Befragun-
gen und Medienberichterstattungsanalysen 
ergeben haben, überwiegend als angemes-
sen beurteilt werden. Dies lässt sich ver-
mutlich darauf zurückführen, dass oft die 
prozeduralen Elemente des Verfahrens im 
Zentrum der Beurteilung standen [100, 
123, 173]. 
Das Neusser Verfahren gehörte zu den 
sozialwissenschaftlichen Pionierverfahren 
im Bereich der Umweltmediation. Es fand 
in einer Zeit statt, in der Konflikte über 
staatliche Planungen virulent waren und in 
der deutschen politischen Kultur dem noch 
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weitgehend unbekannten Instrument der 
Mediation einerseits mit tiefer Skepsis, an-
dererseits mit hochgespannten Erwartun-
gen begegnet wurde. Das WZB-Projekt hat 
dazu beigetragen, der Akzeptanz von Media-
tion den Boden zu bereiten. Mediation ist 
ein denkbarer Weg, wie Interessenkonflikte 
über verständigungsorientierte Kommuni-
kation gelöst werden können. Dass hier ein 
Potential liegt, zeigte sich im Neusser Ver-
fahren u. a. daran, dass die Beteiligten bei 
sich selbst stets erheblich mehr Kompro-
missmöglichkeiten sahen, als sie den ande-
ren Teilnehmern zuschrieben. In späteren 
Mediationsverfahren konnten in dieser Hin-
sicht durch Training und Ausbildung in 
Mediationstechniken und durch eine Pro-
fessionalisierung der Mediatoren Verbesse-
rungen erreicht werden. Der Erfolg von Me-
diation dürfte jedoch stark davon abhän-
gen, ob es gelingt, den Konflikt als Interes-
senkonflikt zu „rahmen“, bei dem man über 
Kompromisse verhandeln kann. Je stärker 
der Konflikt sich auf Positionskämpfe über 
Grundsatzfragen oder Geltungsansprüche 
konzentriert, bei denen es nur ein entweder 
oder gibt, desto wahrscheinlicher werden 
Blockaden. Etwas Wasser in den Wein der 
Mediation gießt auch der Befund, dass Me-
diationsverfahren zu Planungskonflikten, 
die nicht mit der Nulloption, also der Auf-
gabe oder Zurückstellung des umstrittenen 
Projekts enden, entgegen der einst gehegten 
Hoffnungen langwierige Rechtsstreite über 
das Projekt meist doch nicht abwenden 
können. 
(b) Partizipative Technikfolgen-
abschätzung zur Gentechnik 
in der Landwirtschaft 
Von 1991-1993 hatte eine interdisziplinär 
zusammengesetzte Arbeitsgruppe der Abtei-
lung ein Verfahren zur Technikfolgenab-
schätzung (TA) zum politisch stark umstrit-
tenen Anbau von gentechnisch erzeugten 
herbizidresistenten Pflanzen durchgeführt 
[12, 62, 64, 72, 77, 97]. Das TA-Verfahren 
war sozial repräsentativ zusammengesetzt, 
d. h. es brachte alle Parteien des politi-
schen Konflikts zusammen und es deckte 
sachlich alle Problemdimensionen der um-
strittenen Technik ab. Beteiligt waren über 
60 Personen aus Wissenschaft, Wirtschaft, 
Behörden und Umweltverbänden. Das Ver-
fahren war als ein uneingeschränkter Dis-
kurs unter Anwesenden organisiert. Das 
bedeutet: Die Beteiligten bestimmten nicht 
nur die Themen und den Ablauf (Prozess-
kontrolle), sie entschieden auch über die 
Schlussfolgerungen (Ergebniskontrolle). Die 
Projektgruppe der Abteilung war mit der 
Moderation des Ablaufs betraut. Sie wertete 
die von den Beteiligten erstellten schriftli-
chen Gutachten und Kommentare und e-
benso (an Hand von Transkriptionen) die 
sich über insgesamt zehn Tage erstrecken-
den Diskussionen im Verfahren fortlaufend 
aus. Dafür wurden Argumentationsbilanzen 
erstellt, die zu allen Konfliktthemen den 
von den Beteiligten produzierten Stand der 
Diskussion zusammenfassten und zurück-
meldeten [154, 285-303]. 
Die sozialwissenschaftliche Auswertung 
des TA-Verfahrens konzentrierte sich auf 
die Prüfung von Annahmen, die im Dis-
kursmodell der politischen Öffentlichkeit 
gemacht werden [60, 120, 121, 137, 138, 
202]. Das Modell geht davon aus, dass dis-
kursive Verfahren, und Deliberationen im 
allgemeinen, sofern sie Diskursniveau er-
reichen, zu Transformationen von Wahr-
nehmungen, Deutungen und Präferenzen 
von Konfliktparteien führen, die man als 
Lernprozesse rekonstruieren kann. Unter 
„Lernen“ wird dabei nicht nur die Aufnah-
me neuer Information verstanden, sondern 
in Anlehnung an Piaget eine Umorganisati-
on von Konzepten und Wahrnehmungen in 
Richtung Intellektualisierung, Versachli-
chung und Perspektivenübernahme. Eine 
derartige „Dezentrierung“ sollte die Fähig-
keit erhöhen, das relative Recht anderer 
Positionen zu erkennen; sie sollte auch zu 
einer Ent-Polarisierung von Konflikten füh-
ren, die Kompromisse erleichtert. Eine 
wichtige Prämisse ist, dass in Diskursen 
begründungsbedürftige und begründungs-
fähige Geltungsansprüche behandelt wer-
den und dass sich die Konfliktparteien dem 
Zwang zur Begründung nicht entziehen 
können. 
Die Ergebnisse des Projekts machen 
deutlich, dass es besonderer institutioneller 
Vorkehrungen bedarf (Diskussion unter 
Anwesenden, Verfahrenskontrolle durch die 
Beteiligten, Mediation, Moderation, be-
grenzte Öffentlichkeit), um zu gewährleis-
ten, dass der Zwang zur Begründung wirk-
sam wird und Deliberationen über Konflikt-
themen über das Stadium argumentativ 
gerahmter Kontroversen hinauskommen 
und wirklich zu Diskursen führen, in denen 
die Beteiligten sich auf kontinuierliche Ar-
gumentation zur Sache und vor allem auch 
auf Schlussfolgerungen einlassen. Im Kon-
text massenmedialer Kommunikation kann 
es allenfalls „virtuelle“ Diskurse geben — 
das heißt Sequenzen von öffentlichen Äuße-
rungen, die aus der Beobachterperspektive 
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in einen Argumentationszusammenhang 
gebracht werden können. In der Kommuni-
kation selbst geschieht das in der Regel 
nicht, denn die Sprecher wollen mit ihren 
Argumenten in erster Linie ein diffuses 
Publikum beeindrucken und „argumentie-
ren“ daher häufig strategisch aneinander 
vorbei. Diskurse sind nur von Veranstal-
tungen und Verfahren zu erwarten, die den 
Beteiligten eine gewisse Binnenorientierung 
abverlangen, und in denen Kommunikatio-
nen wenigstens zeitweilig von strategischen 
Rücksichten und Gruppenloyalitäten ent-
koppelt werden können. 
Sofern diskursiv verhandelt wird, gelingt 
es jedoch, die verbreitete Rhetorik der In-
kommensurabilität von pluralen Rationali-
täten und Wertungen aufzulösen. Wissen-
schaft, Moral oder Verfassung sind grund-
sätzlich von allen akzeptierte argumentative 
Ressourcen. Deren gemeinsame Geltung 
muss gleichwohl jeweils kontextspezifisch 
gegen strategische Relativierung abgesi-
chert werden. So dürfte erst das adversato-
rische Arrangement von Experten und Ge-
genexperten „die“ Wissenschaft als ein ge-
meinsames, neutrales Bezugssystem der 
Argumentation im Interaktionsfeld der poli-
tischen Deliberation „herstellen“. Tatsäch-
lich war die Wissenschaft ein Hauptfeld der 
diskursiven Auseinandersetzung in den von 
der Projektgruppe untersuchten Verfahren. 
Das ist nicht zufällig. In dem Maße, wie 
empirische Fragen der Effizienz von Politik 
in den Vordergrund rücken (richtige Prob-
lemdiagnose, wirksame Problemlösung), 
läuft politische Deliberation regelmäßig auf 
eine Konfrontation zwischen Experten und 
Gegenexperten zu. Damit kommen profes-
sionelle Orientierungen ins Spiel, die den 
Übergang zum Diskurs grundsätzlich er-
leichtern dürften. 
Der Diskurs rehabilitierte das Mandat 
der (objektiven) Wissenschaft, kognitive 
Fragen zu entscheiden. Auch dafür, ob man 
bestimmte Dinge weder weiß, noch wissen 
kann, und ob darüber in der Wissenschaft 
gestritten ist, wurde im TA-Verfahren Wis-
senschaft als alleiniges Bezugssystem ak-
zeptiert. Die Verhandlungen im TA-
Verfahren über die in der öffentlichen Dis-
kussion geltend gemachten besonderen 
Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen 
liefen  auf die Schlussfolgerung zu, dass es 
keinerlei Anhaltspunkt dafür gibt, dass 
diese Pflanzen andere oder größere Risiken 
mit sich bringen als konventionell gezüch-
tete Pflanzen (Normalisierung des Risikos 
durch Vergleich). Dieser Lernschritt wurde 
erzwungen, nachdem man sich geeinigt 
hatte, dass es für ein Verbot solcher Pflan-
zen nicht auf die (subjektive) Wahrneh-
mung eines Risikos, sondern auf dessen 
objektive Realität ankommt, also auf tat-
sächliche kausale Folgen. Damit war die 
Frage den Experten der einschlägigen 
Fachdisziplinen überantwortet [116, 136, 
168, 169]. 
Eine weitere Diskursleistung liegt in der 
Mäßigung moralischer Emphase, wenn 
man sich im Widerstreit argumentativ für 
seine Wertvorstellungen einsetzen muss. 
Das wurde im TA-Verfahren bei der Dis-
kussion darüber sichtbar, ob gentechnische 
Manipulationen eine moralisch verwerfliche 
Verletzung der Integrität pflanzlichen Le-
bens bedeuten. Die Tatsache, dass man 
hier keine überzeugenden Gründe vorbrin-
gen kann, schließt das Festhalten am eige-
nen Bekenntnis nicht aus. Sie führt aber 
im Diskurs zur Diskussion darüber, wie in 
der Gesellschaft mit einander widerspre-
chenden moralischen Vorstellungen umzu-
gehen sei. Damit geht man von moralischer 
Kommunikation zur Kommunikation über 
Moral über. Das befördert die Ent-
Fundamentalisierung des Konflikts und 
bereitet den Weg zur Lösung durch Akzep-
tanz einer pluralistischen Toleranz [79, 
139, 203]. 
Trotz diverser Diskursleistungen, die zu 
Lernprozessen unter Beteiligten führen, 
sind jedoch die Aussichten, dass es im Zu-
ge des Diskurses am Ende zu einer Kon-
fliktlösung durch Konsens kommt, eher 
gering. Das liegt zum einen daran, dass die 
Konflikte nicht nur kognitive sondern auch 
normative Dimensionen haben und letztere 
ungeachtet gemeinsamer Verpflichtungen 
auf Grundsätze der Moral und der Verfas-
sung Raum für divergierende Wertungen 
und Interessen lassen. Es kommt dann 
eben auch darauf an, was man politisch 
will. Zum anderen ist Konsens unwahr-
scheinlich, sobald der Diskurs auf Ergeb-
nisse zuläuft, die wichtigen Interessen der 
Beteiligten widersprechen. Diskursverfah-
ren sind soziale Enklaven, in denen man 
sich auf die Diskussion von „Sachen“ kon-
zentrieren und mit einiger Distanz zu Her-
kunftsorganisationen operieren kann. Aber 
die Konfliktparteien bleiben letztlich politi-
sche Akteure, die strategische und nicht 
analytische Ziele verfolgen. Und als solche 
versuchen sie weiterhin, aus Argumenten, 
die sich im Diskurs als unhaltbar erwiesen 
haben, politischen Gewinn (etwa massen-
mediale Resonanz) zu ziehen. Argumente 
werden damit wieder zur bloßen Fassade 
eines strategischen Kalküls. 
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Diskurse unterliegen mithin einer eige-
nen Dialektik: Je drastischer die Lerneffek-
te ausfallen, die durch Argumentation 
zwanglos erzwungen werden, desto größer 
ist die Gefahr, dass sie nicht bei allen Betei-
ligten zum Konsens über das Konfliktthema 
führen, sondern den Diskurs als soziales 
System sprengen. Genau das ist am Ende 
des TA-Verfahrens geschehen; die Umwelt-
verbände haben sich aus dem Verfahren 
zurückgezogen. Es spricht daher einiges 
dafür, dass man bei polarisierten Konflikten 
von Diskursverfahren spektakuläre argu-
mentative Lernleistungen nur in Grenzen 
erwarten darf. Bei zentralen Streitthemen 
dürften Lernprozesse eher bei den Beobach-
tern der Verfahren ausgelöst werden als bei 
den beteiligten Konfliktparteien; jedenfalls 
kann am Ende mit einer Entscheidung 
durch Konsens aller am Verfahren Beteilig-
ten kaum gerechnet werden. Vermutlich 
gilt: Je grundsätzlicher der Konflikt ist — 
und das heißt: je notwendiger es eigentlich 
wäre, die Fronten durch Kommunikation in 
Bewegung zu setzen — um so wahrscheinli-
cher ist es, dass nur formale Instanzen au-
ßerhalb von deliberativen Verfahren (par-
lamentarische Mehrheiten, Gerichte) eine 
Konfliktentscheidung produzieren können. 
Das Ergebnis ist nicht, dass sämtliche 
Diskurserträge entfallen. Es bleibt ein wich-
tiger Beitrag zur politischen Kultur, wenn 
Streit auch nur zeitweilig in diskursive 
Formen überführt wird. Und es gibt Ver-
ständigungsleistungen in Diskursen, die 
auch dann, wenn sie nicht in einem Ab-
schlusskonsens ratifiziert werden, Wirkung 
entfalten können, etwa indem sie das Aus-
maß und die Art des Dissenses zwischen 
den Konfliktparteien verändern. Darüber 
hinaus wird die mäßigende Wirkung von 
Diskursen davon abhängen, in welchem 
Umfang ihre Rationalisierungsleistungen 
auch in anderen Arenen sichtbar gemacht 
werden können und dort die Spielräume 
der Konfliktparteien, rein strategisch zu 
agieren, begrenzen. 
Auf theoretischer Ebene braucht man, 
um den Ablauf der Technikfolgenabschät-
zung zu deuten, ein Konzept von „Kommu-
nikation“, das (im Anschluss etwa an die 
Sprachphilosophie von John L. Aus-
tin/John R. Searle) die Handlungsintentio-
nen der Sprecher (perlocutionary acts), die 
jenseits der Sprechakte liegen, systema-
tisch im Auge behält. Das wird weder bei 
Luhmann, noch bei Habermas geleistet. 
Ohne die Einbeziehung der Perlokution 
kann man aber Selektionsphasen des Dis-
kurses nicht erklären, wenn es an das Ver-
werfen von Behauptungen und Positionen 
geht, die sich im Diskurs nicht verteidigen 
lassen. Weil hinter den Behauptungen und 
Gegenbehauptungen der Kontrahenten an-
dere Handlungsziele stecken (Technik 
durchsetzen, Technik verhindern, Organi-
sationsidentität verteidigen), entstehen 
durch solche Selektionen Handlungskosten, 
die dem Akzeptieren von noch so zwingen-
den Argumenten letztlich im Wege stehen 
können [120, 137, siehe auch den Beitrag 
von Döbert und van den Daele in diesem 
Band]. Auf der anderen Seite können Theo-
rien, die Handlungen lediglich unter Kos-
ten-/Nutzenperspektiven konzipieren, nicht 
erklären, warum Konfliktparteien im Dis-
kurs gelegentlich erhebliche Handlungskos-
ten der Selektion von Argumenten doch 
akzeptieren. Hier bedarf es des Rekurses 
auf eine Theorie des Argumentierens, die 
verständlich macht, unter welchen Bedin-
gungen gesellschaftsweit geteilte Rationali-
tät (Wahrheit, Werte) als Medium der Ver-
gesellschaftung funktioniert. An dieser Stel-
le scheitern auch sozialwissenschaftliche 
Theorien, die die Durchschlagskraft von 
Argumentation grundsätzlich in Frage stel-
len (konkurrierende Weltbilder, teilsystem-
spezifische Logiken). Wie die Technikfolgen-
abschätzung zeigt, beruhen kognitive Kon-
flikte auf Selektivität, nicht auf inkompatib-
len Weltbildern oder Systemlogiken. 
(c) Die Umsetzung von Technikfolgen-
abschätzung in Verwaltungsverfah-
ren (1996-1998) 
Ziel dieses Projekts war es zu klären, ob die 
Beteiligung der Öffentlichkeit an Genehmi-
gungsverfahren geeignet ist, Konflikte über 
technische Innovationen zu entschärfen. 
Erwartungen in dieser Hinsicht leiten etwa 
Jürgen Habermas und Hans-Peter Peters 
aus einem „Schleusenmodell“ politischer 
Öffentlichkeit ab. Partizipatorische Arran-
gements sollen die Interessen und Ansprü-
che der Bevölkerung in die Entscheidungs-
arenen transportieren und damit einen Bei-
trag zur gesellschaftlichen Integration leis-
ten können. Entsprechende Erwartungen 
lieferten auch eine Begründung dafür, im 
Gentechnikgesetz von 1990 bei der Geneh-
migung der Freisetzung gentechnisch ver-
änderter Pflanzen Erörterungstermine vor-
zusehen, auf denen jeder/jede ohne Rück-
sicht auf eigene Betroffenheit Einwendun-
gen erheben kann. 
Im Projekt wurden anhand der Verhand-
lungsprotokolle die Strukturen und Dyna-
miken der Kommunikation in drei Erörte-
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rungsterminen untersucht. Dabei wurden 
acht unterschiedliche „Diskursformationen“ 
identifiziert, die in unterschiedlicher Weise 
Problemwahrnehmungen, Strategien und 
Erwartungen der Beteiligten (Behörden, 
Antragsteller, Experten, Einwender) auf-
nehmen: ein Rechtsanwendungsdiskurs, 
ein politisch-strategischer, ein politisch-
basisdemokratischer, ein wirtschaftlicher 
Diskurs, ein Rechtsgeltungsdiskurs, ein 
wissenschaftlicher, ein religiöser und ein 
Ethikdiskurs. „Diskurs“ kennzeichnet hier 
nicht das Verfahren, sondern im Anschluss 
an Michel Foucault die Gehalte und Ord-
nungsstrukturen der Kommunikation. Die 
Dynamik des Kommunikationsgeschehens 
im Erörterungstermin entwickelt sich in 
starkem Maße entlang von Konfliktlinien, 
die durch das Aufeinandertreffen von (den 
Diskursformationen entsprechenden) kon-
kurrierenden Erwartungsmustern definiert 
sind. Dabei wird vor allem um das Konzept 
von Öffentlichkeit gestritten. Von den Betei-
ligten werden beispielsweise Experten-, 
Betroffenen-, Entscheidungs- und Publi-
kumsöffentlichkeit gegeneinander ausge-
spielt [19, 70, 94]. 
Der Ablauf der Erörterungstermine wi-
derspricht der Erwartung, dass sich die 
Konfliktintensität der Interaktion durch 
Partizipation verringern werde. Vielmehr ist 
ein typischer Phasenverlauf zu beobachten, 
in dem sich jeweils unterschiedliche Dis-
kurskollisionen ablösen. Am Anfang steht 
ein in der Regel heftiger Streit um Verfah-
rensthemen, in denen der Diskurs der 
Rechtsanwendung und die politischen Dis-
kurse aufeinanderprallen. Hier geht es um 
die Situationsdeutung, um die Kompeten-
zen und Rollen der Beteiligten, die Kriterien 
der Verfahrensgerechtigkeit und die Funk-
tionen der Öffentlichkeit. Diese Auseinan-
dersetzung bildet den Eingangs- und 
Grundkonflikt des gesamten Interaktions-
prozesses. Es folgt eine Phase, in der das 
Risikokonzept verhandelt wird. In dieser 
Phase stehen sich Diskurse der Wissen-
schaft und des Rechts auf der einen und 
Diskurse der Politik, der Ethik und der Re-
ligion auf der anderen Seite gegenüber. Die 
Interaktion ist trotz mitunter starker mora-
lischer Aufladung deutlich weniger konflikt-
intensiv. Am Ende steht jedoch nicht die 
Beilegung der Gegensätze. Vielmehr folgt 
eine dritte wiederum durch Verfahrensstreit 
geprägte Konfliktphase. Der Grundkonflikt 
bricht unvermeidlich wieder durch, sobald 
der Argumentationsaustausch über Risiko- 
und Sicherheitsthemen auf der Sachebene 
erschöpft ist bzw. die weit reichenden Regu-
lierungsforderungen der Einwender unter 
Verweis auf das geltende Recht als irrele-
vant markiert werden. 
Diese Befunde weisen insgesamt darauf 
hin, dass die beobachteten Schwierigkeiten 
mit der Öffentlichkeit in Erörterungstermi-
nen ihre Ursache in dem Versuch haben, 
widerstreitende Diskursarten in einem Ver-
fahren zu vereinen, das von Anfang an 
rechtlich strukturiert ist und damit für 
konkurrierende Kommunikationsregeln 
keinen Raum lässt. Vor dem Hintergrund 
einer Theorie funktionaler Differenzierung 
erscheint es auch einigermaßen plausibel 
zu erwarten, dass diese Form der Öffent-
lichkeitsbeteiligung spürbare Dysfunktiona-
litäten hervorruft. Was sich in den Ver-
handlungsprotokollen als unüberwindbare 
Barriere zwischen den verschiedenen dis-
kursspezifischen Weltsichten manifestiert, 
kann theoretisch als Widerstreit zwischen 
inkompatiblen Systemreferenzen rekon-
struiert werden. Das Rechtssystem sieht 
sich in einen ‚Kampf der Symbolsysteme’ 
verwickelt, der sich weniger auf das mate-
rielle Recht und den Risikobegriff als viel-
mehr auf die Regeln des Verfahrens und die 
Funktion von Öffentlichkeit erstreckt. So 
gesehen erscheint das Anhörungsverfahren 
als „Brennglas“, das die Diskontinuitäten 
und Widersprüche einer funktional diffe-
renzierten Gesellschaft bündelt. Rechtspoli-
tisch folgt aus dem Projekt, dass sich parti-
zipative Ressourcen der Konfliktbewälti-
gung wohl eher in vor- bzw. außerrechtli-
chen Verhandlungsarenen mobilisieren 
lassen, kaum aber durch die Ausweitung 
von Öffentlichkeitsbeteiligung innerhalb der 
(aus Rechtsstaatsgründen zwingend) verre-
gelten Entscheidungsverfahren [71, 114, 
151, 152, 166]. 
Flankierend zu den Untersuchungen zur 
Bearbeitung des Gentechnikkonflikts in 
diskursiven Verfahren und in der Öffent-
lichkeitsbeteiligung wurde in einem Projekt 
die öffentliche Kommunikation über die 
Gentechnik im Vorfeld zweier Volksab-
stimmungen in Österreich 1997 (Volksbe-
gehren) und in der Schweiz 1998 (Verfas-
sungsreferendum) zum Thema gemacht. 
Direktdemokratische Verfahren werden 
häufig als letzter und eigentlich legitimer 
Weg zur Entscheidung grundlegender tech-
nologiepolitischer Konflikte angesehen. Das 
Projekt untersuchte, welche inhaltliche Se-
lektivität öffentliche Kontroversen im Rah-
men direktdemokratischer Abstimmungs-
kampagnen in Bezug auf Themen und Ar-
gumentationsmuster aufweisen, und bis zu 
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welchem Grad in der Auseinandersetzung 
Diskursniveau erreicht wird [27, 194]. 
(d) Konfliktdynamik und Konfliktregu-
lierung im globalen Regime des 
geistigen Eigentums  
Proteste gegen geistige Eigentumsrechte, 
insbesondere gegen ’Patente auf Leben’, 
aber auch gegen Patente für Medikamente, 
die vorrangig in den armen Ländern der 
Erde benötigt werden, sowie für landwirt-
schaftliche Nutzpflanzen gehören zum 
Standardrepertoire der Globalisierungskri-
tik. Im Konfliktfeld kollidieren unterschied-
liche Rechtssysteme (nationale und zwi-
schenstaatliche Regelungen) und heteroge-
ne Akteure, die meist transnational operie-
ren (Regierungen, internationale Organisa-
tionen, Wirtschaftsunternehmen, Nichtre-
gierungsorganisationen, unabhängige Ex-
perten). Zwar sind Regierungen hier nach 
wie vor die wichtigsten Akteure, weil jedes 
denkbare Regime geistigen Eigentums letzt-
lich als nationales Recht implementiert und 
sanktioniert werden muss. Es gibt aber 
auch zivilgesellschaftliche Ansätze, in de-
nen Lösungen durch Verhandlungen zwi-
schen gesellschaftlichen Konfliktparteien 
gesucht werden — ohne oder unter Umge-
hung von Regierungen. Auf diese Ansätze 
zielte das Projekt der Abteilung. 
Das Beobachtungsfeld des Projekts war 
ein Dialogverfahren („stakeholder dialo-
gue“), in dem sich international operierende 
Unternehmen, Nichtregierungsorganisatio-
nen und Experten über strittige Probleme 
des Schutzes geistigen Eigentums bei der 
Entwicklung und Nutzung moderner Bio-
technologien auseinandergesetzt haben. 
Das Verfahren war in Zusammenarbeit mit 
dem World Business Council for Sustai-
nable Development (WBCSD) vom Projekt 
organisiert worden und umfasste 40 Vertre-
ter aus 15 Ländern. Die Beteiligten verhan-
delten face to face auf zwei Konferenzen im 
Abstand von acht Monaten. Zwischen den 
Konferenzen gab es Austausch via Internet 
(E-mail) auf der Basis von Argumentations-
bilanzen, die das Projektteam der WZB an-
hand der Transskripte der Eingangskonfe-
renz und einschlägiger Dokumente erstellt 
hatte [342, 347, 348]. Das Projekt hat die 
Dynamik von Deliberationen und deren 
mögliche Funktionen (Diskursleistungen) 
im Kontext internationaler und transnatio-
naler politischer Steuerung untersucht. 
Diese Analyse schloss an das frühere Pro-
jekt zum partizipativen Verfahren der Tech-
nikfolgenabschätzung an (s. o.), griff aber 
komplementäre Fragestellungen auf, weil 
im stakeholder dialogue weniger die de-
skriptiven Sachverhalte als die normativen 
Kriterien strittig waren. Ferner lag hier ein 
ausgewogenes Verhältnis von Argumentie-
ren und Verhandeln vor, und die Kommu-
nikation lief in erheblichem Umfang nicht 
unter Anwesenden, sondern im Internet ab 
[240, 246]. 
Am Konflikt über den Zugang armer 
Länder zu (patentgeschützten) „essential 
medicines“, der eines der Themen des Dia-
logverfahrens war, zeigte sich, dass unter 
diskursiven Bedingungen auch bei Kontro-
versen über Normen und Werte erheblicher 
Argumentationsdruck entsteht. Standards 
der Verfahrensgerechtigkeit, Menschen-
rechtsansprüche und die moralische Pflicht 
zu helfen sind letztlich unabweisbar. Ande-
rerseits reproduziert der Diskurs auch Stu-
fen der Verbindlichkeit und die Differenzie-
rung nach Adressaten der Ansprüche. Die 
moralische Rhetorik, mit der soziale Bewe-
gungen in der Öffentlichkeit Patente auf 
Medikamente geißeln und Pharmaunter-
nehmen an den Pranger stellen, wurde im 
Diskurs deutlich herabgestuft. In der ge-
genwärtigen „Weltgesellschaft“ können so-
ziale Menschenrechte wirksam nur an (Na-
tional-)Staaten, nicht an Menschen über-
haupt und auch nicht an Unternehmen als 
„global citizens“ adressiert werden. Ande-
rerseits ist Vertragstreue der harte Kern 
selbst minimalistischer Gerechtigkeitskon-
zepte. Es lässt sich auf keine Weise vertei-
digen, dass Unternehmen die Nutzung von 
Zwangslizenzen zu hintertreiben versuchen, 
die nationalen Regierungen durch das in-
ternationale Patentregime zugestanden ist. 
Unter Diskursbedingungen lassen sich die 
empirischen Voraussetzungen normativer 
Urteile nicht ausblenden. Im Dialogverfah-
ren wurden die funktionalen Imperative der 
Ökonomie der Medikamentenentwicklung 
von allen zugestanden und daher Patente 
im Prinzip akzeptiert, weil es andernfalls 
die Medikamente, über deren Verteilung 
gestritten wird, nicht geben würde. Im Er-
gebnis blieb als moralische Basis für Soli-
daritätsansprüche, denen sich auch die 
Unternehmen nicht entziehen konnten, die 
Pflicht zu helfen. Differentielle Preisbildung 
(billigere Medikamente nur für ärmere Län-
der) und eine Stärkung der rechtlich vorge-
sehenen Optionen für eine Einschränkung 
des Patentschutzes gehören inzwischen zu 
den erklärten Zielen der EU-Politik. Diese 
Politik ist das Ergebnis jahrelanger Ver-
handlungen zwischen Regierungen und 
Industrie. Das Dialogverfahren zeigte, dass 
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sie dem reflexiven Gleichgewicht entspricht, 
das durch Deliberation zwischen morali-
schen Ansprüchen, funktionalen Imperati-
ven und legitimen Interessen konstruiert 
werden kann [227, 249, 250, siehe auch 
den Beitrag von Döbert und van den Daele 
in diesem Band]. 
3 Praktische Umsetzung der Ergebnisse aus den Verfahrensprojekten 
Die Verfahrensprojekte der Abteilung un-
tersuchten theoretische Fragen der Integra-
tion moderner Gesellschaften empirisch 
anhand von aktuellen politischen Konflikt-
lagen. Diese Ausrichtung entspricht dem 
Mandat des WZB, das satzungsgemäß auf 
„problemorientierte Grundlagenforschung“ 
verpflichtet wird. In drei der vier genannten 
Projekte war Praxisbezug schon insofern 
eingebaut, als die Organisation und Mode-
ration von Verfahren der Konfliktvermitt-
lung zum Forschungsdesign gehörte. Politi-
sche Dienstleistung durch Intervention in 
das Konfliktfeld war damit gewissermaßen 
automatisch ein Nebenprodukt der Projek-
te, am deutlichsten beim Neusser Mediati-
onsverfahren, das eines der ersten Verfah-
ren in Deutschland überhaupt war und 
unter Einschluss der rechtlich berufenen 
Entscheidungsträger ablief. 
Die Abteilung investierte jedoch auch 
erhebliche Aktivitäten in die praktische 
Umsetzung der Ergebnisse dieser For-
schungen [57, 58, 99, 111, 172]. Im Media-
tionsprojekt beteiligten sich Mitarbeiter an 
der Abfassung von Studienbriefen zur Um-
weltmediation und fassten die Erträge des 
Projekts zu einem Leitfaden für Mediatoren 
zusammen [22]. Die Mitarbeiter wirkten an 
einem Projekt der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt mit, in dem Strategien zur 
Professionalisierung der Mediation erarbei-
tet wurden, und in dem das Neusser Ver-
fahren eines der Referenzprojekte war. Fer-
ner bereitete die Projektgruppe für das 
Land Berlin ein Mediationsverfahren zum 
Konflikt über die Errichtung einer Müll-
verbrennungsanlage vor, und sie übernahm 
die Organisation und Mediation eines Dis-
kurses über Umweltindikatoren für den 
Agrarbereich [141]. Diese Aktivitäten wur-
den wissenschaftlich ausgewertet und wa-
ren insoweit Teil des Forschungspro-
gramms der Projektgruppe Mediation. Ihre 
starke Praxisorientierung führte aber auch 
zu Überlegungen (u. a. im Wissenschaftli-
chen Beirat des WZB), ob hier nicht ein 
Feld für die Ausgründung einer auf WZB-
Forschung beruhenden Beratungstätigkeit 
liegen könnte. Solche Ideen sind allerdings 
nicht weiter verfolgt worden. 
Das TA-Verfahren war in Deutschland 
politisch hoch sichtbar und fungierte wäh-
rend seiner Laufzeit als eine Art Ersatzare-
na für den Konflikt über die Grüne Gen-
technik, in der die Konfliktparteien sich auf 
Untersuchung und Beobachtung einließen. 
Die Materialien (Argumentationsbilanzen) 
des Verfahrens [285-303] waren eine Zeit-
lang von allen Seiten benutztes Referenz-
material. Diese Latenz endete nach Auszug 
der Umweltverbände aus dem Verfahren. 
Die Erwartung, dass die veröffentlichten 
Ergebnisse des Projekts den Konflikt trans-
formieren könnten, erfüllte sich nicht. Nach 
der Besetzung des für die Regulierung zu-
ständigen Gesundheitsministeriums durch 
die Partei der GRÜNEN, dem Einstieg von 
Greenpeace in die Anti-Gentechnik-
Kampagne und die BSE-Krise war die Ein-
deutigkeit der alten Konfliktfronten wieder 
hergestellt. Die Ergebnisse des TA-Projekts 
sind in verschiedenen Praxiskontexten ver-
breitet [135, 156]; sie sind auch in Bera-
tungen des Forschungsministeriums zur 
Organisation der Sicherheitsforschung ein-
gebracht worden [180]. In einer Reihe von 
Arbeiten wurden Konsequenzen aus den 
Ergebnissen des TA-Projekts für die politi-
sche und rechtliche Diskussion über das 
Vorsorgeprinzip gezogen [169, 181, 204, 
265]. 
Das Projekt zum Regime des geistigen 
Eigentums war eines aus einer ganzen Wel-
le von Projekten, die in vielen Ländern und 
in verschiedenen länderübergreifenden 
Konstellationen zu diesem Problembereich 
durchgeführt worden sind. Viele der am 
Projekt Beteiligten waren wichtige politische 
oder professionelle Akteure in diesem Kon-
fliktfeld. Die International Federation of 
Pharmaceutical Manufacturers Associations 
und der EU-Kommission traten ab 1993 für 
eine Politik des ’differential pricing’ ein; 
beide Institutionen hatten Vertreter in das 
Dialogverfahren entsandt. Ob diese durch 
Lernprozesse im Verfahren beeinflusst wor-
den sind, entzieht sich allerdings unserer 
Kenntnis. 
Die Projektgruppe der Abteilung verfügte 
nicht über die Kompetenzen und Kapazitä-
ten, um die Ergebnisse des Projekts selbst 
in die relevanten Praxiskontexte zu tragen. 
Policy-orientierte Beiträge wurden zu Prob-
lemen des Zugangs zu genetischen Res-
sourcen und zu den Schutzrechten nach 
dem Saatgutvertrag des FAO („Seed Treaty“) 
vorgelegt [220-222, 244]. Der Verfasser ist 
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inzwischen von der Europäischen Union 
damit beauftragt worden, für die Regierung 
des Jemen den Beitritt zum internationalen 
Patentabkommen (TRIPS) zu organisieren. 
Die Ergebnisse des Projekts zum Problem-
komplex „Zugang zu humangenetischen 
Ressourcen“ wurden über die Mitgliedschaft 
eines Mitarbeiters in den Nationalen Ethik-
rat eingebracht und dort in der Stellung-
nahme zu Biobanken berücksichtigt. 
4 Weitere Untersuchungen und neue Projektfelder 
Die Untersuchungen zur Dynamik von deli-
berativen Verfahren decken nicht die ganz 
Palette der Projekte der Abteilung ab. So 
wurden eine Reihe von programmatischen 
Arbeiten zur Idee einer „Humanökologie“ 
verfasst [1, 145, 125]. Es wurden Untersu-
chungen zur Kapazitätsbildung in der Um-
weltpolitik durchgeführt [14, 24, 235]. In 
einem Projekt zur Aufschlüsselung morali-
scher Konflikte im Umweltbereich wurden 
Begründungsstrukturen für die normative 
Wertung von Natur untersucht und unter 
Bezug auf die Theorien von Lawrence Kohl-
berg und Carol Gilligan gedeutet [23, 140, 
183]. Schließlich hatte sich die Abteilung 
eine Reihe von Jahren mit Problemen der 
Anwendung physikalischer Theorien evolu-
tionärer Dynamik auf soziale Prozesse be-
fasst. Anlass und Gelegenheit dazu gab die 
Förderung der Integration von Wissen-
schaftlern der ehemaligen Akademie der 
Wissenschaften der DDR. In der Abteilung 
hatten zwei der betroffenen Wissenschaft-
ler, die vom Fach her Physiker waren, Un-
tersuchungen zur formalen Analyse und 
evolutionstheoretischen Erklärung von 
Wachstumsprozessen in der Wissenschaft 
und der Dynamik (Überlebenswahrschein-
lichkeit) von Unternehmensgründungen 
durchgeführt [153, 165, 171, 281, 345]. 
(a) Projektfeld: On-line Mediation 
Die Mediationsforschung der Abteilung 
konzentriert sich seit 2002 auf Fragen, die 
sich aus der Nutzung des Internets für poli-
tische Diskurse und Bürgerbeteiligungen 
ergeben [210, 216, 218, 223, 224]. Für die-
se Nutzung sind in den USA aber auch in 
Deutschland spezielle Internetprogramme 
entwickelt worden. Eine Arbeitsgruppe der 
Abteilung hat in Kooperation mit Informati-
kern des Fraunhoferinstituts „Autonome 
intelligente Systeme“ Untersuchungen zum 
praktischen Einsatz dieser Programme und 
den spezifischen Probleme der Mediation in 
diesem Rahmen aufgenommen. Es wurde 
eine Arbeitgemeinschaft von Fachkollegen 
gegründet, in der Kompetenz im Umgang 
mit Online-Mediation erworben wurde. 
Die Interaktionsmuster in einem online 
mediierten Diskurs wurden in einem Rol-
lenspiel („Sprottenborn“) unter kontrollier-
baren Bedingungen untersucht [185, 349]. 
Dabei wurde ein Analyseverfahren einge-
setzt, das bereits in den Untersuchungen 
zum Neusser Verfahren und zum Diskurs 
über Umweltindikatoren verwendet worden 
war. Damit waren Vergleiche zwischen drei 
sehr unterschiedlich strukturierten Verfah-
ren möglich. Es zeigte sich, dass bestimmte 
Interaktionsmuster verfahrensunabhängig, 
also in Face-to-Face (FtF)-Diskursen ebenso 
wie in Online-Diskursen auftreten: So gibt 
es eine hohe Übereinstimmung in der Ver-
teilung der Arten der Beiträge (Inhaltliches, 
Verfahrenssteuerung, Fragen, Antworten 
etc.). In allen Diskursen sind es durchgän-
gig weniger als zehn Beteiligte, die die Dis-
kussion bestimmen. Bezogen auf relativ 
formale Beschreibungskategorien scheint 
die Interaktion in Diskursverfahren relativ 
unabhängig von ihren Randbedingungen 
einem allgemeinen Muster zu folgen. Diese 
Invarianz ermöglicht eine theoretische, über 
den Einzelfall hinausgehende Beschreibung 
von Verfahrensabläufen, tatsächlich aber 
gab es viele Bezugnahmen auf Beiträge an-
derer. Der Einfluss anderer auf das Grup-
pengeschehen wird — gemessen an objekti-
ven Parametern — relativ zutreffend beur-
teilt, der eigene Einfluss auf das Gruppen-
geschehen unterliegt im Vergleich damit 
stärkeren subjektiven Urteilsverzerrungen. 
Dem häufig geäußerten Verdacht, in On-
line-Diskursen gäbe es wenig wechselseitige 
Bezugnahme der Beteiligten, entsprach der 
subjektive Eindruck der Versuchspersonen. 
Diese hatten den Eindruck, dass "autisti-
sche" Beiträge vorherrschen. Die Inhalts-
analyse ergab allerdings, dass die wechsel-
seitige Bezugnahme nicht geringer ist als in 
entsprechend skalierten FtF-Diskursen. Die 
Teilnehmer unterschätzen also die Stärke 
der Interaktion. Ein Spezifikum asynchro-
ner internetbasierter Kommunikation 
scheint die Tendenz zu sein, die Bedeutung 
eigener Beiträge im Online-Diskurs und 
den eigenen Einfluss auf das Gruppenge-
schehen systematisch zu unterschätzen. 
Das zeigt der Vergleich zwischen Selbstbe-
urteilung und Beurteilung durch andere 
Teilnehmer. In Online-Diskursen fällt es 
offenbar schwerer, die Gruppenstruktur 
und die eigene Rolle in der Gruppe einzu-
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schätzen [241, 243, 245, siehe auch Fiet-
kau, Trénel, Prokop in diesem Band]. 
Schließlich geht eine (noch laufende) Un-
tersuchung der Frage nach, wie sich Mode-
ration bzw. Mediation auf den Ablauf und 
die Ergebnisse online durchgeführter Bür-
gerbeteiligungsverfahren auswirkt. Zur Ab-
schätzung dieses Effekts wird ein Bürgerbe-
teiligungsverfahren herangezogen, in dem 
die Stadt New York zu einem Internet-
Diskurs zu der Frage einlud, wie mit dem 
Gebiet von Ground Zero umgegangen wer-
den sollte. Hierzu gab es eine Reihe von 
Diskussionsforen im Internet, die teils mo-
deriert waren, teils nicht. Die Protokolle aus 
diesen Foren erlauben einen quasiexperi-
mentellen Vergleich moderierter und un-
moderierter Gruppenprozesse. 
(b) Projektfeld: Transnationale Gover-
nance durch Nichtregierungsorga-
nisationen  
Die Untersuchungen in diesem Feld zielen 
ebenfalls auf transnationale zivilgesell-
schaftliche Arrangements, aber mit verän-
derter Fragestellung. Es geht weniger um 
die Binnendynamik der Kommunikation 
und Interaktion in solchen Arrangements, 
sondern um deren politische Steuerungs-
leistungen. 
Am Beispiel des „Forest Stewardship 
Council“ (FSC) ist untersucht worden, wie 
transnationale zivilgesellschaftliche Rege-
lung implementiert und mit Sanktionen 
bewehrt werden kann (siehe den Beitrag 
von Kristine Kern in diesem Band). Der FSC 
vergibt ein weltweit anerkanntes und ge-
nutztes Umweltzeichen für die Zertifizie-
rung nachhaltiger Waldbewirtschaftung. 
Das Projekt hat die Faktoren identifiziert, 
die in diesem Fall Selbstorganisation be-
günstigt haben: Die Kombination mit 
Marktmechanismen (Zertifizierung als 
Wettbewerbsvorteil); die Einbettung in nati-
onalstaatliche Systeme durch flankierende 
Regelung und die Perspektive einer drohen-
den politischen Mobilisierung der Verbrau-
cher. Probleme ergaben sich für das zivilge-
sellschaftliche Regime durch die Konkur-
renz verschiedener nicht-staatlicher Zertifi-
zierungssysteme. 
Ein weiteres (laufendes) Projekt unter-
sucht die Governance-Leistungen eines 
transnationalen Verhandlungssystems, in 
dem unter Umgehung formaler Regelungs-
ebenen zwischen Unternehmen und Nicht-
regierungsorganisationen Lösungen für die 
Umweltprobleme des Bergbausektors aus-
gehandelt wurden (siehe den Beitrag von 
Helmut Weidner in diesem Band). Der 
Bergbausektor ist als empirisches Feld ge-
wählt worden, weil er wegen massiver öko-
logischer und sozialer Effekte, die globale 
oder transnationale Bedeutung haben, 
stark unter politischen Druck geraten ist. 
Das Projekt hatte im Vorfeld Zugang zu 
Verhandlungen, in denen zwischen großen 
Bergbauunternehmen und Nichtregie-
rungsorganisationen versucht wurde, ge-
meinsam Normen und Standards für 
„nachhaltige Entwicklung“ im Bergbau zu 
definieren, die rechtliche Regeln und inter-
nationale Regime sozial und ökologisch 
ergänzen können. Die Governance-Leistun-
gen dieser Verhandlungen und weiterer 
Beispiele für zivilgesellschaftliche Verfahren 
zur Nachhaltigkeit im Bergbausektor sollen 
auf der Basis von Fallstudien international 
vergleichend untersucht werden. Das Pro-
jekt wird in der Abteilung „Transnationale 
Konflikte und internationale Institutionen“ 
(Michael Zürn) fortgesetzt. 
(c) Projektfeld: Governance durch 
transnationale Netzwerke  
Gegenstand in diesem Feld waren die 
Strukturen und Leistungen unterschiedli-
cher transnationaler Netzwerke in Europa. 
In einem der Projekte wurden drei transna-
tionale Städtenetzwerke, die sich auf den 
lokalen Klimaschutz spezialisiert hatten, 
vergleichend untersucht. Diese Städtenetz-
werke repräsentieren einen Typus von 
transnationaler „Nichtregierungsorganisati-
on“, der bislang kaum erforscht wurde. Das 
Projekt konzentrierte sich auf die interne 
Governance und die externen Beziehungen 
dieser Netzwerke. Es ergab sich, dass in 
allen drei Netzwerken Tendenzen hin zu 
einer Re-Nationalisierung existieren, die 
sich etwa in der Einrichtung nationaler 
Koordinationsstellen oder autonomer nati-
onaler Subnetzwerke manifestieren. Die 
Netzwerke waren bestrebt, sich als Akteure 
zu behaupten, die Einfluss auf die Klima-
schutzstrategien nationaler, europäischer 
und internationaler Regierungsorganisatio-
nen nehmen konnten. Sie wurde im Laufe 
der Zeit immer stärker von den finanziellen 
Zuwendungen der Adressaten, insbesonde-
re der Europäischen Union abhängig. Die 
Konkurrenz der Netzwerke untereinander 
hat im Zeitverlauf stark abgenommen, weil 
sich die Netzwerke auf die Kommunen eini-
ger europäischer Länder, die im Klima-
schutz besonders aktiv sind, konzentriert 
haben. Die Chancen, dass die Netzwerke 
ihr Ziele umsetzen können, hängen stark 
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ab von der Position von „gatekeepers“, die 
Verbindungen zwischen dem transnationa-
len Städtenetzwerk und dem lokalen Poli-
tiknetzwerk kontrollieren [215, 232]. 
Städtenetzwerke sind auch das Thema 
in einem (noch laufenden) Projekt, in dem 
am Beispiel der beiden größten paneuropäi-
schen Kommunalverbände, Eurocities und 
Rat der Gemeinden und Regionen Europas 
untersucht wird, welche Bedeutung diese 
für eine europäische kommunale Interesse-
naggregation haben und welchen Input sie 
für die Politikproduktion der Europäischen 
Union leisten [vgl. auch den Beitrag von 
Heinelt und Niederhafner in diesem Band]. 
Das Projekt vergleicht die Situation in Eng-
land, Deutschland und Frankreich. Es zeigt 
sich, dass zwischen den Kommunen und 
der EU direkte und interdependente Aus-
tauschbeziehungen entstehen, über die — 
zum Teil unter Umgehung regionaler oder 
nationaler Ebenen — die Kommunen auf 
die Politikformulierung der EU zurückwir-
ken und dadurch das institutionelle Arran-
gement auf EU-Ebene verändern. 
Eine weitere Untersuchung betrachtete 
Formen grenzüberschreitender Kooperation 
und Netzwerkbildung im Ostseeraum. Die 
zentrale Fragestellung war hier die nach 
dem Verhältnis von Transnationalisierung 
und Europäisierung politischer Steuerung. 
Die Bandbreite der Governance jenseits des 
Nationalstaates im Ostseeraum ist groß: 
internationale Regime wie die Helsinki-
Konvention zum Schutz der Ostsee; trans-
nationale (Politik-) Netzwerke wie die Bal-
tic 21, die weltweit erste regionale Agen-
da 21, oder die „Union of the Baltic Cities“ 
(UBC) sowie die Europäische Union mit 
ihren eigenen Ansätzen zur Entwicklung 
der Ostseeregion (z. B. „Northern Dimensi-
on“). Für die Politik der nachhaltigen Ent-
wicklung im Ostseeraum gehen wichtige 
Impulse von transnationalen (Politik-) 
Netzwerken und der Europäischen Union 
aus. Hier zeichnen sich parallele Trends der 
Transnationalisierung und der Europäisie-
rung von Governance ab [258]. 




(IKZM) hat sich im letzten Jahrzehnt zu 
einem viel diskutierten Thema entwickelt. 
Hintergrund ist die hohe Entwicklungsdy-
namik in Küstenräumen, die sich in der 
kontinuierlichen Ausweitung verplanter 
Flächen und in steigendem Nutzungsdruck 
niederschlägt. Das hat die Frage, wie Küs-
tenräume gestaltet und genutzt werden 
sollen und wie Konflikte über konkurrie-
rende Perspektiven und Ansprüche gelöst 
werden können, auf die politische Agenda 
gebracht. In der Abteilung sind drei mitein-
ander vernetzte politikorientierte Projekte 
zu IKZM begonnen worden [siehe den Bei-
trag von Gläser et al. in diesem Band]. 
Im ersten Projekt wurden im Auftrag des 
Bundesamts für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR) und des Bundesministeriums 
für Verkehrswesen, Bau- und Wohnungs-
wesen (BMVBW) Vorschläge für eine natio-
nale IKZM-Strategie aus Sicht der Raum-
ordnung entwickelt [253]. Die IKZM-
Strategie muss das Zusammenspiel zwi-
schen Bund, Ländern und Regionen klären 
und ein „enabling environment“ bereitstel-
len, welches Transparenz im Dialog, die 
Teilnahme verschiedener Stakeholdergrup-
pen am Entscheidungsprozess und Effekti-
vität in der Umsetzung ermöglicht. 
Mit zwei weiteren Projekten ist die Abtei-
lung an zwei vom BMBF finanzierten Ver-
bundprojekten beteiligt, in denen etwa 15 
Forschungseinrichtungen für zwei Küsten-
regionen (Westküste Schleswig-Holsteins 
und Odermündung) Grundlagen sowie Mo-
dell-Erfahrungen für die Entwicklung von 
IKZM erarbeiten sollen. Hauptthema des 
Verbundes zur Westküste Schleswig-
Holsteins ist die Abwägung der Chancen 
und Risiken, die mit dem Ausbau der Offs-
hore-Windkraft einhergehen. Die Projekt-
gruppe der Abteilung trägt in diesem Be-
reich eine Stakeholderanalyse bei, für die 
Wertvorstellungen, Küstenbilder, Hand-
lungsressourcen und Prioritäten beteiligter 
oder betroffener Akteure und Akteursgrup-
pen erhoben werden. Ferner werden Netz-
werk-, Kommunikations- und Medienanaly-
sen durchgeführt, um die Konfliktfelder im 
Detail zu bestimmen. Ziel ist es, Vorschläge 
zu Verfahren zum Umgang mit Interessen-
konflikten und für die Erarbeitung ver-
schiedener Zukunftsszenarien zu machen. 
Für den Bereich Oder steht die grenzüber-
greifende Zusammenarbeit mit Polen und 
die Entwicklung modellhafter, regional ab-
gestimmter IKZM-Strukturen im Vorder-
grund. Hier soll die WZB-Projektgruppe 
dazu beitragen, die grenzübergreifende 
Kommunikation, Information und Zusam-
menarbeit zu verbessern und einen 
deutsch-polnischen Dialog zum Küsten-
Einzugsgebiet einzurichten. Damit soll eine 
räumlich integrative Betrachtung von Pro-
zessen, Strukturen und Planwerken ge-
währleistet werden, die als Grundlage für 
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die Entwicklung von IKZM-Konzepten ge-
eignet ist [263, 269]. 
(e) Arbeiten zur Biopolitik  
Die Untersuchungen zur Biopolitik schla-
gen eine Brücke zwischen dem praktischen 
politischen Engagement, das durch die 
Mitwirkung im Nationalen Ethikrat reali-
siert wird, und wissenschaftlicher Analyse, 
aus denen sich die Kompetenz und das 
Mandat zu einem solchen Engagement 
letztlich ableiten muss [30, 32, 247]. Ein 
Ansatzpunkt für solche Analysen sind Fol-
genbehauptungen, die eine zentrale Rolle in 
moralischen und politischen Ansprüchen 
spielen, die in der öffentlichen Auseinan-
dersetzung über die modernen Biotechni-
ken geltend gemacht werden. In der Prü-
fung solcher Behauptungen liegt ein we-
sentlicher professioneller Beitrag, mit dem 
Sozialwissenschaft aufklärend in diese Aus-
einandersetzungen eingreifen kann [266]. 
In der Abteilung wurde dieser Beitrag an 
verschiedenen Beispielen ausgearbeitet. So 
wurde beispielsweise versucht, anhand 
verfügbarer Daten zu zeigen, dass die 
Verbreitung vorgeburtlicher Selektion sich 
entgegen verbreiteter öffentlicher Rhetorik 
nicht negativ auf die soziale Lage von Men-
schen mit Behinderung und auf ihre gesell-
schaftliche Akzeptanz auswirkt [267; siehe 
auch den Beitrag von Wolfgang van den 
Daele in diesem Band]. 
 




Ausgewählte neuere Beiträge 
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Kommunikationsmuster in (online) mediierten 
Diskursen 
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uns bei dem Verlag für die Genehmigung des Nachdrucks. 
Es werden Erfahrungen aus einem online 
mediierten Rollenspiel (Sprottenborn) dar-
gestellt. Einige Aspekte des Interaktions-
verhaltens im Rollenspiel werden mit zwei 
realen Diskursen verglichen: Hierbei zeigen 
sich relativ ähnliche Muster.1 
1 Fragestellung und Vorgehen 
Computervermittelte Kommunikation (CvK) 
hat in unterschiedlichste private, berufliche 
und öffentliche Lebensbereiche Einzug 
gehalten. Ein Sonderfall der CvK stellt Kon-
fliktregulierung (Mediation) via Internet dar. 
Inzwischen sind auch in Deutschland eine 
Reihe von Mediationsverfahren/Diskursen 
— insbesondere im Bereich öffentlicher 
Planung — ausschließlich oder überwie-
gend online geführt worden.2 Möglichkeiten 
und Grenzen eines solchen Vorgehens gilt 
es auszuloten. In der Untersuchung, über 
die hier berichtet wird, gingen wir der Frage 
nach, welche Besonderheiten des Kommu-
nikationsverhaltens sich in online durch-
geführten mediierten politischen Diskursen 
im Vergleich zu Face-to-Face (FtF)-Diskur-
sen ergeben. 
Zur Untersuchung von Interaktions-
mustern in einem mediierten Online-Dis-
kurs nutzten wir ein Rollenspiel3. Ein politi-
scher Diskurs (das Rollenspiel „Sprotten-
born“) wurde ausschließlich online (schrift-
                                                         
1 Eine ausführliche Fassung findet sich in: AG-
Online-Mediation (Hrsg.) (2003). „Sprottenborn: Ein 
online mediiertes Rollenspiel“, Discussion Paper SP IV 
2003-109, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung, <http://skylla.wz-berlin.de/pdf/2003/iv03 
-109.pdf>. 
2 Vgl. Märker, O., Trénel, M. (2003) (Hrsg.). Online-
Mediation. Neue Medien in der Konfliktvermittlung — 
mit Beispielen aus Politik und Wirtschaft. Berlin: edition 
sigma. 
3 Stahlke, I. (2001). Das Rollenspiel als Methode 
qualitativer Sozialforschung. Möglichkeiten und Gren-
zen. Münster: Waxmann. 
lich, asynchron) abgewickelt. Die Spieler 
waren Mitglieder der AG Online, einem in-
formellen Zusammenschluss von Wissen-
schaftlern und Praktikern, die sich für in-
ternetbasierte Kommunikation interessier-
ten. Die 15 Spielbeteiligten hatten unter-
schiedlich intensive Vorerfahrungen in der 
Nutzung des Internet. Das Spiel fand vom 
13. März bis zum 29. Mai 2002 statt. Ge-
nutzt wurde die Diskurssoftware ZENO, die 
vom Fraunhoferinstitut für „Autonome in-
telligente Systeme“ entwickelt wurde. Das 
Rollenspiel Sprottenborn simuliert eine Me-
diation, in der sich Politiker, Gewerbe-
treibende und Bürger der Gemeinde Sprot-
tenborn zur Erlangung von Fördermitteln 
auf gemeinsame Projekte einigen müssen. 
Die Spieler erhalten knappe Rollenanwei-
sungen, in denen der erste Teil öffentlich 
und der zweite (kursiv gedruckte) nur dem 
jeweiligen Rolleninhaber bekannt ist. Ein 
Beispiel:  
 
Herr/Frau Welt-Bürger (Kurdirektor) 
ist die rechte Hand des Bürgermeisters, strebt nach 
internationalem Flair und nach Kultur im Ort. Er/sie 
hat aber allgemein keinen guten Stand, weil er/sie 
sich zumeist auf Auslandsreisen befindet und sich 
wenig um die Tagesprobleme kümmert. 
Sie haben Ihren Posten hier vor 10 Jahren 
angetreten, und Sie haben schwere Zweifel, dass 
sich aus diesem Kaff was Vernünftiges machen 
lässt. Sie würden lieber heute als morgen eine 
Position in einem attraktiveren Ort annehmen. Dafür 
müssten Sie aber  mit einem außergewöhnlichen 
Projekt Aufsehen erregen oder viel versprechende 
Kontakte knüpfen. 
 
Die empirische Analyse des Rollenspiels 
diente dem Ziel, (Hypo)Thesen zu generie-
ren. Hierzu wurden mit allen Teilnehmern 
ein halbstrukturiertes Interview, eine 
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schriftliche Befragung und zwei Gruppen-
diskussionen durchgeführt, wobei die Er-
hebungen aufeinander aufbauten. Aus den 
jeweils vorangegangenen Schritten wurden 
vorläufige Thesen gebildet, die mit den Be-
teiligten erörtert und weiterentwickelt wur-
den (kommunikative Validierung). Die Rol-
lenspielteilnehmer waren so nicht nur Ob-
jekte der Forschung, sie brachten ihre 
Sichtweisen auch in die Entwicklung der 
Ergebnisse ein. Dieser Forschungsprozess 
führte schließlich zu den Thesen, die wir 
darstellen werden. 
Zur Analyse der schriftlichen Beiträge 
verwendeten wir die „Konferenzkodierung”. 
Sie wurde von Fisch4 entwickelt und unter-
schiedlichen Anwendungserfordernissen 
angepasst. Beck5 nutzte sie zur Erfassung 
von Interaktionen in öffentlichen Anhörun-
gen. Für unsere Zwecke wurden die Skalen 
angepasst. Erfasst wurde, wer wann was 
sagte, welcher Art der Beitrag war, ob der 
Versuch, Probleme zu lösen sichtbar wurde, 
ob er ein positives Klima schaffen sollte, ob 
versucht wurde, verschiedene Sichtweisen 
zu integrieren, ob auf eine andere Person 
oder einen anderen spezifischen Beitrag 
explizit Bezug genommen wurde, ob es bei 
solch einer Bezugnahme eine positive oder 
negative emotionale Tönung gab und ob 
man der Meinung, auf die man sich bezog, 
zustimmt oder sie ablehnt. Zur Bestim-
mung der Objektivität kodierten Rater un-
abhängig voneinander 43 Items auf allen 
Skalen. Bis auf die Skalen “Problemlösen” 
und “Atmosphäre“ (die zur weiteren Analyse 
nicht herangezogen werden) war die Objek-
tivität aller Skalen (Fleiss-Kappa: = .68 bis 
.91) zufriedenstellend. 
Bezüglich einiger formaler Charakteris-
tika der schriftlichen Interaktion werden 
Vergleiche zu verbalen Äußerungen in zwei 
von uns durchgeführten und untersuchten 
„realen“ Diskursen vorgenommen. Dies 
sind: das „Neusser Verfahren“ mit ca. 
30 Teilnehmern, in dem es um die Ent-
wicklung eines Abfallwirtschaftskonzeptes 
im Kreis Neuss ging, und der mediierte 
„Umweltindikatorendiskurs“ (ebenfalls etwa 
30 Teilnehmer) in dem Indikatoren zur Er-
fassung von Umweltqualität am Beispiel 
                                                         
4 Fisch, R. (1998). Konferenzkodierung. In E. Ardelt-
Gattinger, H. Leschner und W. Schlögel (Hrsg.), Grup-
pendynamik. Anspruch und Wirklichkeit der Arbeit in 
Gruppen. Göttingen: Verlag für Angewandte Psycholo-
gie, S. 194-206. 
5 Beck, D. (2002). Verwaltungshandeln bei umstrit-
tenen Großvorhaben. Zur Sozialpsychologie von Erör-
terungsterminen. Teil 2: Fallvergleich zweier unter-
schiedlich konflikthafter Erörterungstermine. In: Ver-
waltung und Management, 8 (3), S.179-185 
des Agrarbereichs entwickelt wurden.6 Der 
Vergleich von Daten aus einem online 
durchgeführten Spiel mit Daten, die in rea-
len FtF-Diskursen gewonnen wurden, be-
darf einer vorsichtigen Interpretation. Mög-
liche Unterschiede zwischen beiden Formen 
wären ursächlich schwer zu erklären. Aber 
Ähnlichkeiten zwischen so unterschiedli-
chen Realisierungen politischer Diskurse 
würden einen guten Beleg dafür darstellen, 
dass es gewisse allgemeine Muster der 
Kommunikation in mediierten politischen 
Diskursen gibt, die sich unabhängig von 
der Art der medialen Abwicklung durchset-
zen. 
2 Ergebnisse 
Die Schwierigkeit, Atmosphärisches zu 
beurteilen 
Die oben angesprochene Analyse der Ra-
tingskalen zeigt, dass es offenkundig 
schwierig ist, in einem schriftlichen Online-
Diskurs zu beurteilen, ob der Schreiber 
konstruktiv nach Problemlösungen sucht 
oder eher versucht, diese zu torpedieren 
und ob er sich um ein gutes soziales Klima 
bemüht oder eher einen Streit vom Zaune 
brechen will. Die Unsicherheiten bzw. Fehl-
interpretationen, die hier anscheinend auf-
treten, können eine Quelle für Missver-
ständnisse und unproduktives „Aneinan-
der-vorbei-Schreiben” in einem Online-Dis-
kurs sein. Online-Diskurse scheinen wenig 
geeignet, klimatisch atmosphärische Fragen 
differenziert zu behandeln. 
Selektive Aufmerksamkeit 
Die Beteiligten nehmen die Diskussions-
beiträge relativ unsystematisch, unvoll-
ständig und selektiv zur Kenntnis. Sie lesen 
bevorzugt die Beiträge, die sie betreffen. Im 
Verlauf des Diskurses nahm die Selektivität 
tendenziell zu. Dies kann an der wachsen-
den Informationsflut aber auch an zuneh-
mender Strukturierung durch die Mediato-
rin gelegen haben, die es den Spielern er-
leichterte, für sie relevante von irrelevanten 
Informationen zu unterscheiden. Die Selek-
tivität der Aufmerksamkeit ist online nicht 
wahrnehmbar. Das Programm (Zeno) in-
formierte nicht darüber, welche Beiträge 
andere Teilnehmer aufgerufen haben. Se-
                                                         
6 Fietkau, H.-J., Weidner, H. (1998): Umweltverhan-
deln. Berlin: edition sigma, sowie Fietkau, H.-J., 
Trénel, M. (2003): Struktur und Entwicklung von 
Interaktionsmustern in einem mediierten Diskurs. In: 
Verwaltung und Management, 9 (6), S. 308-311. 
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lektive Aufmerksamkeit hat in Face-to-
Face-Diskursen weniger Auswirkungen. 
Dort wird im Gegensatz zu Online-Diskur-
sen auch der an manchen Themen uninte-
ressierte Zuhörer — zumindest durch bei-
läufiges Mithören — über alles informiert. 




Online-Mediation gestattet taktisches Ver-
halten, insbesondere dadurch, dass das 
eigene Verhalten gut überlegt und kontrol-
liert werden kann. Auch Emotionen können 
gezielt und kontrolliert eingesetzt werden. 
Spontane Emotionen sind selten. 
Erhöhte Sachlichkeit 
In der Fachöffentlichkeit wird die These 
vertreten, Asynchronität (die Diskussions-
beiträge erfolgen nicht in einem unmittel-
baren Wechsel, sondern zeitlich versetzt) 
erzeuge eine höhere Sachlichkeit und Diffe-
renziertheit in der Diskussion, weil mehr 
Zeit gegeben ist, den eigenen Beitrag zu be-
denken. Unsere Spieler bewerten die Diffe-
renziertheit der Beiträge, die wohl auch der 
Schriftlichkeit geschuldet ist, auch über-
wiegend positiv. Aber es gab auch kritische 
Stimmen. Eine Verminderung der emotio-
nalen Begleittöne vermindere auch sach-
bezogene Orientierungsmöglichkeiten.  
„Autistische“ Dialoge 
In der Diskussion über computergestützte 
Kommunikation wird immer wieder ver-
mutet, dass es sich hierbei weniger um Dia-
loge als um parallel geführte Monologe 
handelt. Auch in Gesprächen mit unseren 
Sprottenborn-Spielern kam die Vermutung 
auf, dass hier „autistische Dialoge” statt-
fänden. Lässt sich dieser Eindruck empi-
risch stützen? Operational soll hier ein Dia-
log dann als „autistisch“ gelten, wenn die 
Teilnehmer in sehr geringem Maße aufein-
ander (konkret auf vorangegangene Bei-
träge eines anderen) Bezug nehmen. Es 
wurden die expliziten wechselseitigen Be-
zugnahmen erfasst. Insgesamt gab es in 
51,6 Prozent der Beiträge Bezugnahmen. In 
13 Beiträgen kamen zwei Bezugnahmen 
vor. In der weiteren Auswertung wird jede 
Bezugnahme als ein Item gewertet. Da-
durch ergeben sich insgesamt 128 Bezug-
nahmen (115 Beiträge mit Bezugnahme + 
13). Davon bezogen sich 44,5 Prozent 
(N = 57) auf die Mediatorin. Im Verlauf der 
vier Phasen blieb die Anzahl der Bezug-
nahmen fast konstant. Der Anteil der Be-
zugnahmen auf die Mediatorin hatte in der 
zweiten Phase seinen Höhepunkt und wur-
de gegen Ende geringer. Der hohe Anteil 
von Bezugnahmen auf die Mediatorin zeigt, 
dass ihr eine wichtige Funktion bei der 
Herstellung von Gruppenkohärenz zukam. 
Man könnte einwenden, der Eindruck, es 
hätte sich gleichwohl um einen autistischen 
Dialog gehandelt, der dadurch zustande 
gekommen sei, dass die Bezugnahmen ü-
berwiegend von der Mediatorin angespro-
chene Verfahrensgesichtspunkte beträfen. 
Die Daten jedoch sprechen gegen diese 
Vermutung. 64 Prozent der Bezugnahmen 
fanden sich in inhaltlichen Beiträgen und 
30,4 Prozent in Beiträgen zur prozeduralen 
Steuerung. 
Schwierige Selbsteinschätzung 
Die Einschätzung der eigenen Rolle in der 
Gruppe ist in Online-Verfahren schwierig. 
Es war für die Beteiligten nicht einfach, die 
verborgene Gruppenstruktur zu dekodie-
ren. Entsprechend fiel es ihnen auch 
schwer, die eigene Rolle im Diskurs zu bes-
timmen. Da für die Zentralität bzw. Margi-
nalität der Spieler kein objektives Maß zur 
Verfügung stand, haben wir die Selbstein-
schätzungen der Spieler mit den auf sie 
bezogenen Fremdeinschätzungen vergli-
chen. Hierbei zeigte sich, dass in sieben 
Fällen der eigene Einfluss auf die Dis-
kussion von den Spielern selbst schwächer 
eingeschätzt wurde als von den anderen 
Teilnehmern. In zwei Fällen stimmten 
Fremd- und Selbsteinschätzung überein. In 
nur einem Fall wurde der eigene Einfluss 
von einem Teilnehmer höher eingeschätzt 
als von den anderen Teilnehmern. Auch 
wenn aufgrund der geringen Teilnehmer-
zahl keine statistisch gesicherte Überprü-
fung möglich ist, scheint dieses Ergebnis 
tendenziell dafür zu sprechen, dass der 
eigene Einfluss auf den Diskussionsverlauf 
eher unter- als überschätzt wird. 
Verborgene Gruppenstruktur 
Es ist schwierig, in Online-Diskursen die 
soziale Struktur der Gruppen zu erkennen. 
Die Einschätzung der Beziehungen der 
Gruppenmitglieder fällt schwer. Ein großer 
Teil der Befragten hatte nach eigener Mit-
teilung Schwierigkeiten, die soziale Struk-
tur der Gruppe angemessen zu erkennen. 
Trotz dieser Schwierigkeiten werden die 
Gruppenmitglieder versuchen, eine Grup-
penstruktur zu konstruieren. Sie müssen 
sich hierbei an den ihnen gegebenen Sti-
muli orientieren. So könnte es zum Beispiel 
sein, dass der wahrgenommene Einfluss 
anderer auf deren Schreibhäufigkeit be-
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ruht. Diese These lässt sich an Hand der 
Sprottenborn-Daten prüfen. Es zeigen sich 
tatsächlich starke Zusammenhänge zwi-
schen der Fremdeinschätzung des Einflus-
ses und der Anzahl der Beiträge (r = 0.75, 
p = 0,01), der Anzahl der aktiven (andere 
ansprechen) Bezugnahmen (r = 0.74, p = 
0,01) sowie der Anzahl der passiven Bezug-
nahmen (angesprochen werden) (r = 0.64, 
p = 0.04). 
Ausmaß und Art der Beteiligung im Vergleich 
mit zwei realen Diskursen 
In Sprottenborn gab es insgesamt 223 
schriftliche Beiträge. Auf die Mediatorin 
entfielen 26 Prozent. Die restlichen Beiträge 
verteilen sich auf die 14 Rollenspielteil-
nehmer, wobei ein Teilnehmer mit 20 Bei-
trägen und ein anderer mit drei Beiträgen 
die Bandbreite (Range) markieren. Die un-
terschiedlichen Beitragshäufigkeiten sind 
nicht Spezifika der unterschiedlichen Rol-
len geschuldet. Aus jeder Rolle konnte in 
ähnlicher Weise in das Spiel eingegriffen 
werden. 
Die Differenzierungen aller Äußerungen 
in unterschiedliche Beitragsarten ergab 
folgendes Bild: 39 Prozent der Beiträge wa-
ren Meinungsäußerungen, 25 Prozent In-
formationen, somit zusammen 64 Prozent 
inhaltliche Beiträge. In 11 Prozent der Bei-
träge stand eine Informationsfrage im Zent-
rum. Im Onlinediskurs — wie wohl auch 
sonst — wird mehr geantwortet und werden 
mehr Meinungen geäußert als Fragen ge-
stellt. Die Verfahrenssteuerung (Verfah-
rensgesichtspunkte und Verfahrensfragen 
zusammen) machte 22 Prozent der Beiträge 
aus. Relativ selten waren Fragen mit fest-
stellendem Charakter. Ihrer Rolle entspre-
chend war die Mediatorin mit Meinungsäu-
ßerungen sehr zurückhaltend. Sie konzen-
trierte sich auf verfahrenssteuernde Inter-
ventionen. 
Trotz aller Unterschiedlichkeiten zwi-
schen Sprottenborn (online, Spielcharak-
ter), dem Neusser Verfahren und dem Um-
weltindikatorendiskurs konnten wir bei 
einigen formalen Aspekten der Interaktion 
erstaunliche Übereinstimmungen feststel-
len. Insbesondere der Umweltindikatoren-
diskurs eignet sich methodisch zum Ver-
gleich mit Sprottenborn. In ihm wurden die 
Interaktionen auch mit dem hier verwen-
deten Kodierschema erfasst. Der Vergleich 
mit dem Neusser Verfahren hingegen ist 
nur hinsichtlich einer begrenzten Zahl von 
Variablen möglich. 
Die Beitragsarten sind im Umweltindi-
katorenprojekt und in Sprottenborn ähnlich 
verteilt. Im Online-Diskurs scheint es an-
teilig mehr inhaltliche Beiträge zu geben, 
während verfahrenssteuernde Interventio-
nen im FtF-Diskurs häufiger sind. Dies 
erklärt sich jedoch leicht. Kleine steuernde 
Eingriffe des Mediators, wie Wortzuweisun-
gen, entfallen im Online-Diskurs. Berück-
sichtigt man dies, ergibt sich ein hohes 
Maß an Übereinstimmung in beiden Dis-
kursen (vgl. Abbildung 1).7 
In Sprottenborn nahm der Anteil von 
prozeduralen Beiträgen mit der Zeit ab und 
der Anteil der inhaltlichen Beiträge zu. 
Beim Umweltindikatoren-Diskurs war dies 
tendenziell umgekehrt. Es scheint so, dass 
online im Laufe der Zeit immer mehr Auf-
merksamkeit auf die Inhalte gelenkt werden 
kann und die Verfahrensaspekte stärker in 
den Hintergrund treten. 
Bei der Verteilung der aggregierten In-
teraktionsformen können auch die Ergeb-
nisse des Neusser Mediationsverfahrens in 
den Vergleich einbezogen werden (vgl. Ab-
bildung 2). Auch hierbei zeigt sich eine 
strukturelle Ähnlichkeit der Interaktions-
muster. 
Auch die Redeanteile von Mediator und 
Teilnehmern waren in allen drei Verfahren 
ähnlich (vgl. Abbildung 3). Die etwas gerin-
gere Zahl von Mediatoreninterventionen im 
Online-Verfahren ist wohl auf den bereits 
erwähnten Fortfall von kleineren verfah-
renssteuernden Interventionen zurückzu-
führen, die in einer „normalen“ Gruppen-
diskussion erforderlich sind. 
                                                         
7 Beck (2002) jedoch fand größere Unterschiede in 
den Interaktionsmustern bei zwei unterschiedlich 
konfliktbehafteten Erörterungsterminen. Im konflikt-
behafteteren Fall dominierten verfahrensbezogene und 
sozial emotional negative Verhaltensweisen. 










































































Abbildung 2: Prozentuale Verteilung der Interaktionsformen 























Abbildung 3: „Redeanteile“ in Prozent. 
Im Rollenspiel „Sprottenborn“ und im „Um-
weltindikatorendiskurs“ — entfielen ca. drei 
Viertel der Beiträge auf die jeweils sechs 
aktivsten Teilnehmer, also auf weniger als 
die Hälfte der teilnehmenden Personen. 
Trotz deutlich unterschiedlicher Teilneh-
merzahlen gab es in beiden Diskussionen 
ca. fünf bis sieben Hauptsprecher. Dies 
entspricht den Befunden von Rausch8, der 
bei Großgruppen (20 bis 40 Teilnehmer) 
fand, dass es dort auch nicht mehr als vier 
bis acht Hauptakteure gibt. 
3 Fazit 
Die Untersuchung hat gezeigt, dass sub-
jektive Eindrücke von Beteiligten an On-
line-Diskursen und die Analyse ihrer proto-
kollierten schriftlichen Beiträge voneinan-
der abweichen können. Urteilsverzerrungen 
gibt es jedoch überall. Ob die hier thesen-
haft berichteten Tendenzen für Online-Me-
diation spezifisch sind oder auch sonst gel-
ten, mag dahingestellt bleiben. Das Wissen 
um sie jedenfalls trägt zu einem besseren 
Verständnis des Mediationsprozesses bei. 
Hinsichtlich relativ grober und formaler 
Interaktionsmerkmale scheinen sich in On-
line- und in FtF-Mediationen ähnliche In-
teraktionsstrukuren herauszubilden. Wahr-
                                                         
8 Rausch, H. (1983). Partizipation und Leistung in 
Großgruppensitzungen. Qualitative und quantitative 
Vergleichsanalyse von 20 Fallstudien zum Sit-
zungsprozeß entscheidungsfindender Großgruppen. 
In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycholo-
gie, Sonderheft 25, S. 256-274. 
scheinlich sind es genau solche, die einem 
konstruktiven Verfahrensablauf dienlich 
sind. Ähnliche Muster in unterschiedlichen 
Verfahren sind weiter die Voraussetzung 
dafür, dass wir im praktischen wie wissen-
schaftlichen Reden und Schreiben über 
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1 Introduction: The conflict over AEM as an issue of global governance and the WBCSD 
stakeholder dialogue as the arena 
for dealing with that conflict 
We will present an assessment of an ex-
periment, in which we participated, to ac-
commodate a conflict over global govern-
ance through horizontal (non-hierarchical) 
coordination within the civil society. The 
experiment was a stakeholder dialogue that 
involved major transnational pharmaceuti-
cal companies and NGOs in deliberations 
over access to essential medicines (AEM) 
(such as AIDS drugs) in poor countries. The 
dialogue was initiated by the World Busi-
ness Council for Sustainable Development 
(WBCSD), and organized and moderated by 
a project team from the Social Science Re-
search Center Berlin (WZB)1; it took place 
from March 20012 to July 2002.3 
AEM is an issue of global governance for 
several reasons. One is global social justice, 
as spelled out by Gro Harlem Brundtland, 
former Director-General of the World Health 
Organization (WHO): 
“Millions of people die when lifesaving vac-
cines and medicines exist, but do not get to 
those who need them because they — or the 
                                                         
1 See WBCSD/WZB (2003); van den Daele/Döbert/ 
Seiler (2003), WZB Discussion Paper 107; Döbert/van 
den Daele/Seiler (2003), WZB Discussion Paper Nr. SP 
IV 2003-108; Seiler/van den Daele/Döbert (2003), 
WZB Discussion Paper Nr. SP IV 2003-102. 
2 See framework paper: “Issues of Intellectual Prop-
erty Rights in Biotechnology and Information Technol-
ogy — Framework for a Stakeholder Dialogue Proposed 
by the World Business Council for Sustainable Devel-
opment (WBCSD)”, March 2001, drafted by P. Solaro 
(Aventis), W. van den Daele (WZB), A. Seiler (WZB). 
3 See project final report: WBCSD/WZB (2003), 
“Intellectual Property Rights in Biotechnology and 
Health Care — Results of a Stakeholder Dialogue”, 
Conches-Geneva, Switzerland. 
countries they live in — are too poor to pay 
for, or distribute, them. 
“Our world is rich. We can afford to bridge 
this chasm between our stated principles and 
the reality we live in. The world can spend 
$15 billion each year to control the AIDS epi-
demic.”4 
Another reason is that the global regime of 
intellectual property (IPRs) rights has been 
targeted as the most critical issue for AEM. 
This brought the pharmaceutical compa-
nies under public fire. These companies sell 
their drugs at substantial prices and claim 
patents for their products, which means 
that competitors who could copy the drugs 
and offer them at much lower prices cannot 
enter the market. The transnational corpo-
rations (TNCs) can defend their patents 
because the international Agreement on 
Trade-Related Aspects of Intellectual Prop-
erty Rights (TRIPS), which was included in 
the establishment of the World Trade Or-
ganization (WTO) in the 1990s, obliges all 
contracting countries to provide, among 
other things, patent protection for medi-
cines. However, when companies insisted 
on having patents on AIDS medication in 
developing countries, they reaped public 
moral outrage. Such indignation is reflected 
in the opening statement of an NGO 
speaker in the stakeholder dialogue: 
“I don’t know what goes through your head 
that you’re sitting here and having a discus-
sion about these narrow intellectual property 
interests … while there is just an overriding 
public health disaster, unparalleled in the 
last 500 years. … It’s insane! It would never 
happen if there was a comparable public 
                                                         
4 Gro Harlem Brundtland, Statement to the 59th 
Commission on Human Rights, 20 March 2003, Ge-
neva, Switzerland, <http://www.who.int/dg/speeches 
/2003/commissionhumanrights/en/>. 
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health tragedy in the rich countries. … It is 
unconscionable that we continue to have a 
discussion on these issues and we let people 
die. Why doesn’t the industry just license the 
drugs to the WHO voluntarily? License them 
to anyone who wants to use them!” 
The legitimacy of the TRIPS Agreement, in 
general, and patents for essential medi-
cines, in particular, have been at issue in 
numerous political arenas: local campaign-
ing at company headquarters, lobbying of 
national governments by big pharmaceuti-
cal companies, consultation with European 
Union (EU) directorates, professional debate 
at the UN’s World International Property 
Organization (WIPO), WTO negotiations, 
and appeals to UN world conferences (such 
as the 2002 Johannesburg Summit). The 
WBCSD/WZB stakeholder dialogue was 
just one more such arena. The fact that 
business representatives called for the dia-
logue, however, can be read as a concession 
that, in order to protect their long-term 
business perspectives, global companies 
cannot just behave as economic actors op-
erating on markets under a given interna-
tional legal framework; rather, global com-
panies must accept that they bear some 
responsibility as “citizens” of an emerging 
world society, and address the broader con-
cerns of public interest groups, politicized 
consumers, investors, and regulators. 
On the other hand, the participation of 
the NGOs in the stakeholder dialogue 
meant that these were ready to shift their 
strategy from one of confrontation to coop-
eration. While such a shift is not uncom-
mon in NGO policies, it was probably facili-
tated in this case by an awareness of the 
fact that little had been achieved in other 
arenas of conflict and that the framing of 
the dialogue clearly placed responsibilities 
on the side of business in the first place. 
The dialogue was explicitly designed to ex-
plore what companies could and should do 
to help solve the AIDS crisis, taking it into 
account that they must operate in an eco-
nomic framework. 
Both sides participated certainly not 
without ambivalence Thus a TNC represen-
tative feared that, “They only wanted to 
crucify us.” An NGO warned, “Do not en-
gage in mere dialogue — let them sign com-
mitments at the EU negotiation table.” Ho-
wever, the setting (with the WZB intermedi-
aries) provided sufficient incentive to get 
the parties engaged. Most big US pharma-
ceutical companies — all but one — did 
stay away; Médecins Sans Frontières (MSF) 
and Oxfam remained at the margins, as did 
the International Federation of Pharma-
ceutical Manufacturers and Associations 
(IFPMA). The European pharmaceutical 
companies and their association were pre-
sent, as were the Treatment Action Cam-
paign (TAC), Action Aid, and others, as well 
as major expert speakers representing the 
NGO perspective. 
We consider the stakeholder dialogue as 
an exercise in governance5 through non-
state civil society actors. It was an attempt 
to deal with the public conflict over the pat-
ent policies of transnational corporations 
through the self-organized, concerted effort 
of the conflicting parties to resolve the is-
sues by transferring the communication 
process which had started in the public 
arena of mass media campaigning and pro-
test to the face-to-face interaction of a real 
dialogue. Participants were aware that the 
conflict might equally well have been trans-
ferred to the courtroom, and that it would 
reemerge in the public arena should the 
dialogue fail. The obvious questions are: 
Did the participants achieve anything from 
this dialogue? Did they find a consensus? 
Would a consensus in the stakeholder dia-
logue have any impact on the public con-
flict? Was the stakeholder dialogue a mean-
ingful contribution to global governance? 
The answer to this last question depends 
on the amount of consensus achieved by 
the participants. The stakeholder arrange-
ment had no mandate to govern in the 
sense of generating binding decisions and 
rules of conduct for the conflicting parties. 
It contributes to governance by influencing 
the mandated decision-making bodies. But 
these bodies are more likely to follow stake-
holder recommendations if these are based 
on broad consensus (see Susskind 1983). 
Influence depends on consensus! 
Thus, from a sociological point of view, 
the question is: How can one account for 
the probability of consensus in a contro-
versy like the one over AEM? One key to the 
understanding of consensus building is 
argumentation. Conflicting parties do not 
only bargain to accommodate interests, 
they also argue to sort cognitive and nor-
mative claims. Argumentation presupposes 
shared frameworks and criteria of rational-
ity. This presupposition is challenged in 
recent sociological theorizing. Radical con-
structivism, cultural theory, and systems 
theory — especially the most influential 
German variant produced by Niklas Luh-
mann — have repeatedly dramatized the 
                                                         
5 For the concept of governance, see Schuppert 
(2005). 
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irreducibility and heterogeneity of group-
based framings, the incompatibility of value 
systems and cosmologies, and the closure 
of subsystem-specific rationalities (Luh-
mann 1984, 1986, von Glaesersfeld, 1987, 
Douglas/Wildavsky 1982). In a word: in-
surmountable diversity is assumed to char-
acterize communication in modern socie-
ties. There is no doubt that the conflict over 
AEM comprises all hypothetical sources of 
this diversity. Thus in view of these theories 
the prospects for achieving a consensus 
through argumentation in a stakeholder 
dialogue seem to be remote at best. 
However, sociological theory offers more 
than these expositions of insurmountable 
diversity. Max Weber emphasized that proc-
esses of rationalization operate in modern 
societies (Weber 1920). These processes 
have left their traces inter alia in the socio-
logical theory of generalized media of com-
munication. These media provide for the 
coordination of social action by transmit-
ting information and generating motivation 
simultaneously. They include social devices 
such as money, power, trust and, as has 
been first emphasized by Simmel: intelli-
gence or logic and argumentation (Simmel 
1989, Luhmann 1984, 1986). And to argue 
is to claim rationality. But intelligence can 
function as a generalized medium of com-
munication only if and to the extent that 
the above-mentioned theories of diversity 
are false or at least do not hold for ade-
quately staged discourses. The diversity 
depicted above cannot be the final say. The 
ultimate reason for this latter assumption 
may lie in the fact that intelligence consists 
essentially in an ability to integrate that 
which is initially contradictory and diverse 
(evidence, claims) — a conception which 
would seem to be supported by the work of 
Piaget (see Piaget 1976). 
In view of these debates in social theory 
we may rephrase the theoretical question 
underlying this project as: Can stakeholder 
dialogues contribute to governance, be-
cause argumentation does work under fa-
vorable conditions? We address this and 
related issues to the extent that the materi-
als from our experiment suggest an answer. 
We begin with a theoretical exposition of an 
action-oriented theory of communication 
combined with rational choice approaches, 
which we consider as an adequate frame-
work for the understanding of the events in 
the stakeholder dialogue (section 2). We 
pursue with a comparative assessment of 
the relative strengths and weaknesses of 
the public arena, the courts and the stake-
holder dialogue as alternative forums of 
communication (section 3). In the conclud-
ing section 4 we use the theoretical explica-
tion provided to analyze the discourse 
achievements and mediation results of the 
stakeholder dialogue. 
2 Doing things with words: rational argumentation and rational choice 
Theories of communication suggest them-
selves as the “natural” tool for analyzing 
and understanding the course of events in 
a stakeholder dialogue. Dialogues proceed 
through acts of communication — partici-
pants make statements, raise claims, pro-
vide information, appeal to values etc.6 
However, the participants do not only talk, 
they talk in order to promote their interests 
and achieve their goals. These aspects are 
best taken into account by game theoretical 
or rational choice approaches (Scharpf 
1991, 1992; Harsanyi 1977; Hirshleifer 
1982). Hence, it seems necessary to add 
these approaches to the analysis of stake-
holder dialogues. The question is how the 
two theoretical approaches are intercon-
nected systematically. An adequate theory 
of communication will provide the answer. 
We assume that the sometimes neglected 
dimension of perlocution provides the 
bridge between communication theory and 
theories of instrumental or value-rational 
action. 
As a starting point it may be useful to re-
fer to Austin’s (1955) basic work on How to 
Do Things With Words or to Searle’s elabo-
ration on Austin in his Speech Acts (1969), 
because both titles clearly imply that com-
munication is action (see also von Savigny 
(1969). In this respect communication the-
ory is not set categorically apart from the 
rational choice or game theoretical ap-
proaches, which represent formalized ver-
sions of Max Weber’s well-known “instru-
mental action” (zweckrationales Handeln). 
Communication has effects which may be 
envisioned by the actors (as goals) and 
which may be used to describe a communi-
cation (e.g., “writing this article is a contri-
bution to a book”). This dimension — the 
effects of speech acts — is a dimension that 
communication shares with the other types 
of action. It is called the perlocutionary as-
pect of communication. What makes com-
munication distinct from instrumental ac-
                                                         
6 Theories of communication have been used as a 
tool for analyzing dialogues by Prittwitz (1996), Keck 
(1995), Saretzki (1996), Gehring (1996). 
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tion are the other two aspects or dimen-
sions implied in speech acts: Perlocutionary 
effects are generated by saying something. 
Saying something is a propositional act 
(locutionary aspect), and it establishes uno 
actu a relationship between speaker and 
listener in the form of specific illocutionary 
acts like stating, questioning, commanding, 
warning, promising and, most important for 
our purposes, arguing. 
The adaptation of this framework in the 
works of the most influential German social 
scientists — Jürgen Habermas and Niklas 
Luhmann — shows one remarkable devia-
tion from Austin and Searle, which has to 
be undone, if we want to use speech act 
theory as a framework for analyzing the 
dynamics of dialogue and dispute. Both 
Luhmann and Habermas try to skip perlo-
cution — for reasons that have to do with 
the general thrust of their social philoso-
phies. 
Luhmann conceptualizes communication 
as the unity of information, conveyance, 
and understanding (Information, Mitteilung 
und Verstehen) and identifies Austin’s per-
locution with the aspect of “understanding” 
(Luhmann 1984: 197). But, in the philoso-
phy of Austin and Searle, understanding is 
an illocutionary effect of communication 
(because one cannot claim, for instance, to 
have warned another, if the other does not 
understand one’s language), which cannot 
lie, so to speak, beyond the speech act. Be-
yond a speech act lie its possible effects — 
for instance, “convincing” — which, for that 
reason, are classified as perlocutionary as-
pects by Austin and Searle. Luhmann tries 
to banish this aspect from communication 
— “accepting or rejecting [his words for 
“convincing”] of an offered and understood 
selection are not part of the communicative 
events” (Luhmann 1984: 204; our transla-
tion). He does so because he wants to con-
struct communication as a highly autono-
mous system, in as great a distance as pos-
sible to the individual actor and action the-
ory. But with perlocution we come to the 
level of the individual actor and are con-
fronted with the whole array of his or her 
goals and values; we are in the middle of 
the theory of action. 
Habermas constructs communication in 
terms of an action theoretical framework, 
but nevertheless belittles perlocution. His 
motives have a lot to do with his philoso-
phical interest in identifying in communica-
tion a basis of unavoidable normative 
claims and values which escape fashionable 
multicultural relativism and radical con-
structivist contingencies. In communicative 
actions, subjects enter discourses in order 
to identify a shared way of life on the basis 
of unavoidable claims to truth, truthful-
ness, and normative adequacy inherent in 
the utterance of speech acts. As indicated, 
what is not inherent in the utterance of 
speech acts are their effects on the listener 
and the further course of social events — 
effects which may constitute the goals of 
subjects and define speech acts in the di-
mension of perlocution. These effects may 
be important for speakers, but Habermas 
disqualifies perlocution: “Perlocutionary 
goals are not to be declared, if a speaker 
wants to be successful …” (Habermas 1981, 
I: 393; our translation). And further: “Perlo-
cutions are characterized by the specific 
asymmetric modus of latently strategic ac-
tions. These are interactions in which at 
least one of the participants acts strategi-
cally while deceiving other subjects … (op. 
cit.: 395; our translation). Thus the dimen-
sion of perlocution is identified with strate-
gic action — a form of action, which, in 
Habermas’ theory, is of dubitable legitimacy 
(deceiving) (see also his classification of 
interaction types; op. cit.: 439). 
Both approaches are untenable within 
systems theory and communication theory 
likewise. Luhmann will not be able to re-
construct sequences of communications, 
because the course of communication — 
the concrete series of speech acts — will 
differ in many cases, depending on the per-
locutionary conviction or non-conviction 
(Luhmann’s “annehmen” and “ablehnen”, 
1984: 204) of speakers. Skipping perlocu-
tion renders the behavior of an extended 
communicative system unpredictable and 
random. The goals of general systems the-
ory are missed completely by this theoreti-
cal maneuver (cf. Ashby’s “state-determined 
machines”, 1965). Habermas’ theoretical 
arrangement is untenable for reasons of 
action theory and speech act theory. To 
“convince” someone is a perlocutionary ef-
fect that one must strive for in uttering an 
argument. When warning (illocution) oth-
ers, one must want to disturb (perlocution) 
and deter (perlocution) them, but in no way 
deceive them about the respective goals. In 
addition, normative claims themselves can 
be used in a strategic manner, and this is 
done in political struggle. To refute the 
definition of a situation (truth) and the ade-
quacy of the normative claims of a political 
opponent is a stronger weapon than deceiv-
ing and storytelling. Thus, communication 
can in no way be separated from perlocu-
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tion, nor can strategic action be bluntly 
identified with “deceiving”. But of course 
Habermas’ theoretical arrangements con-
cerning the relationship between perlocu-
tion and communicative action are under-
standable enough. If he admits the aspect 
of perlocution in the analysis of communi-
cative action, he accepts all the goals that 
actors may have — those supporting un-
avoidable normative claims as well as those 
supporting their violation. And this trans-
forms the seemingly firm basis of speech 
act theory into a rather shaky one — which 
is not to say that “true” and “false” are 
completely symmetrical in the sense that it 
would not matter whether one wins by 
truth or wins by falsity. But if the above 
lines of argumentation are sound, then we 
must restore Austin’s dimension of perlocu-
tion to full force. In so doing, we gain ac-
cess to actors’ goals and this brings us clo-
ser to rational choice or game theoretical 
approaches. 
Theories of this type try to specify the 
conditions — bundles of utilities and dis-
utilities — under which actors choose vari-
ous “strategies”, courses of action and in-
teraction, in the latter case, with special 
emphasis on the distinction between coop-
eration, conflict, or exit from a given rela-
tionship. The elaboration of the respective 
theories has led, among other things, to the 
identification of numerous interaction para-
doxes (e.g., negotiation may require conces-
sions which could be taken as opportuni-
ties for exploitation, or create a fear of ex-
ploitation …) and obstacles to cooperation 
(e.g., mutual distrust in the case of the 
prisoners’ dilemma game). Where distribu-
tion of scarce goods is at stake, zero-sum 
games (what one party gains must be take 
from the other) are especially notorious for 
indissoluble conflict and lack of coopera-
tion. This is one of the reasons why the 
prospects of the stakeholder dialogue on 
essential medicines had to be treated with 
some caution. There is a zero-sum dimen-
sion to the conflict, because the profits of 
companies are to be curtailed to the advan-
tage of patients and the public sector. 
In view of all of these difficulties, the ac-
tual amount of real cooperation in societies 
may initially seem astonishing. But there 
are also “soft” and evolutionary variants of 
rational choice or game theory (e.g., Hirsh-
leifer 1982, Schlotter 1981), which focus on 
the genesis of social institutions and the 
effects of pro-social motivation. A variant of 
rational choice or game theory can be called 
“soft” when it presupposes that each actor 
does not base his/her choices exclusively 
on “one interest in the game — to maximize 
his own payoff” as Harsanyi puts it for his 
hard version of game theory. The approach 
of Kelley and Thibaut (1978) is a psycho-
logically inspired version of a soft theory. In 
their model the objective situation of a ga-
me with a given payoff matrix for egocentric 
actors can be completely overthrown by the 
intervention of pro-social transformations 
which entail maximizing joint gains or even 
others’ gains. The shift to joint gains does 
not necessarily imply a moral orientation. 
Macciavellists are shown to orient some-
times to joint gains because it is “of in-
strumental value in some situations”. But, 
of course, in many cases these types of 
transformation “have social norms associ-
ated with them [the norm of reciprocity is a 
prime example] … [these norms] provide a 
basis for conflict avoiding or conflict settling 
persuasive appeals … and … are repre-
sented to some degree as internalized ten-
dencies”, that is, they indicate moral or 
prosocial orientations (Kelley and Thibaut 
1978: 203; see also Scharpf 1992 and 
Saretzki 1996). This type of psychological 
analysis is backed by diachronic analysis 
showing that, in the course of socioeco-
nomic evolution, societies generate not only 
“conventions” and institutions (rules), but 
also “sorts of preferences” (e.g., benevo-
lence, love, indignation) “as ways of re-
straining freedom of choice where such re-
straint can conduce to advantageous coop-
eration. More broadly speaking … social 
ethics such as ingrained respect for prop-
erty rights or obedience to constituted lead-
ers may also have evolved to aid group effi-
ciency by allowing the Prisoners’ Dilemma 
to be overcome” (Hirshleifer 1993: 230). 
Thus, in a well-ordered society, individuals’ 
egocentric impulses are tempered by coop-
erative devices and orientations and, possi-
bly more important, victims of a violation of 
existing rules may count on third-party 
support. From all this arises a state of so-
cietal affairs, which is a bit more remote 
from the state of nature that may come to 
mind when considering paradoxes, defec-
tion, free riding, etc. 
But we are dealing with an intense con-
flict — the conflict over IPRs and access to 
essential medicines — and this implies that 
the common ground specified above ap-
pears not to be sufficient to engender coop-
eration. At the same time, participants in 
the stakeholder dialogue decided to deal 
with this conflict through argumentation, 
that is, the mobilization of those validity 
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claims which Habermas condenses in his 
communicative action standing for consen-
sus and cooperation. How will they argue? 
Rational choice or game theoretical ap-
proaches, as a rule, skip the details of the 
argumentation to which players may recur 
during the process of negotiation, because 
they assume that these arguments are part-
ly implied by the specification of the game 
matrices — the arguments consist first and 
foremost of the cooperative gains. But fur-
ther arguments may be required, and this 
brings us to Schelling’s (1960) “obvious” 
solutions and the conventions dealt with 
above. An analysis of bargaining yields, as a 
rule, a range or set of possible cooperative 
solutions and not a single point; to close 
the gap of indeterminacy, additional con-
siderations must be adduced. Kelley and 
Thibaut (1978: 292) give a succinct descrip-
tion of the typical situation when they ad-
mit that their model must become “nonspe-
cific” at some point because they must 
“move from reasons for action that have a 
logical appeal for both persons to reasons 
that, although not without force, are more 
debatable and therefore less compelling. The 
former are epitomized by the argument that 
‘We’ll both be better off if …’ and the latter by 
‘We’ll come out with equal gains if …’. The 
latter are the arguments of equality and eq-
uity. What force they have comes from the 
important fact that some agreement is to be 
preferred by both persons.” 
As indicated above, the conflict over access 
to essential medicines probably entails a 
zero-sum element, and therefore the most 
compelling reasons for finding a consensual 
solution may be missing. The literature on 
participative conflict resolution and media-
tion abounds with pessimistic predictions 
for such cases. Mediation can be successful 
only when win-win solutions can be con-
structed by mediators is the general mes-
sage (see Fietkau 2000, Napier 1998, von 
Prittwitz 1996). But the conflict over access 
to essential medicines aims not directly at 
access per se, but at a legal framework, 
namely, the TRIPS Agreement. The law 
must protect the common good, and refer-
ence to the common good constitutes one 
type of argumentation in the conflict. At the 
same time, negotiations within the WTO 
follow the principle of reciprocity (justice): 
Concessions must be compensated for by 
gains. Furthermore, the agreement refers to 
human rights (intellectual property, right to 
healthcare) which have a legal and moral 
meaning, entailing the respective types of 
argumentation. TRIPS sets up a balance 
between these competing claims; this bal-
ance is not free of ambivalences, opening 
up leeway for competing interpretations 
contingent on divergent interest (Döbert/ 
van den Daele 2002). But within the law, 
ambivalence is clarified by argumentation 
and nothing but argumentation (officially). 
Thus this conflict generates one large bat-
tlefield of numerous normative claims and 
corresponding arguments. 
In view of this, the question arises 
whether these competing, even contradic-
tory claims can be sorted out in such a way 
that conclusions in an in impartial arbitra-
tion mode of reasoning (Harsanyi 1977), 
that is, from a moral point of view, become 
visible (for participants, some participants 
or at least observers). As indicated, there is 
much social scientific theorizing which as-
serts that consensual solutions to this type 
of conflict are impossible, because we can-
not build on one, single moral rationality, 
but have to deal with several incompatible 
rationalities. Furthermore, even if one could 
presuppose one type of rationality, the 
question would still arise whether agents 
were willing to conform to it in a concrete 
situation under the pressure of opposing 
interests. Habermas’ “deceiving” in strategic 
action does after all occur and may even 
pertain to the descriptive basis of evalua-
tions (truth, evidence) whose special status 
is more widely recognized than that of 
claims to normative adequacy (see Krohn 
1997). Put more concretely: Even the fac-
tual question whether or not IPRs are an 
important causal factor for access to 
healthcare may be beyond the reach of ar-
gumentation because an answer would 
clash with too strong interests. 
In any case, if the above suggestion is 
correct, that conflict about IPRs and access 
to healthcare has more of a constant-sum 
than a win-win game, then a conflict solu-
tion will entail losses or costs for the con-
flict parties. These costs can be split into 
two components. First, there are action 
costs consisting of those losses which are 
implied by the compromise construction set 
up by a hypothetical, impartial arbiter. To 
these action costs are added the participa-
tion costs which arise by the act of agreeing 
to the compromise construction. Figura-
tively speaking, one may say that the “just” 
compromise construction defines losses 
which may entail political disarmament of 
onese and one’s opponents (action costs); 
explicitly agreeing to this construction is 
the actual disarmament of oneself — par-
ticipation costs. If we insert these consid-
erations into the framework of communica-
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tion theory spelled out above, we arrive at 
the following: By performing the illocution-
ary act, “I admit that xy is a viable com-
promise”, I perform the perlocutionary act 
of self-disarmament. The illocutionary act 
may appear to be innocent; the perlocu-
tionary act may be unutterable for political 
actors. For this reason, it is an open ques-
tion, to be answered only empirically, 
whether participants in a stakeholder dia-
logue will also accept a normatively ade-
quate conflict solution, if they happen to 
construct one. And, if “interests” overrule 
“good arguments” in the end, one would 
still want to know whether the latter vanish 
completely or leave, so to speak, at least 
some traces of their force. We will show that 
they do! 
3 Sorting arguments: in the public arena, in a dialogue, or in the courts 
The stakeholder dialogue was not the only 
forum for dispute and dispute settlement 
within reach of the conflicting parties in our 
case. They could well return the conflict to 
the public arena of campaigning or bring it 
to the court rooms under national or inter-
national law. And these alternatives were 
always present as exit options during the 
dialogue. Therefore, a sociological account 
of what happened in the stakeholder dia-
logue should include some explanation of 
why the parties were committed to the dia-
logue and did not choose the exit options. 
For that matter one has to specify under 
what conditions conflicting parties are 
likely to prefer one of these forums, and 
what the relative strengths and weaknesses 
of the forums are, regarding their capability 
to develop “good” solutions for the disputed 
issues and to generate a willingness to ac-
cept such solutions. 
In any case, in all three forums argu-
mentation takes place. Hence, a description 
of these communicative settings is needed, 
which enables one to predict or explain how 
arguments or speech acts are transformed, 
by getting into the context of other argu-
ments introduced into the respective proce-
dures. We will call these transformations 
“discourse achievements” (see below). While 
a comprehensive analysis of these ques-
tions is beyond the scope of this paper, we 
will provide an outline needed to compre-
hend the course and results of the stake-
holder dialogue. 
A further reason for analyzing the stake-
holder dialogue in the context of the “avail-
able alternatives” of courtroom and public 
is that the rhetoric of “participation”, “civil 
society”, “discourse” is frequently loaded 
with optimism to such an extent that the 
impression is conveyed that societies could 
equally well cope with conflicts without re-
sorting to courts and legal procedure. That 
would amount to a reversal of sociocultural 
evolution. We suggest that a large part of 
this optimism is due to a lack of careful and 
comparative analysis of the interactive ar-
rangements in courts, the public, and dia-
logues. Otherwise it would have been evi-
dent that stakeholder dialogues cannot be 
the standard procedure for resolving really 
tough societal conflicts. Parties proceed 
through argumentation involved in all three 
forums for conflict resolution; but precondi-
tions, scope, consequences, and the risks 
argumentation implies for the conflicting 
parties differ in each case. 
In the courtroom, a decision is certain to 
be reached because judges (and juries) act 
as third parties whose own interests are not 
affected, hence no “action costs” are in-
volved for those who take the decision. And 
decision-makers do not depend on the par-
ties’ consent; the courts are backed by gov-
ernmental power. The claims and argu-
ments of the conflicting parties are taken 
into account insofar as they conform to 
legal schemata and are then transformed 
into decisions applying legal rules and pre-
cedent. Transaction costs for the parties are 
low because they can concentrate on the 
presentation and justification of their own 
view of the case. The main burden of trans-
action costs — assessing the force of all 
arguments and counterarguments brought 
forward, and integrating them into a well-
considered judgment — lies with the judge 
(or jury). The task is manageable because 
all relevant information is present in the 
courtroom and can be processed according 
to pre-established rules. Parties may lose 
their case but they will (must) “accept” the 
decision. Procedural justice may help in 
this respect (cf. Tyler 1984), but the deci-
sive factor is power. If, however, the legal 
framework of the conflict is itself at stake, 
courts may be ill-equipped to resolve the 
conflict. This holds for the contested issues 
of the TRIPS Agreement and access to es-
sential medicines insofar as claims are in-
volved which lie beyond the scope of exist-
ing law, for example an overriding equal 
human right to healthcare. With a view to 
such claims, it is unlikely that a conflict 
solution can be constructed at law that will 
be received as impartial, and disadvantaged 
parties will look for other opportunities to 
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bring their case to the fore — e.g. by shift-
ing the conflict to the arena of public pro-
test.7 
In the public arena (or a comparable set-
ting such as conferences where speakers 
just present their contributions in a se-
quence without extensive discussions) only 
minimal requirements for argumentation 
apply. These are basically that all argu-
ments of any of the parties can be brought 
up — in principle. Unlike the case for the 
courtroom, restrictions here pertain primar-
ily to the form rather than the content of 
one’s claims (cf. Neidhardt 1994). What 
cannot be reduced to attractive slogans 
hardly has a chance of reaching a wide or 
significant audience. Connected to this 
limitation is another: namely, the fact that 
argumentation fails, in most cases, for want 
of what one may call, analogous to Austin’s 
(1981: 117) terminology, “uptake”. A warn-
ing may fail because it has not been heard 
or understood; similarly, an argument may 
fail because it is simply ignored. And, the 
“ignoring of” or “not responding to” counter-
arguments is the standard public mode of 
operation. Thus, in the best cases, the me-
dia offer a screen for all relevant argu-
ments. But these are profusely scattered 
and isolated; a selection with respect to 
true or false, and an integration of the re-
maining arguments does not, as a rule, 
take place. This is so because the argumen-
tative weakness of the public debate is also 
its strength: When no selection occurs, 
then there are no clear-cut conclusions to 
be drawn from a state of argumentation 
and all positions remain unaffected by 
counterarguments. There are no losses. 
Arguments that may be denied at the 
courts or refuted in a discourse proper can 
still survive in public debate. Thus, the 
public arena always constitutes some sort 
of final resort for conflicting parties to keep 
their position somewhat viable. 
A genuine dialogue (or setting of com-
prehensive participatory discourse) avoids 
many of the shortcomings of argumentation 
in the courts or the public arena. But it 
generates other burdens and bottlenecks 
for the participants. On the one hand, in a 
dialogue all restrictions cease to apply 
which hold for legal “cases” with respect to 
which party has legal standing, what inputs 
                                                         
7 Companies can lobby their national governments 
to exert political pressure in international relations if 
they feel that their interests are not adequately taken 
into account within existing frameworks of interna-
tional law. The legitimacy of such lobbying has been a 
matter of debate in the stakeholder dialogue, see be-
low. 
(claims) one can make, and what outputs 
(judgments) can be derived under the exist-
ing law. Participants can recruit whomever 
they want to raise whatever values, moral 
claims or circumstances they deem neces-
sary to support their case, to refute counte-
rarguments and to construct a well-
considered final judgment in reflective equi-
librium in Rawls’ sense (Rawls 1971). 
Participants will do what they can in this 
respect, because it is the declared goal of a 
dialogue, and a commitment made by par-
ticipating in it, to achieve comprehensive 
rationality based on the careful examina-
tion and assessment of all substantial rea-
sons (Bora/Döbert 1993, Kettner 2005). At 
the same time, the arguments and counter-
arguments and a resulting overall balance 
of argumentation will not fail for want of 
uptake. Face-to-face interaction makes it 
difficult to simply ignore the point of view of 
an opponent who is in the room and looks 
one straight in the eye anticipating a re-
sponse to the point he makes. Thus, the 
prospects for generating an impartial judg-
ment implying encompassing rationality are 
promising in an adequately staged dis-
course. 
On the other hand, it may be easier for 
observers of the conflict than for the con-
flicting parties to cope with the outcomes of 
the dialogue. The judgment in reflective 
equilibrium is bound to violate or ignore 
some interests of some participants and 
thus impose “action costs”. And it imposes 
additional “participation costs”. While in 
court procedures the action costs are im-
posed on the conflicting parties by virtue of 
the superior power of the courts, the par-
ticipants in a dialogue procedure them-
selves have to impose these costs upon 
themselves — if they accept the results of 
the dialogue. Note that such acceptance 
may uno actu amount to a disarmament 
before the courts or in the public sphere as 
well (as a perlocutionary effect of communi-
cating consensus in the dialogue). 
4 Discourse achievements, rationality and mediation 
The encompassing rationality of dialogues 
claimed in the above section is based on 
two conditions: unrestricted topics and 
guaranteed “uptake”. But these features 
define only minimal conditions for the pos-
sible generation of rational conflict solu-
tions, because uptake could, for instance, 
take the standard form of “your argument 
has no weight in my frame of refer-
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ence/value system”, or the multiplicity of 
claims may not fit into any coherent pat-
tern. “There are many competing rationali-
ties” and this is the final say on this matter. 
As indicated above, social sciences (radical 
constructivism, “cosmological” speculation, 
systems theory) and the general cultural 
climate of tolerant pluralism of “opinions” 
abound with a rhetoric which supports the 
multiple rationalities approach. In a way, 
this simply reflects the reality of a highly 
differentiated society with differentiated 
stocks of knowledge which “tragically” 
(Simmel 1919: Tragödie der Kultur!) overtax 
citizens. For most broader topics, citizens 
can have only a narrow view based upon 
their particular position and unique experi-
ences in life — an “opinion” and not a well-
considered judgment in reflective equilib-
rium. In a stakeholder dialogue, they meet 
in order to change this state of affairs. It 
must be shown empirically that such gains 
in rationality are possible. We hold that a 
careful analysis of the courses of argumen-
tation can show that a dialogue transforms 
participants’ initial claims/arguments in 
such a way that a higher level of rationality 
is generated.  
Transformations of claims or arguments 
may be called “discourse achievements”. 
They describe the dynamics of deliberative 
settings more in terms of if-then statements 
(“if argument x is inserted into a discourse, 
then it will end up as xy”) than in terms of 
essence (“the discourse is …”). We claim 
that these processes lead to an enhance-
ment of the rationality of the outcome of 
deliberation in a sense of rationality that is 
broadly agreed upon among philosophers. 
Rational orientation or action can be sup-
ported by reasons or arguments and is less 
endangered by counterarguments. The 
more arguments can be adduced in favor of 
an action, and the stronger and more coor-
dinated the respective arguments are, and 
the more counterarguments have been con-
sidered and “internalized”, the more ra-
tional the action will be. In the case of de-
scriptive statements, such abstract formu-
lations can easily make sense to a reader, 
because scientific development often 
amounts to integration of deviant, uncoor-
dinated empirical findings within a more 
encompassing construct. In the case of “de-
viant”, conflicting evaluations, comparable 
processes of integration are often said to be 
untenable, but one of the most intense 
value conflicts of the 1970s, the conflict 
over abortion, demonstrates that the oppo-
site is true (Döbert 1996) and that the 
course of events can be interpreted in terms 
of gains in rationality. 
To substantiate these claims, it will be 
useful to recall a heuristic method proposed 
by Piaget (1976) and to apply it to the given 
case. This method deals with the interpre-
tation of phases of coping with deviant, 
uncoordinated descriptive or evaluative 
arguments. In phase one, actors simply 
ignore or repress evidence; in phase two, 
they devise some sort of differentiation; and 
in phase three, they set up integrative con-
structs which fully take account of and sys-
tematically coordinate all initially contradic-
tory evidences and arguments. Examples 
from the conflict at hand include the follow-
ing. The above-quoted statement by one 
participant urging industry to “license the 
drugs”, in view of the unparalleled “public 
health tragedy”, to “anyone who wants 
them” can be seen as an example of repres-
sion, because it contains hardly any traces 
of the industry’s right to recoup the costs of 
research and development (R & D). The 
TRIPS Agreement grants patent protection 
for drugs, but it grants countries the right 
to issue compulsory licenses in cases of 
public emergency. This is a differentiation 
between normal and extraordinary circum-
stances, which shifts priority from intellec-
tual property protection to the human right 
to healthcare under special circumstances. 
As an example of a tentative integrative 
construction, one may take the concept of 
“responsible use of intellectual property by 
industry”, in which intellectual property 
rights and matters of public health are 
merged. Industry has to help poor countries 
and must use its intellectual property 
rights in such a way that countries can 
fulfill their duties with respect to public 
healthcare. Thus, one of the conclusions of 
the stakeholder dialogues reads as follows: 
“Within the limits of reasonable economic 
calculation, companies have to show respon-
sibility; that is, they must try to help further 
the common good through donations or con-
tributions to funds and differential pricing 
practices” (Döbert/Daele/Seiler 2003: 65, 
conclusion 129). 
And the subsequent conclusion adds: 
“As States have to integrate respect for the 
common good into their IPR legislation, com-
panies have to accept the safeguards of 
TRIPS and abstain from any lobbying for 
TRIPS-plus legislation, which undermines the 
use of the safeguards” (op. cit., conclusion 
130). 
These stages of coping represent gains in 
rationality in the sense of this article, be-
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cause, in the case of repression, subjects 
have no argument at all when confronted 
with the violation of the opposing claim (in 
this case, the right to property protection). 
In the case of differentiation, subjects can 
at least say that there is room for both 
claims, and the integrative construction 
even enables actors to give reasons for the 
exact coordination of the competing values. 
The postulate to search for such integra-
tive constructions was agreed upon on a 
meta-level as an introduction to the sub-
stantial conclusions of the dialogue (like 
129 and 130 above). This introductory sta-
tement reads as follows: 
“Any sustainable solution to the conflict be-
tween IPRs and access to medicines should 
combine respect for human rights, the ac-
knowledgement of property rights, and it 
should be compatible with R & D” (Döbert/ 
Daele/Seiler 2003: 63, conclusion 115) 
This postulate urges the realization of one 
of the most important discourse achieve-
ments with respect to value judgments, 
namely, the transformation of one-dimen-
sional evaluation into multi-dimensional 
evaluation, and this transformation implies 
the de-fundamentalizing of evaluation, be-
cause one value relativizes the other, and 
thus a field of argumentation opens up. 
What holds for the evaluative dimension 
of conflicts also applies to the descriptive 
one (cf. Daele/Döbert 1995). The healthcare 
system is a complex one, and in order to 
predict its behavior, one has to coordinate 
more than one dimension. The relevant 
knowledge is socially scattered, selectively 
used, or even repressed. In an adequately 
staffed discourse selectivities are overcome 
and mono-factorial descriptions and expla-
nations are transformed into multi-factorial 
ones. Since any evaluation of a given situa-
tion or any political strategy is based on an 
assumption — however implicit — about 
the facts, facts may have enormous impli-
cations for evaluation and politics. Two 
conclusions of the stakeholder dialogue 
illustrate this point. Conclusion 118 reads: 
“Patents can represent a barrier, but they are 
not the only barrier to (healthcare) access in 
poor countries” (Döbert/Daele/Seiler 2003: 
64). 
Conclusion 119 states: 
“The main causes of the global health crises 
are widespread poverty, inadequate political 
priorities and the inability/failure of States 
and of the international community to pro-
vide public funding, especially for those seg-
ments of the populations that cannot even af-
ford to buy generics” (ibid.). 
This statement has potential political impli-
cations which may be difficult for NGOs 
focusing on the role of industry to accept. 
When there are several causes of a crisis 
should we not concentrate first on the most 
important ones? The obvious answer would 
seem to be affirmative, but this affirmation 
could weaken the mobilizing capacity of 
NGOs. Nevertheless, the course of argu-
mentation leads inevitably to such multi-
factorial descriptions of complex systems 
and, inadvertently or not, partially robs 
some participants of the factual basis of 
their position. 
The inevitability of this transformation of 
initial positions results from the fact that 
the combination of participants’ partial 
knowledge leads to a new, common encom-
passing frame of reference which leaves 
little room for selectivity of perspectives. At 
the same time, this encompassing perspec-
tive eliminates a lot of uncertainty. The 
world may be complex and, for that reason, 
uncertain; but as things turn out, it is not 
so complex and uncertain that all courses 
of action and “cosmologies” are equally jus-
tifiable, incorporating their own particular 
type of rationality. In this respect, radical 
constructivists and cultural theorists reify 
the initial state of social conflict where sec-
ond thought is still missing. 
A reconstruction of the functioning and 
adequate regulation of complex systems 
tends toward semantic variety. This ten-
dency is strengthened by the fact that, in 
practical reasoning, clear-cut deductive 
arguments which definitely decide a case 
are missing as a rule. For this reason, sub-
jects try to generate argumentative strength 
by piling up “little arguments”, a strategy 
depicted by Minsky (1990 [1985]: 191) who 
referred in this context to “strength through 
great variety”. No argument is too weak not 
to be mentioned. And opponents try to re-
fute every single little argument, because 
the one which remains undefeated could, in 
the end, prove to be the deciding one. If 
both parties to a conflict use this strategy, 
an enormous number of arguments and 
counterarguments is assembled. In the dia-
logue on AEM, 100 arguments and 
counterarguments pertaining to the factual 
role of IPRs in healthcare systems and 65 
pertaining to the normative dimension had 
to be processed (first by condensing the 
numbers of these “raw arguments” to 43 
and 30 respectively). Thus, discourse tends 
to generate argumentative completeness; 
whatever the conclusions may be, they will 
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not be endangered by the argument that 
some important point has been overlooked. 
So, why does this normative manifold 
not end up in a normative mess, and 
through what discourse achievements is 
inconclusiveness circumvented? To begin 
with, dialogue participants concentrate on 
shared values, because otherwise one 
would not reach his/her opponents at all. 
In our dialogue, it was true that there were 
also attempts to refute IPRs in toto by refer-
ence to cultural peculiarities. The catch-
words were (western) neo-colonialism and 
cultural hegemony. To cite one participant: 
“The patent system is just one idea that came 
essentially from the West. … The rest of the 
world considers this whole apparatus as one 
simple system of neo-colonialism” (Döbert/ 
Daele/Seiler 2003: 92). 
This same participant argued: 
“Property rights and human rights are two to-
tally different systems that should not be 
subsumed under one umbrella” (op. cit.: 88). 
This was one point in the debates where 
evidence for cultural theorists and relativ-
ists might have accrued, but the topic ac-
tually played no significant role in the dia-
logue. IPRs are, in a way, mentioned in the 
Human Rights Charter and this document 
constituted common ground. At the same 
time, discourses eliminate inconsistencies. 
One topic of the stakeholder dialogue per-
tained to the protection of traditional 
knowledge by some variant of IPRs (sui 
generis systems). Arguing for the protection 
of traditional knowledge and denying IPRs 
result in a contradiction; therefore one par-
ticipant argued: 
“… [when] you want benefits to be given to 
communities and individuals who have pro-
duced traditional knowledge then you must 
accept that there must be [exclusion] certain 
rights. … Rights can only exist by exclusion” 
(op. cit.: 88). 
With this intervention, the point of “cultural 
imperialism” was finished and did not even 
show up in the conclusions. 
The universal nature of moral rules gen-
erates, so to speak, a normative surplus 
which could easily overtax actors. This 
holds especially for positive moral duties 
(viz. to help) which often have redistributive 
implications. The latter, in turn, presup-
pose the existence and acknowledgement of 
defined cooperative relationships, and these 
may be missing. Universal moral rules 
must be tailored to existing relationships 
and to the very nature of the actors in-
volved. This application of universal rules to 
concrete situations and actors was one of 
the discourse achievements, too. The Uni-
versal Declaration of Human Rights covers 
a right to healthcare, including AEM. This 
right cannot be turned directly against 
companies, by claiming that patents violate 
human rights. The human right to health-
care can only be addressed to countries, 
not to individual actors in the society, and 
only to one’s own country, because a world 
society which is committed to share avail-
able health resources equally among all 
humans is fictional. Therefore, the respec-
tive conclusion in the dialogue over AEM 
states: 
“Public healthcare is primarily the responsi-
bility of the government” (Döbert/Daele/ 
Seiler 2003: 65, conclusion 126). 
On the other hand, if countries have a duty 
to support public healthcare, they must 
also have the right to adjust IPR legislation 
accordingly. Therefore, conclusion 116 sta-
tes: 
“If there is a conflict, public health has pri-
macy over IPRs” (op. cit.: 63); and conclusion 
128 adds, among other things: “States have 
the duty to couch intellectual property law in 
such a way that the common good, especially 
public health, is respected” (op. cit.: 65). 
But, just as states qua incorporation of the 
common good cannot be expected to ignore 
the common good, companies as the incor-
poration of the economy cannot be expected 
simply to ignore economic calculations. 
Therefore conclusion 117 asserts: “Compa-
nies are economic agents and as such have 
a right to be profit oriented … A right to 
compensation for innovation must be ac-
knowledged” (Döbert/Daele/Seiler 2003: 
63). Yet the moral content of human rights 
also applies to companies: They “have a 
responsibility to act ethically and respect 
human rights” (ibid.), but this responsibility 
must be held compatible with the economic 
nature of companies. The way this is done 
amounts to a differentiation in the sense 
specified above: poor countries are treated 
differently from rich ones:  
“A combination of safeguards, essentially in 
the form of compulsory licensing, with a sys-
tem of differential pricing would be a signifi-
cant improvement in the status quo. In a dif-
ferential pricing system, least developed 
countries would have access to essential me-
dicines at cost prices or below (drug dona-
tions)” (op. cit.: 64). 
The reason why such a system is compati-
ble with a business perspective is that the 
least developed countries do not count as 
markets in any case. 
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“The costs of R & D are covered to such an 
extent by the markets of developed countries 
that least developed countries can be relieved 
from contributing to the profits and costs of 
R & D. This is a variant of the moral principle 
of distribution according to need, as adapted 
to the business system. Otherwise a principle 
of contribution (to R & D) according to ability 
to pay should prevail” (op. cit.: 64). 
This differentiation combines healthcare for 
the poor with protection of property and is, 
in this respect, backed by solid argumenta-
tion. But moral claims can be classified as 
more or less “hard”/cogent, and “responsi-
bility of industry for the world’s poor” re-
presents a validity claim which does not 
range among the hardest assertions. After 
all, which reader would willingly place him-
self/herself in industry’s position without 
hesitation? Yet another discourse achieve-
ment consists in emphasizing hard validity 
claims and, if possible, deriving less cogent 
claims from more cogent ones. This empha-
sis could also be observed in the discus-
sions on AEM. Industry was urged to “ab-
stain from any lobbying for TRIPS-plus leg-
islation, which undermines the use of the 
safeguards” (among other things, the right 
to grant compulsory licenses) (Döbert/ 
Daele/Seiler 2003: 65, conclusion 130). 
This demand was based on the hard valid-
ity claim of pacta sunt servanda, because 
the TRIPS Agreement grants the right to 
issue compulsory licenses. 
Violation of the binding norm to keep 
one’s promises was another point added to 
the NGOs’ argumentation package. Conclu-
sion 132 states: 
“The imposition of a global order of IPRs fa-
vors developed countries. To undo resulting 
imbalances and lacking reciprocities, com-
pensation in the trade sector for textiles and 
agricultural products, as well technology 
transfer has been promised. Up to now many 
of these promises have not been kept” 
(Döbert/Daele/Seiler 2003: 66). 
In addition, there were complaints about 
procedural justice — e.g.,“there was no Af-
rican input at all in this negotiation” (op. 
cit.: 91) — which can also be taken as 
“hard” normative arguments. The sum of 
these complaints certainly helped to gener-
ate a climate in which industry was willing 
to make concessions and set up a viable 
compromise construction into which all 
transactions of the stakeholder dialogue 
finally led. 
This result was not accomplished with-
out mediation from the WZB team taking 
part in the dialogue. On the one hand, the 
WZB team guarded the stage for argumen-
tation — i.e., tried to ensure procedural 
justice (fair representation of positions), 
helped to generate trust between partici-
pants, opened up and furthered communi-
cation between participants, and helped to 
keep emotions in the mode of argumenta-
tion and analysis. But this was not its main 
function (there was also a steering commit-
tee to assist in these tasks); its main func-
tion was the management of the vast quan-
tities of information accumulated during 
discussions, an unavoidable task if partici-
pants were to reach their goal of raising 
their thought to expert level and construct-
ing a well-considered judgment in reflective 
equilibrium. The WZB chose as its instru-
ment of information management compre-
hensive argumentation trees representing 
all arguments and counterarguments raised 
by participants (for other techniques, see 
Dienelt 1978, Renn/Webler 1997:64-100), 
because the trees sort the information into 
blocks that can be dealt with serially — an 
inevitable procedure for handling complex-
ity (cf. Simon 1983). In addition, this tech-
nique orders participant’s transactions in 
such a way that they can serve as a data-
base for sociological analysis. 
Even when information has been ordered 
and condensed, dialogue participants may 
still need help in searching for acceptable 
conclusions and lines of consensus. Par-
ticipants in our stakeholder dialogue agreed 
upon a set of conclusions at the final con-
ference in London. To these were added 
statements stemming from the E-mail ex-
change among participants, which emerged 
as candidates for convergence, and then the 
whole package was criticized, comple-
mented, supplemented and otherwise modi-
fied by the participants until a final version 
was issued. Especially conclusions that 
“hurt” in terms of interests require media-
tion; they are more likely to be tolerated if 
they are proposed by neutral intermediaries 
and not by one’s direct opponents in a con-
flict. For example, conclusion 116 — “If 
there is a conflict, public health has pri-
macy over IPRs” (Döbert/Daele/Seiler 2003: 
63) — gave rise to such a heated argument 
between opponents that one party threat-
ened to withdraw their participation and 
return home. The controversy was over-
come by the intervention of a mediator who 
stressed the fact that this conclusion was 
modified and weakened by the subsequent 
conclusion, 117, which emphasized the 
rights of industry. The search for consen-
sus was tedious but successful, not least 
because there was mediation. 
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5 Rationality, consensus and costs: the illocutionary act of silence 
In sum, we can say that civil society, in the 
form of a stakeholder dialogue, succeeded 
in constructing a rational solution to a bit-
ter conflict, for which no win-win options, 
but only mutual concessions and compro-
mise existed. Compromise is more rational 
than the initial positions of the opposing 
parties because it is supported by more and 
stronger reasons, and is less endangered by 
“repressed” aspects and claims involved in 
the subject matter. This statement is sup-
ported, on the one hand, by analysis of the 
meaning of arguments and their relation-
ship to final conclusions. On the other 
hand, the statement can also be supported 
by the behavior of participants after an ini-
tial version of tentative conclusions had 
been suggested. In the stakeholder dia-
logue, there was much critique, and many 
amendments and modifications, but there 
were no arguments which would have en-
dangered the general thrust of the conclu-
sions. On the whole, the conclusions with-
stood critique. Furthermore, there were no 
exits from the dialogue and no minority 
statement as is frequently the case. Finally, 
the conclusions can claim to have success-
fully anticipated later political development. 
A certain normalization of compulsory li-
censing in combination with an official sys-
tem of differential pricing has, in the mean-
time, become declared European Union 
policy. Taking all of this evidence together, 
we claim that there is something like one 
rationality of second thought. The diversity 
of rationalities, cosmologies, and perspec-
tives dramatized by radical constructivism, 
cultural theory, etc. is based, to a large 
extent, on first thought, selectivity, and 
lack of information. This statement implies 
that argumentation does function as a gen-
eralized medium of communication, gener-
ating at least some motivation to take a 
particular course of action. 
But the formulation, “some motivation”, 
implies a stipulation: some motivation may 
not be enough motivation. And, indeed, 
some participants opted for “observer sta-
tus” vis-à-vis the final project report. What 
did that mean? In preparing conclusions, it 
was suggested to participants that all sta-
tements be included in the final report, 
which found support of at least some repre-
sentatives of industry and, at the same 
time, that of some representatives of NGOs. 
Support from contrary positions could have 
meant something. This was explained to the 
participants as follows: 
“What would one gain by scrutinizing the 
transactions of the WBCSD dialogue project 
with these qualifications in mind? First, since 
representatives of the most divergent views 
join in backing/not opposing the statements 
identified, one may conclude that the ensem-
ble of respective statements circumscribes 
something like a workable compromise of 
conflicting claims. Second, this can be stated 
in an observer’s perspective without having to 
enter the resulting field of convergences. Sin-
ce neither unanimity nor enthusiastic sup-
port (non-opposition suffices) is required, 
whoever refers to the result can signal as 
much distance to it as he or she wants. What 
is said is simply that we can observe an at-
tractor, a region of convergence in the dia-
logue process with the specifications indi-
cated.” 
Three NGOs preferred to remain observers 
in the sense specified. This is certainly less 
than dissent, but it is also less than the 
amount of consensus one would need for 
implementation. It is less than governance. 
How is this decision to be interpreted? To 
deny the conclusions would have meant 
that one would have to come up with some 
argumentation on his/her own. This would 
have been difficult, because the conclusions 
do represent an acceptable compromise. 
Agreeing, on the other hand, means that a 
participant would be confronted with full 
action and participation costs. And we be-
lieve that, in this case, “participation costs” 
were the decisive factor because, in some 
cases, participants’ statements/publica-
tions indicated that they knew that some 
sort of compromise like the one reached in 
the stakeholder dialogue was the appropri-
ate solution to the conflict. But, in the given 
situation, some participants preferred to 
say: “I observe that participants from both 
sides, including myself, agree upon …”. 
This form of “observation” constitutes an 
option free of costs and that is why it was 
chosen. This would be, so to speak, the 
rational choice description of the course of 
events. In terms of speech acts the choice of 
observer status amounts to the following: In 
this situation, an apparent non-speech act, 
namely, the illocutionary act of being silent 
with respect to the argumentation at hand, 
is the choice of the moment. In so choosing, 
an individual performs the perlocutionary 
act of avoiding future reproach and implica-
tions in the courts or in public. As social 
scientists, because we want to explain what 
has happened when argumentation fails, 
we have to think in terms of a theory of 
communication which encompasses the 
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perlocutionary dimension of illocutionary 
silence, too. This is one lesson of stake-
holder dialogues, too. 
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1 Einleitung 
Wenn von globaler Governance oder post-
nationalem Regieren die Rede ist, geht es 
zumeist um die Kooperation von National-
staaten im Rahmen internationaler Verein-
barungen oder um die Rolle internationaler 
Organisationen. Globale Governance durch 
Selbstorganisation transnationaler Zivilge-
sellschaft wird dagegen nicht so oft thema-
tisiert. Ist solche Governance ohne staatli-
che Beteiligung überhaupt möglich? Es gibt 
eine Reihe von Untersuchungen zu der 
Entstehung transnationaler Netzwerke und 
ihrer Bedeutung für das Agenda-Setting 
und die Formulierung von Politiken.1 Ob 
aber solche Netzwerke in der Lage sind, 
Politiken zu implementieren, ist eine weit-
gehend offene Frage. Können transnationa-
le Netzwerke Normen nicht nur setzen, 
sondern auch durchsetzen? 
Diese Frage bildet den Ausgangspunkt 
der folgenden Überlegungen zur Gover-
nance durch transnationale Netzwerkorga-
nisationen.2 Ziel der Analyse ist es, exem-
plarisch die Möglichkeiten und Grenzen 
globaler Governance durch zivilgesellschaft-
liche Selbstorganisation aufzuzeigen. 
Ausgewählt wurde ein Fall, der mittler-
weile als Erfolg gilt: das „Forest Stewards-
hip Council“ (FSC).3 Dabei handelt es sich 
                                                         
1 Siehe hierzu insbesondere die Untersuchungen von 
Keck und Sikkink (1998, 1999) zu „Advocacy Net-
works“ in der internationalen Politik. 
2 Es wird hier von Netzwerkorganisationen gespro-
chen, also von hoch institutionalisierten, d. h. auf 
Dauer angelegten Netzwerken — nur von solchen 
dürften Leistungen der Politikimplementation zu er-
warten sein. 
3 Siehe Kern/Kissling-Näf (2002) sowie <http:// 
www.fscoax.org>. 
um ein weltweit vergebenes Umweltzeichen 
für die Zertifizierung nachhaltig bewirt-
schafteter Wälder. Der Fall bietet sich an, 
weil das FSC-System bereits seit 1993 exis-
tiert und sich zwischenzeitlich auf ca. 
60 Länder ausgebreitet hat. Die rapide Dif-
fusion des Labels ist bemerkenswert, da es 
in der Umweltpolitik nur ganz wenige Inno-
vationen gibt, die sich ähnlich dynamisch 
entwickelt haben. 
Die Vergabe des Labels stützt sich auf 
eine transnationale Mehrebenenorganisati-
on, d. h. eine stark institutionalisierte Netz-
werkorganisation mit internationalen und 
nationalen Geschäftsstellen und Arbeits-
gruppen, Normbildungsprozessen auf der 
internationalen wie nationalen Ebene sowie 
Implementations- und Kontrollverfahren 
auf lokaler Ebene. Charakteristisch für die 
Verfahren des FSC ist es, dass sowohl die 
Entscheidung über die Normen als auch 
deren Implementation vollkommen unab-
hängig von Nationalstaaten oder internatio-
nalen Organisationen sind. 
Damit die Fallstudie besser eingeordnet 
werden kann, wird kurz auf die unter-
schiedlichen Varianten der globalen Gover-
nance eingegangen (Abschnitt 2). Anschlie-
ßend wird das FSC als ein Beispiel für zivil-
gesellschaftliche Selbstorganisation darge-
stellt (Abschnitt 3). Die Leistungsfähigkeit 
des FSC, gemessen an der Effektivität und 
Legitimität des Systems, wird in Abschnitt 
4 diskutiert. In Abschnitt 5 werden die 
Auswirkungen von Marktmechanismen, von 
staatlicher Regulierung sowie von konkur-
rierenden privaten Systemen der Normset-
zung und -durchsetzung auf den Erfolg des 
FSC untersucht. Abschließend wird die 
Reichweite globaler Governance durch zivil-
gesellschaftliche Selbstorganisation zu-




2 Globale Governance durch transnationale Netzwerk-organisationen 
Relevant für die Lösung globaler Probleme 
sind drei Typen globaler Governance, die 
sich keineswegs gegenseitig ausschließen, 
sondern gemeinsam auftreten und sich 
ergänzen können: globale Governance 
durch (1) internationale und intergouver-
nementale Kooperation, (2) globale Politik-
netzwerke und (3) transnationale Netzwerk-
organisationen. 
Beim ersten Typus geht es darum, grenz-
überschreitende Probleme wie die Zerstö-
rung der Ozonschicht oder das Problem der 
Treibhausgase, die einzelne Länder nicht im 
Alleingang lösen können, durch internatio-
nale und intergouvernementale Kooperation 
zu bewältigen. Diese Kooperation führt 
häufig zu internationalen Regimen.4 Die 
Entscheidungen werden hier von den Nati-
onalstaaten getroffen, die diese Beschlüsse 
anschließend auf der nationalen Ebene 
umsetzen müssen. Dieser Form der globa-
len Governance entspricht daher das Mo-
dell der horizontalen Selbstkoordination 
zwischen Nationalstaaten, kombiniert mit 
entsprechenden (hierarchischen) Implemen-
tationsstrategien auf der nationalen Ebene. 
Zweitens sind in den letzten Jahren glo-
bale Politiknetzwerke entstanden, denen 
sowohl staatliche als auch gesellschaftliche 
Akteure angehören. Ein Beispiel hierfür ist 
die „Global Alliance for Vaccines and Im-
munization“ (GAVI). Dieser Allianz, die dem 
Zweck dient, Kinder weltweit vor Krankhei-
ten zu schützen, die durch Impfungen ver-
mieden werden können, haben sich inter-
nationale Organisationen, nationale Regie-
                                                         
4 Siehe hierzu die klassische Definition von Stephen 
Krasner (1983, S. 2): „Regimes can be defined as sets 
of implicit or explicit principles, norms, rules, and 
decision-making procedures around which actors’ 
expectations converge in a given area of international 
relations.“ Gerade im Umweltbereich haben internati-
onale Regime stark an Bedeutung gewonnen (siehe 
etwa Gehring/Oberthür 1997; Young 1997; Biermann 
1998). 
rungen, die Hersteller von Impfstoffen, For-
schungsinstitute und Non-governmental 
Organizations (NGOs) angeschlossen.5 
Grundsätzlich handelt es sich bei den glo-
balen Politiknetzwerken ebenfalls um eine 
Form der horizontalen Selbstkoordination, 
bei der die Nationalstaaten aber nicht mehr 
dominieren, sondern nur noch eine Gruppe 
von Akteuren darstellen, die gleichberech-
tigt neben inter- und supranationalen Insti-
tutionen, verschiedenen NGOs, aber auch 
subnationalen Akteuren stehen. Obgleich 
die Teilnehmer unterschiedlichen Politik-
ebenen angehören 
(können), stehen sie im 
Rahmen der Verhand-




Die hier gewählte 
Fragestellung konzent-




ganisationen.7 Dabei geht es um Selbstor-
ganisation ohne Beteiligung von National-
staaten.8 Im Mittelpunkt des Interesses 
stehen dabei vor allem Fälle, bei denen die 
nationalstaatlichen Akteure an der Norm-
setzung nicht beteiligt sind und das System 
von den beteiligten (privaten) Akteuren 
selbst implementiert wird, d. h. ein System 
der privaten Normdurchsetzung aufgebaut 
wird. Neben dem FSC können als Beispiele 
das „Marine Stewardship Council“ (MSC)9 
zur nachhaltigen Entwicklung der Fischerei 
oder das „Rugmark“-Label10 zur Verhinde-
rung von Kinderarbeit bei der Teppichher-
stellung angeführt werden. Zwar geht es in 
allen diesen Fällen um neue Governance-
Formen (transnationale Regime) im Bereich 
der Wirtschaft. Sie unterscheiden sich je-
doch deutlich von der Selbstregulierung des 
                                                         
5 Siehe <http://www.vaccinealliance.org>. 
6 Zu globalen Politiknetzwerken siehe etwa Reini-
cke/Deng (2000); Witte et al. (2000) sowie Benner et 
al. (2003). 
7 Vgl. hierzu die neueren Arbeiten zur Entstehung 
einer transnationalen Zivilgesellschaft bzw. von trans-
nationalen sozialen Bewegungen (z. B. della Porta et al. 
1999; Florini 2000; Smith/Johnston 2002; Rucht 
2002, S. 332 ff.).  
8 Allerdings können transnationale Netzwerkorgani-
sationen — unabhängig von der Festsetzung eigener, 
privater Normen — an globalen Politiknetzwerken 
beteiligt sein und in diesem Rahmen mit staatlichen 
Akteuren kooperieren. 
9 Siehe <http://www.msc.org>. 
10 Siehe <http://www.rugmark.net>; vgl. zudem Wolf 
(2002). 
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Unternehmenssektors, die unter den 
Stichworten private international regimes 
und private authority thematisiert wird.11 
Bei diesen handelt es sich oft um codes of 
conduct, bei denen die Normdurchsetzung 
den Unternehmen selbst überlassen bleibt, 
also nicht durch unabhängige Dritte kon-
trolliert wird (vgl. Cashore 2002, S. 514). Im 
Gegensatz dazu stellt das FSC eine Netz-
werkorganisation dar, deren Entstehung 
und Entwicklung ganz wesentlich von einer 
Umwelt-NGO, dem World Wildlife Fund 
(WWF), getragen wurde. Da transnationale 
Regime diesen Typs (noch) relativ selten 
sind, wurden sie bislang kaum unter-
sucht.12 
3 Das „Forest Stewardship Council“ als ein Beispiel zivilgesellschaft-licher Selbstorganisation 
Entstanden ist das FSC aus einer Initiative 
unterschiedlicher Stakeholder (u. a. Wald- 
und Forstwirtschaft, Holzindustrie, private 
Zertifizierer, Umwelt- und Naturschutzor-
ganisationen, indigene Völker), die sich 
einer Initiative des WWF im Bereich der 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung ange-
schlossen hatten. Formell gegründet wurde 
der „FSC International“ als unabhängige 
und gemeinnützige Organisation 1993 in 
Toronto von 126 Teilnehmern aus 26 Län-
dern. Schon ein Jahr später wurde ein ge-
schäftsführender Direktor ernannt und eine 
Geschäftsstelle mit drei Mitarbeitern in Oa-
xaca (Mexiko) eingerichtet. 
Obwohl von Anfang an viele verschiede-
ne Umwelt-NGOs, aber auch zahlreiche 
Wirtschaftsorganisationen involviert waren, 
wurde der FSC in der Wahrnehmung der 
Öffentlichkeit vor allem mit dem WWF asso-
ziiert. Begünstigt wurde die außerordentlich 
dynamische Entwicklung des FSC durch 
die Tatsache, dass er sich auf die hoch pro-
fessionalisierte Organisation des WWF mit 
ihren Organisationseinheiten auf der natio-
nalen und regionalen Ebene stützen konn-
te. Für die außerordentlich schnelle Ver-
breitung des FSC-Labels war dies von gro-
ßer Bedeutung. 
2002 wurde vom FSC International ent-
schieden, ein „International Center“ in 
                                                         
11 Vgl. Haufler (1993, 2000, 2001) oder Higgott et al. 
(2000); auf den Unternehmenssektor konzentriert sich 
auch die überwiegende Anzahl der Beiträge in den 
Sammelbänden von Ronit/Schneider (2000) und 
Hall/Biersteker (2002). 
12 Siehe hierzu vor allem Cashore (2002), der sich 
ebenfalls mit der Forstzertifizierung beschäftigt, sowie 
O’Rourke (2003) und Wolf (2002), die Sozialklauseln 
analysieren. 
Bonn zu eröffnen und damit die internatio-
nale Geschäftsstelle des FSC nach 
Deutschland zu verlagern. In Oaxaca wird 
künftig das Regionalbüro für Nord- und 
Südamerika seinen Sitz haben.13 Darüber 
hinaus sollen weitere Regionalbüros für 
Afrika, Asien und Europa eingerichtet wer-
den. Die Regionalbüros sollen die nationa-
len Initiativen unterstützen und Zertifizie-
rungsverfahren in Ländern mit relativ ge-
ringen nationalen Kapazitäten fördern (FSC 
2003a, S. 51). Durch diesen Schritt in Rich-
tung Regionalisierung und Dezentralisie-
rung, die in vielen transnationalen Netz-
werkorganisationen, die eine bestimmte 
Größe erreicht haben, zu beobachten ist, 
soll die Arbeit der Organisation effektiver 
und effizienter gestaltet werden (WWF 
2002, S. 7 ff.; FSC 2003a, S. 50). 
Der FSC International hat zehn Prinzi-
pien mit 56 Kriterien (Principles & Criteria; 
P & C) für die Forstwirtschaft entwickelt, 
z. B. Bestimmungen zur Einhaltung natio-
naler Gesetze und internationaler Vereinba-
rungen (Principle 1), zur Definition von Nut-
zungsrechten (Principle 2), zum Schutz der 
Rechte der indigenen Bevölkerung (Prin-
ciple 3), zum Schutz der Waldarbeiter (Prin-
ciple 4), zu den Managementplänen (Prin-
ciple 7) oder zum Monitoring des zertifizier-
ten Waldes (Principle 8).14 
Diese internationalen Prinzipien dienen 
als Basis zur Entwicklung nationaler und 
regionaler Standards, die ein zentrales Ele-
ment des FSC-Systems darstellen. Sie wer-
den von nationalen bzw. regionalen Ar-
beitsgruppen festgelegt und müssen vom 
FSC International anerkannt werden, bevor 
sie vor Ort angewandt werden können. Der 
erste nationale Standard (für Schweden) 
wurde 1997 vom FSC International aner-
kannt. Nationale Initiativen15 gibt es derzeit 
in 31 Ländern, und in zehn Ländern exis-
tieren nationale oder regionale Standards16 
(Stand Mai 2002; siehe WWF 2002, S. 11). 
Bei den nationalen Initiativen werden 
verschiedene Formen der Institutionalisie-
rung voneinander abgegrenzt. Zunächst 
wird eine Kontaktperson (Contact Person) 
benannt, danach eine Arbeitsgruppe (Wor-
                                                         
13 Siehe WWF Faktenservice Wald- und Holzzertifizie-
rung, Nr. 1, März 2003, S. 5. 
14 Siehe hierzu <http://fscoax.org/html/1-2.html>, 
15. Juni 2003. 
15 Vgl. FSC Protocol for Endorsing National Initia-
tives, <http://www.fscoax.org/html/4-1.html>, 29. 
Juli 2002). 
16 Dabei handelt es sich um Belgien (mit Einschrän-
kungen), Bolivien, Brasilien, Kanada, Kolumbien (mit 
Einschränkungen), Deutschland, Peru, Schweden, 




king Group) zur Erarbeitung eines nationa-
len Standards eingerichtet, die in einen 
Beirat (Advisory Boards) umgewandelt wird, 
sobald der nationale Standard vom FSC 
International anerkannt wurde, und dar-
über hinaus können, falls die Kapazitäten 
dazu ausreichen, National- oder Regional-
büros (National or Regional Offices) geschaf-
fen werden. 
Implementiert wird das FSC-System von 
(privaten) Zertifizierern, die vom FSC Inter-
national akkreditiert werden und weltweit 
tätig werden können,17 wobei sie entweder 
die jeweiligen nationalen Standards, sofern 
sie vom FSC bereits anerkannt wurden, 
oder die internationalen Standards an-
wenden. Existieren keine nationalen 
Standards, passen die Zertifizierer die 
internationalen Prinzipien an den jeweili-
gen nationalen Kontext an. 
Für die Effektivität des Systems ist es 
von herausragender Bedeutung, dass die 
Zertifizierung zeitlich (auf fünf Jahre) be-
fristet ist.18 Werden Verstöße festgestellt, 
die innerhalb eines festgesetzten Zeitraums 
nicht beseitigt werden, kann das Zertifikat 
entzogen werden.19 Es existieren also 
durchaus Sanktionsmöglichkeiten, von de-
nen auch Gebrauch gemacht wird.20 
Daneben besteht bei gravierenden Verstö-
ßen sogar die Möglichkeit, dem Zertifizierer 
die FSC-Akkreditierung abzuerkennen.21 
                                                         
17 Bis heute hat der FSC International zwölf Zertifizie-
rer akkreditiert: KPMG Forest Certification Services 
Inc. (FCS), Kanada, Eurocertifor, Frankreich, GFA 
Terra Systems, Deutschland, Instituto per la Certifica-
zione e i Servizi per le Imprese dell’Arredamento e del 
Legno (ICILA), Italien, Institut für Marktökologie (IMO), 
Schweiz, Swiss Association for Quality and Manage-
ment Systems (SQS), Schweiz, SKAL International, 
Niederlande, BM Trada Certification, Großbritannien, 
SGS Forestry QUALIFOR, Großbritannien, Soil Associ-
ation Woodmark, Großbritannien, Scientific Certifica-
tion Systems (SCS), USA, SmartWood Program, USA, 
<http://www.fscoax/html/5-3-1.html>, 15. Juni 
2003); von diesen zwölf akkreditierten Zertifizierern 
sind zwei ausschließlich für die Produktketten-
Zertifizierung („chain of custody“), nicht aber für die 
Forstmanagement-Zertifizierung zugelassen. Das Akk-
reditierungsverfahren ist im FSC Accreditation Manual 
(FSC 2002a) im Detail geregelt. 
18 Allgemeine Anforderungen an das Monitoring fin-
den sich im FSC Accreditation Manual, Part 3.2 (FSC 
2002a). 
19 Siehe hierzu die allgemeinen Bestimmungen im 
FSC Accreditation Manual, Part 3.1 (FSC 2002a). 
20 Ein Beispiel hierfür ist die Entwicklung in der 
Ukraine: Der Zertifizierer (IMO) zog das Zertifikat für 
ein Forstunternehmen (ILMEST) zurück, nachdem bei 
Kontrollen ernsthafte Verstöße gegen die FSC-
Richtlinien festgestellt worden waren (WWF Faktenser-
vice Wald- und Holzzertifizierung, Nr. 7, August 2001, 
S. 3). 
21 Dass diese Möglichkeit bei Bedarf genutzt wird, 
zeigt die Tatsache, dass dem Zertifizierer SKAL zeitwei-
lig die Zertifizierung entzogen wurde (siehe WWF 
Positiv auf den Erfolg des FSC-Systems 
hat sich dessen Organisationsstruktur aus-
gewirkt, durch die direkte Verbindungen 
zwischen transnationalen, nationalen und 
lokalen Entscheidungs-, Koordinations- 
und Implementationsnetzwerken hergestellt 
werden. Das FSC-System konnte sich nur 
deshalb so schnell ausbreiten, weil private 
Normen, die auf der internationalen Ebene 
festgelegt werden, bei Bedarf auf der loka-
len Ebene direkt angewandt werden kön-
nen. Hingegen erfolgt die Festsetzung nati-
onaler Standards sukzessive, garantiert 
jedoch zumindest mittel- und langfristig die 
Berücksichtigung der regionalen Besonder-
heiten. Weiterhin bietet die dezentralisierte 
und regionalisierte Struktur die Gewähr 
dafür, dass der FSC nicht nur auf der in-
ternationalen, sondern auch auf der natio-
nalen und regionalen Ebene (nationale 
FSC-Initiativen sowie die vom FSC unter-
stützten „Forest and Trade Networks“ der 
potenziellen Käufer) sowie auf der lokalen 
Ebene (Zertifizierungen durch FSC-
akkreditierte Zertifizierer) präsent ist.  
4 Leistungsfähigkeit des „Forest Stewardship Council“ 
Zentrale Maßstäbe für die Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit der Governance durch 
transnationale Netzwerkorganisationen sind 
die Effektivität und die Legitimität der von 
ihnen erreichten Problemlösungen. Dem 
FSC-System kann Erfolg bescheinigt wer-
den, wenn die zertifizierte Fläche tatsäch-
lich zunimmt und das mit dem Label ver-
knüpfte transnationale Regime sowohl dem 
Verfahren nach als auch inhaltlich von den 
Beteiligten akzeptiert wird. Bei der Beurtei-
lung der Leistungsfähigkeit des FSC wird 
man zwischen westlichen Industrieländern, 
Transformationsländern in Mittel- und Ost-
europa sowie Schwellen- und Entwick-
lungsländern unterscheiden müssen. 
4.1 Effektivität des Systems 
Die Effektivität des FSC-Systems wird 
durch die Entwicklung der zertifizierten 
Flächen und Produktketten belegt. Zehn 
Jahre nach Einführung des Labels gab es 
Mitte 2002 in 57 Ländern zertifizierte Wäl-
der und in 65 Ländern zertifizierte Pro-
duktketten. Derzeit (Mai 2003) sind 36,8 
                                                                                     
Newsletter Forestry and Wood Certification, Nr. 10, 
April 2001); das allgemeine Verfahren ist im FSC Acc-
reditation Manual, Part 2.4 geregelt (FSC 2002a). 
48 Globale Governance durch transnationale Netzwerkorganisationen
 
 
Millionen ha (Hektar) Wald FSC-zertifiziert 
(FSC 2003b). 
Das erste Land, in dem 1991 86.000 ha 
Wald durch SmartWood22 zertifiziert wur-
den, war Mexiko. Die USA und Costa Rica 
folgten 1992 bzw. 1993, in Europa über-
nahmen die Niederlande (erste Zertifizie-
rung 1995) die Rolle des Vorreiters, gefolgt 
von Schweden und Polen 1996 sowie Groß-
britannien23 und Italien 1997. Mitte 2002 
waren in den Niederlanden, Schweden, Po-
len, Irland, Großbritannien und Estland 
zwischen 30 und 77 Prozent der Waldflä-
chen zertifiziert. Eine besonders dynami-
sche Entwicklung zeigte sich in den letzten 
Jahren beispielsweise in Kanada, aber auch 
in einigen Transformationsländern Mittel- 
und Osteuropas. 
Bemerkenswert ist die starke Beteiligung 
der Schwellen- und Entwicklungsländer. 
Mitte 2002 waren etwa 60 Prozent der Län-
der mit FSC-zertifizierten Flächen nicht 
Mitglieder der Organization for Economic 
Co-operation and Development (OECD). Ob 
dies auf die Tatsache zurückzuführen ist, 
dass die Abholzung der tropischen Wälder, 
gegen die das FSC-Label gerichtet ist, vor 
allem in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern droht, kann dahingestellt bleiben. 
Entscheidend dürfte sein, dass diese Län-
der Holz und Holzprodukte zu einem erheb-
lichen Anteil exportieren und auf den Ziel-
märkten zertifiziertes Holz nachgefragt 
wird. 
Die eigentlichen Erfolgsfälle sind westli-
che Industrieländer, aber auch einige 
Transformationsländer in Mittel- und Ost-
europa. So hat sich in Schweden, insbe-
sondere seit der Einführung des nationalen 
Standards, die Zertifizierung der Wälder, 
die im Besitz von Forstunternehmen sind, 
sehr dynamisch entwickelt. Im Juni 2002 
waren mehr als zehn Millionen ha, d. h. 
über 40 Prozent der gesamten schwedi-
schen Waldfläche, zertifiziert. Dies ent-
spricht ca. einem Drittel der weltweit zertifi-
zierten Fläche. Ähnlich dynamisch verlief 
die Entwicklung in Polen, dem ersten 
Transformationsland, in dem FSC-
                                                         
22 SmartWood ist ein Programm der Rainforest Alli-
ance, einer internationalen NGO mit Sitz in New York. 
Obwohl das Programm ursprünglich auf tropische 
Wälder ausgerichtet war, ist SmartWood heute welt-
weit tätig, wobei der Schwerpunkt in Lateinamerika 
liegt. Zwar wurde das FSC erst 1993 gegründet; da 
SmartWood allerdings die Akkreditierung seines Zerti-
fizierungsprogramms durch den FSC beantragte, die 
1996 erfolgte, gelten Flächen, die vorher durch 
SmartWood zertifiziert wurden, als FSC-zertifizierte 
Flächen; <http://www.smartwood.org>. 
23 Zur Entwicklung in Großbritannien siehe Howell 
(1999) sowie Cashore et al. (2001, S. 23 ff.). 
Zertifizierungen durchgeführt wurden. Dort 
wurden bis Mai 2003 ca. 65 Prozent der 
Waldfläche zertifiziert (siehe FSC 2003b). 
Nationale Differenzen zwischen Ländern 
können zumindest teilweise durch die Rege-
lung der Eigentumsrechte in den jeweiligen 
Ländern erklärt werden. Im Vorteil sind 
hier Länder, in denen es relativ wenig Pri-
vatwald bzw. Kleinwaldbesitz, sondern vor 
allem große Staatswälder (wie z. B. in Po-
len) und große Forstunternehmen (wie etwa 
in Schweden) gibt.24 80 Prozent der zertifi-
zierten schwedischen Wälder befinden sich 
im Besitz der Forstindustrie, und alle bis-
lang zertifizierten polnischen Wälder sind 
Staatswälder.25 
Die äußerst dynamische Entwicklung in 
Polen ist vor allem dadurch zu erklären, 
dass Polen sehr viel Holz und Holzprodukte 
nach Großbritannien exportiert, wo ver-
stärkt FSC-zertifiziertes Holz nachgefragt 
wird. Prinzipiell gilt dieser Zusammenhang 
auch für Entwicklungs- und Schwellenlän-
der, allerdings gibt es nach wie vor Absatz-
märkte für illegal geschlagenes Holz, die 
kaum staatlich reguliert werden können. 
Diese Tatsache begrenzt die Wirksamkeit 
des FSC-Systems. Dies zeigt beispielsweise 
die Entwicklung in Indonesien.26 Zwar führ-
te auch hier der von den Exportmärkten 
(vor allem in Europa und den USA) ausge-
hende Druck in den späten 1980er und den 
frühen 1990er Jahren zu ersten Schritten 
in Richtung auf die Entwicklung eines Pro-
gramms der Holzzertifizierung. Aber es gibt 
nach wie vor gravierende Probleme mit ille-
gal eingeschlagenem Holz.27 Um die Wälder 
                                                         
24 Hier setzt auch eine Kritik am FSC an: Eigentümer 
großer Waldflächen (insbesondere die Forstindustrie) 
haben Vorteile bei der FSC-Zertifizierung, da die Zerti-
fizierung für diese Unternehmen wesentlich kosten-
günstiger ist als für Kleinwaldbesitzer; zu den Proble-
men der Kleinwaldbesitzer, ihre Wälder FSC-
zertifizieren zu lassen, und der Möglichkeit der Grup-
penzertifizierung, d. h. der gemeinsamen Zertifizierung 
der Wälder mehrerer Kleinwaldbesitzer, die hier Abhil-
fe schaffen soll, siehe Scrase (2000). 
25 Zwischenzeitlich sind die Wälder von 13 der insge-
samt 17 regionalen Forstdirektionen zertifiziert (FSC 
2003b). Probleme mit der FSC-Zertifizierung treten — 
im Gegensatz zu Polen — in jenen mittel- und osteu-
ropäischen Ländern auf, in denen die staatlichen 
Wälder privatisiert und vorzugsweise in Kleinwaldbe-
sitz überführt wurden. 
26 In Indonesien, das zu 75 Prozent mit Wald bedeckt 
ist, liegen zehn Prozent aller tropischen Regenwälder 
weltweit und 60 Prozent der asiatischen Regenwälder. 
Der Übergang zu einer nachhaltigen Forstwirtschaft 
erscheint daher besonders geboten. 
27 Es wird geschätzt, dass 70 Prozent des Holzein-
schlags in Indonesien illegal erfolgen (vgl. Murphy 
2001a). Das betrifft offensichtlich selbst FSC-
zertifizierte Flächen, die in Indonesien in den letzten 
Jahren keineswegs zugenommen haben, sondern 




zu schützen, bedarf es entsprechender Poli-
tiken und Kontrollen. Das FSC-System 
kann diese staatlichen Systeme nicht ein-
fach ersetzen (vgl. Murphy 2001b).28 
 
                                                                                     
dass 2001 das Zertifikat für die größte zertifizierte 
Teakholz-Plantage in Indonesien zurückgezogen wer-
den musste, nachdem gravierende Verstöße gegen die 
FSC-Richtlinien festgestellt worden waren (WWF 2002, 
S. 12; siehe ferner WWF Faktenservice Wald- und 
Holzzertifizierung, Nr. 1, März 2003, S. 3). 
28 2002 wurde ein wegweisendes Abkommen zwi-
schen der britischen und der indonesischen Regierung 
unterzeichnet. Durch diese bilaterale Strategie soll der 
illegale Holzeinschlag und der internationale Handel 
mit diesem Holz und solchen Holzprodukten unter-
bunden werden (WWF Faktenservice Wald und Holz-
zertifizierung, Nr. 4, Juli 2002, S. 4). 
4.2 Legitimität des Systems 
Allgemein ist davon auszugehen, dass die 
Legitimität nichtstaatlicher Systeme zur 
Regulierung der Wirtschaft durch die direk-
te Beteiligung von NGOs beträchtlich ge-
steigert wird (vgl. O’Rourke 2003, S. 19). Es 
kann unterstellt werden, dass das FSC-
System, weil es auf eine Initiative des WWF 
zurückgeht und unter Beteiligung des WWF 
operiert, von vornherein höhere Legitimität 
genießt als etwa die aus dem Unterneh-
menssektor bekannten „codes of conduct“. 
Darüber hinaus dürfte Legitimation durch 
die Verfahren erzeugt werden, die für das 
FSC-System in den internationalen und 
nationalen Entscheidungs-, Koordinations- 
und Informationsnetzwerken einerseits und 
lokalen Implementationsnetzwerken ande-
rerseits gelten. 
Tabelle 2: FSC-zertifizierte Flächen nach Länderna 
Land Zertifizierte Fläche in ha 
Anteil an der ge-
samten nationalen 
Waldfläche in % 
Anteil an der welt-
weit zertifizierten 
Fläche in % 
Durchschnittliche 
Fläche pro Zertifikat 
in ha 
Schweden 10.130.310 41,48 34,58 440.448,26 
USA 3.887.704 1,83 13,27 40.923,20 
Polen 3.592.160 41,14 12,26 449.020,00 
Brasilien 1.182.640 0,21 4,03 49.726,67 
Estland 1.063.517 52,89 3,63 531.758,50 
UK 1.060.667 44,38 3,62 33.145,84 
Kanada 1.000.920 0,41 3,42 90.992,73 
Bolivien 927.263 1,92 3,16 115.907,88 
Lettland 906.217 31,44 3,09 129.459,57 
Südafrika 898.225 10,57 3,07 64.158,93 
Neuseeland 610.258 7,74 2,08 55.478,00 
Mexiko 516.404 0,93 1,76 24.590,67 
Irland 438.000 76,84 1,50 438.000,00 
Deutschland 417.673 3,89 1,43 7.734,69 
Kroatien 372.765 20,43 1,27 93.191,25 
Guatemala 312.461 8,13 1,07 26.038,42 
Chile 249.096 3,16 0,85 62.274,00 
Russland 215.715 0,03 0,74 71.905,00 
Indonesien 151.589 0,14 0,52 50.529,67 
Simbabwe 110.561 1,27 0,38 27.640,25 
Niederlande 102.522 30,70 0,35 8.543,50 
Weltweit 29.295.435 1,13b  66.580,53 
 
a Erfasst werden nur Länder, in denen bereits mehr als 100.000 ha Wald zertifiziert wurden. 
b Bezogen auf die Länder, in denen bereits Waldflächen zertifiziert wurden. 
Datenquelle: FSC International, <http://fscoax.org>; Certified Wood, <http://certifiedwood.org>; FAO 1999; eigene Berechnungen; 
Stand: Juli 2002. 
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Da beim FSC ein Gleichgewicht zwischen 
ökonomischen, ökologischen und sozialen 
Interessen angestrebt wurde, einigte man 
sich für die internationale Ebene auf glei-
che Stimmrechte für die Vertreter der drei 
Kammern (Wirtschafts-, Umwelt- und Sozi-
alkammer)29 in der Generalversammlung. 
Im „Board of Directors“, der aus neun Mit-
gliedern besteht, werden die Stimmen zu-
künftig ebenfalls gleichmäßig auf die drei 
Gruppen verteilt sein.30 Daneben haben die 
Vertreter des Nordens und des Südens in 
allen drei Kammern gleiche Stimmrechte 
(Elliott 1999, S. 38).31 Diese Regelungen 
sind bemerkenswert, da selbst dann, wenn 
NGOs bei internationalen Verhandlungen 
Zugang zum Verfahren gewährt wird, in der 
Regel ein deutliches Ungleichgewicht zwi-
schen NGOs aus dem Norden und denen 
aus dem Süden besteht, das durch Verfah-
rensregelungen nicht ausgeglichen wird 
(vgl. Oberthür et al. 2002). 
Ähnliche Bestimmungen existieren für 
die nationalen Arbeitsgruppen, die dem 
FSC International Vorschläge für nationale 
Standards vorlegen. Diese Standards sollen 
in einem Multi-Stakeholder-Verfahren 
(möglichst) konsensual festgelegt werden. 
Die nationalen Arbeitsgruppen und Beiräte 
bestehen ebenfalls aus drei Kammern 
(Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialkammer), 
die über gleiche Stimmrechte verfügen, falls 
Abstimmungen tatsächlich notwendig wer-
den.32 
Neben den Regelungen, die die FSC-
Gremien betreffen, wurden Verfahrensbe-
stimmungen für einzelne Zertifizierungen 
entwickelt. Das Zertifizierungsverfahren 
umfasst eine obligatorische Konsultation 
der lokalen Stakeholder (von Kruedener 
                                                         
29 Im April 2002 hatte der FSC 541 Mitglieder aus 60 
Ländern, darunter Institutionen und Unternehmen. 
Davon gehörten 46 Prozent der Wirtschaftskammer 
(z. B. Home Depot, OBI, IKEA), 36 Prozent der Um-
weltkammer (z. B. Greenpeace, WWF, Friends of the 
Earth) und 18 Prozent der Sozialkammer (z. B. IG 
BAU) an (WWF 2002, S. 14). Die Sozialkammer als 
eigenständige Institution gibt es erst seit 1996, als die 
Umwelt- und Sozialkammer geteilt wurde; siehe hierzu 
auch FSC (2003a, S. 8). 
30 Bislang war die Wirtschaftskammer mit nur zwei 
Vertretern hier unterrepräsentiert; vgl. Forest Ste-
wardship Council A.C. By-Laws, Nr. 48 ff. (<http:// 
www. fscoax.org/html/1-1.html>, 16. Juni 2003) 
sowie den entsprechenden Beschluss der letzten Gene-
ralversammlung (Motion Statutory 5) vom November 
2002. 
31 Im Jahr 2001 kamen 73 Prozent der Mitglieder aus 
dem Norden und 27 Prozent aus dem Süden (WWF 
2002, S. 14). 
32 Der Konsultationsprozess bei der Erarbeitung der 
nationalen Standards ist in Abschnitt 12.4 des FSC 
National Initiatives Manual geregelt (FSC 1998). 
2000, S. 16).33 Zudem gibt es ein Be-
schwerdeverfahren für (lokale) NGOs: Geht 
eine Beschwerde ein, muss der verantwort-
liche Zertifizierer in einem ersten Schritt 
den Beschwerden nachgehen. Nur wenn 
dies nicht zur Lösung des Problems führt, 
wird der FSC International direkt einge-
schaltet. Das Verfahren kann zum Verlust 
des Zertifikats führen. 
Der hohe Stellenwert partizipativer Ver-
fahren hat zur Folge, dass das FSC in 
Transformationsländern, aber auch in 
Schwellen- und Entwicklungsländern zwei-
fellos zu Demokratisierungsprozessen bei-
getragen hat. Betrachtet man die nationale 
Ebene, so setzt dies allerdings voraus, dass 
eine nationale Arbeitsgruppe eingerichtet 
und nationale Standards festgesetzt werden 
— eine Strategie, die vom FSC vor allem in 
jüngster Zeit mit Nachdruck verfolgt wird. 
Bei den einzelnen Zertifizierungsverfahren 
fällt die Situation auf der nationalen Ebene 
allerdings nicht ins Gewicht, da selbst 
dann, wenn keine nationalen Standards 
festgelegt wurden, die lokalen Stakeholder 
an dem Verfahren beteiligt werden müssen. 
Dies bedeutet, dass lokalen NGOs im Rah-
men der FSC-Verfahren Rechte eingeräumt 
werden, die in vielen Ländern im nationalen 
Recht gar nicht vorgesehen sind. 
Insgesamt kann festgehalten werden, 
dass die Legitimität des FSC-Systems als 
recht hoch eingeschätzt werden kann, weil 
bei allen Entscheidungen die relevanten 
Stakeholder einbezogen werden und die 
Verfahren relativ transparent gestaltet 
sind.34 Verstärkt werden diese Effekte da-
durch, dass die Zertifizierung und das Mo-
nitoring auf unabhängige Dritte übertragen 
wurde.35 
                                                         
33 Siehe hierzu die entsprechenden Bestimmungen, 
Nr. 2.19, in den FSC Guidelines for Certification Bod-
ies (FSC 2002b). 
34 Zu den Anforderungen an die Transparenz der 
Verfahren siehe z. B. FSC National Initiatives Manual, 
Nr. 5.3 (FSC 1998). 
35 Trotz der weitreichenden Verfahren scheint es in 
der Praxis durchaus Probleme zu geben. Ein kritischer 
Bericht der „Rainforest Foundation“ vom Herbst 2002 
führte daher dazu, dass auf der Generalversammlung 
des FSC im November 2002 Maßnahmen für bessere 
Qualitätskontrollen beschlossen wurden; u. a. sollen 
die derzeitigen Verfahren für die Suspendierung von 
Zertifikaten überarbeitet und das Verfahren zur Be-
handlung von Beschwerden (z. B. von Waldeigen-
tümern oder Umweltorganisationen) verbessert werden 
(WWF Faktenservice Wald- und Holzzertifizierung, 




5 Transnationale Governance durch zivilgesellschaftliche Selbstorganisation 
Charakteristisch für das FSC-System sind 
neue Governance-Formen zwischen Markt, 
Staat und Selbstorganisation. Entscheidend 
für den Erfolg des Labels scheint erstens 
die Kombination von zivilgesellschaftlicher 
Selbstorganisation mit Marktmechanismen 
zu sein. Von großer Bedeutung sind zwei-
tens die Beziehungen zwischen zivilgesell-
schaftlicher Selbstorganisation und (natio-
nal)staatlicher Governance. Hier soll zu-
nächst gefragt werden, ob durch das Schei-
tern der Verhandlungen über eine  interna-
tionale Waldkonvention eine Gelegenheits-
struktur für zivilgesellschaftliche Selbstor-
ganisation geschaffen wurde. Weiterhin 
stellt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage nach der Komplementarität national-
staatlicher und nichtstaatlicher Normset-
zung und -durchsetzung. Welche Inter-
dependenzen bestehen zwischen staatlicher 
und nichtstaatlicher Normsetzung? 
Schließlich müssen, drittens, die Beziehun-
gen zwischen den verschiedenen Formen 
der Selbstorganisation in die Überlegungen 
einbezogen werden. Diese Beziehungen 
können zum einen unter dem Stichwort 
„Zertifizierung im Schatten der Mobilisie-
rung“ thematisiert werden. Zum anderen 
geht es hier um die Konkurrenz zwischen 
nichtstaatlichen Systemen der Normset-
zung und -durchsetzung. Zwar führte der 
internationale Prozess nicht zu verbindli-
chen Normen, aber dennoch zur Entwick-
lung von Richtlinien und Indikatoren für 
eine nachhaltige Forstwirtschaft. Dadurch 
wurde die Basis für alternative private Sys-
teme der Regulierung eines nachhaltigen 
Forstmanagements, aber auch für die Kon-
kurrenz der unterschiedlichen Zertifizie-
rungssysteme geschaffen. Wie haben sich 
die konkurrierenden Systeme zwischenzeit-
lich entwickelt? Konvergieren oder divergie-
ren diese verschiedenen nichtstaatlichen 
Systeme der Normsetzung und –durchset-
zung? 
5.1 Zivilgesellschaftliche Selbstorgani-
sation und Markt 
Beim FSC handelt es sich um eine Form 
von Governance durch transnationale 
Netzwerkorganisationen, die auf einem Zu-
sammenspiel zivilgesellschaftlicher Selbst-
organisation mit Marktmechanismen be-
ruht. Entscheidend für die dynamische 
Ausbreitung der FSC-Zertifizierung ist die 
Abhängigkeit von ausländischen Märkten, 
auf denen FSC-zertifiziertes Holz nachge-
fragt wird (vgl. Cashore 2002). Gerade in 
Ländern, in denen — wie z. B. in Polen — 
die Verbraucher kaum an zertifizierten Pro-
dukten interessiert sind, kann die Abhän-
gigkeit vom Export der Holzprodukte zur 
Einführung und zur Einhaltung der vom 
FSC geregelten Verfahren beitragen. Man 
kann daher davon ausgehen, dass sich das 
FSC-Label deshalb so rasch verbreitet hat, 
weil es eine wahrnehmbare Nachfrage nach 
zertifiziertem Holz bzw. zertifizierten Holz-
produkten gibt. Diese Nachfrage hat unmit-
telbare Rückwirkungen auf die Länder, aus 
denen das Holz stammt. 
Der WWF hat versucht, diese Rückwir-
kungen durch Netzwerkbildung zu verstär-
ken und daher das „Global Forest and Tra-
de Network“ (GFTN) gegründet — eine Platt-
form für Firmen, die am Verkauf von zertifi-
zierten Holzprodukten interessiert sind 
(Leuba 1998, S. 8; vgl. auch Meidinger 
1997, S. 52). Dieses vom FSC formell un-
abhängige Netzwerk dient dem Zweck,die 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 
und NGOs zu verbessern. Derzeit besteht 
dieses Meta-Netzwerk aus 19 nationalen 
und regionalen36 „Forest and Trade Net-
works“, die Mitglieder in 30 Ländern haben, 
z. B. in Großbritannien, Deutschland und 
Belgien. Drei weitere Netzwerke in Bolivien, 
Südostasien und Westafrika befinden sich 
gerade im Aufbau. Hier zeigt sich eine star-
ke Konzentration auf Europa und Nord-
amerika, da 14 Netzwerke auf die Länder in 
diesen Regionen ausgerichtet sind. Diesen 
nationalen und regionalen Netzwerken ge-
hören derzeit fast 900 Unternehmen an.37 
Sie sind die eigentliche Zielgruppe des FSC. 
Es ist eine grundlegende Strategie des 
FSC-Systems, Marktdruck zu mobilisieren, 
um die Formulierung und Umsetzung eines 
Nachhaltigkeitsregimes zu ermöglichen. 
Notwendige Voraussetzung dafür ist ein 
potenziell politisierter Markt bei den Nach-
fragern der Holzprodukte — also den Pro-
duzenten von Möbeln etc. Die Unterstüt-
zung einer solchen politisierten Nachfrage 
ist die gemeinsame Basis für die Unter-
nehmen und den WWF. Wichtig ist, dass 
der Konsens über die Ziele der Nachhaltig-
keit nicht allein von politisch-moralischer 
Verantwortung abhängt, sondern mit Kal-
                                                         
36 Regionale Netzwerke existieren z. B. in Nord-
amerika oder in Mittelamerika. 
37 Stand: April 2002; das erste „Forest and Trade 
Network“, die britische „WWF 95+ Group“, wurde 
bereits 1991 gegründet. 15 der 19 Netzwerke entstan-
den allerdings erst zwischen 1997 und 2002 (Auskunft 
des Global Forest and Trade Network/WWF Schweden 
vom 21. August 2002). 
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külen des Eigennutzes, Konkurrenzüberle-
gungen etc. verbunden werden kann. Das 
bedeutet nicht, dass Unternehmen nicht 
ökologische Verantwortung übernehmen 
können, aber eine ökonomische Begrün-
dung ist in jedem Fall eine wichtige Res-
source für die Stabilität und den Erfolg des 
selbstorganisierten Regimes. 
5.2 Zivilgesellschaftliche Selbstorgani-
sation und (National-)Staat 
Zivilgesellschaftliche Selbstorganisation statt 
internationaler Regime? 
Verstärkt wurde die Bedeutung dieser öko-
nomischen Kalküle durch das Scheitern der 
geplanten internationalen Waldkonvention. 
Der Schutz der Wälder war bereits in den 
frühen 1980er Jahren zu einem auf natio-
naler wie globaler Ebene diskutierten The-
ma avanciert,38 aber dennoch führten die 
ersten intergouvernementalen Initiativen — 
wie z. B. die Einrichtung der „International 
Tropical Timber Organization“ (ITTO)39 1986 
— nicht zum erhofften Erfolg. 1989 schlu-
gen mehrere NGOs40 mit Unterstützung der 
britischen Regierung der ITTO vor, ein La-
bel für Nutzholz aus nachhaltig bewirt-
schafteten Wäldern einzuführen. Da die 
ITTO darauf nicht reagierte, begannen die 
NGOs unabhängig von internationalen 
und intergouvernementalen Organisatio-
nen eigene Strategien zu entwickeln. 
In diesen Zeitraum fallen auch die ersten 
Vorarbeiten für die Gründung des FSC, die 
schließlich 1993 erfolgte. Bereits 1990 fand 
in Kalifornien ein Treffen von Umwelt- und 
Menschenrechtsorganisationen mit Vertre-
tern der Holzindustrie statt, bei dem bereits 
über die Grundsätze eines guten Forstma-
nagements und die Notwendigkeit der Zerti-
fizierung, verbunden mit unabhängigen 
Audits, diskutiert wurde. Es folgten intensi-
ve Konsultationsprozesse in zehn Ländern, 
um Unterstützung für die Idee zu gewin-
nen. Diese Initiative bekam weitere Impul-
se, als es 1992 im Rahmen der UN-
                                                         
38 Zu nennen sind hier mehrere Probleme: die Abhol-
zung der tropischen Wälder, der Verlust alter Baum-
bestände in den gemäßigten Zonen, die Gefährdung 
der Biodiversität und der ökologischen Funktionen des 
Waldes sowie der unzureichende Schutz der Rechte 
indigener Völker. 
39 Die ITTO ist eine internationale Organisation, die 
Länder umfasst, die Nutzholz produzieren oder nach-
fragen. Sie besteht aus 57 Mitgliedern einschließlich 
der EU und hat ihren Sitz in Yokohama (Japan); für 
weiterführende Informationen siehe <http://www.itto. 
or.jp>. 
40 Dabei handelte es sich vor allem um den WWF 
International, Friends of the Earth und Greenpeace 
(Kiekens 1999). 
Konferenz für Umwelt und Entwicklung in 
Rio de Janeiro nicht gelang,41 eine von den 
G7-Staaten und der „Food and Agriculture 
Organization“ der UN (FAO) befürwortete 
internationale Waldkonvention zu beschlie-
ßen. 
Das Scheitern der Versuche, ein interna-
tionales Regime für den Waldschutz zu e-
tablieren, schuf die Gelegenheitsstruktur 
und einen Motivationsschub für die koope-
rative Strategie des WWF. Das FSC füllte 
die durch die fehlende Kooperation der Na-
tionalstaaten entstandene Lücke und über-
nahm durch die Kombination zivilgesell-
schaftlicher Selbstregulierung mit Markt-
mechanismen zumindest teilweise die 
Funktionen der Waldkonvention. 
Staatliche Normsetzung und -durchsetzung 
als Bedingung für Selbstorganisation 
Das nichtstaatliche zivilgesellschaftliche 
Regime der Normsetzung und –durchset-
zung im FSC-System bleibt aber dennoch in 
verschiedener Hinsicht von der staatlichen 
Regulierung abhängig. Zunächst einmal 
wird das FSC-System von der nationalen 
Gesetzgebung beeinflusst. Die national-
staatlichen Bestimmungen stellen dabei 
eine Art Mindeststandard dar, der für alle 
Forstbesitzer gilt. Diese können darüber 
hinaus den schärferen FSC-Standard auf 
freiwilliger Basis wählen, weil dessen Ein-
haltung Vorteile auf den Exportmärkten 
verspricht. Schärfere nationale Forstgesetze 
führen daher automatisch zur Anhebung 
der nationalen FSC-Mindeststandards. In-
soweit kann das Zusammentreffen von na-
tionalstaatlicher Gesetzgebung und zivilge-
sellschaftlicher FSC-Regulierung allenfalls 
zu einem race to the top führen.42 
Im Übrigen wird man von einem kom-
plementären Verhältnis zwischen staatli-
cher und nichtstaatlicher Regulierung aus-
zugehen haben. Die FSC-Zertifizierung, die 
auf privater und freiwilliger Basis erfolgt, 
kann nicht alle Funktionen des Rechts er-
setzen. Ohne ein Minimum an staatlicher 
Normsetzung und Normdurchsetzung zum 
Schutz des Waldes kann das private Regime 
nicht funktionieren (vgl. Wolf 2002, S. 205). 
Theoretisch käme das FSC-System ohne 
staatlichen Rückhalt aus, wenn es die 
                                                         
41 Vgl. WWF (2002, S. 8); zum Scheitern der interna-
tionalen Waldkonvention vgl. Humphreys (1996) sowie 
Hönerbach (1996). 
42 Probleme treten nur dann auf, wenn die national-
staatlichen Standards einzelner Länder stark vonein-
ander abweichen, weil sich dies auf die nationalen 
FSC-Standards auswirken kann — mit der Folge, dass 
die nationalen Anforderungen an die Vergabe des FSC-




Märkte für Holz lückenlos regulieren könn-
te. Das ist jedoch nicht der Fall und es 
dürfte auch jenseits der Kapazitäten zivilge-
sellschaftlicher Akteure liegen (vgl. Wolf 
2002, S. 194; O’Rourke 2003). 
Es ist daher nicht überraschend, dass 
das FSC-System in Industrieländern, aber 
auch in vielen Transformationsländern mit 
langjährigen Erfahrungen im Naturschutz 
und mit der staatlichen Bewirtschaftung 
der Wälder erfolgreicher ist als in Entwick-
lungsländern, in denen das Abholzen tropi-
scher Urwälder zwar formell illegal ist, aber 
weder durch staatliche Regulierung noch 
durch internationale Bestimmungen ver-
hindert werden kann. Die Situation in In-
donesien zeigt die Grenzen der zivilgesell-
schaftlichen Selbstorganisation. Dort konn-
te der illegale Holzeinschlag durch das FSC-
System bislang keineswegs gestoppt wer-
den. Eine zentrale Zielsetzung des FSC, der 
Schutz der tropischen Regenwälder, ist in-
soweit nicht erreicht worden. Es fehlt an 
einer wichtigen Voraussetzung für das 
Funktionieren des FSC-Systems: nationale 
Standards zum Schutz der Wälder, die vom 
Staat tatsächlich implementiert werden (vgl. 
Cashore 2002, S. 510). 
5.3 Beziehungen zwischen verschiede-
nen Formen der Selbstorganisation 
Zertifizierung im „Schatten der 
Mobilisierung“ 
Die Entwicklung eines vom Staat — zumin-
dest formell — völlig unabhängigen Holzla-
bels ist aus Sicht der Beteiligten ein Strate-
giewechsel, mit dem sie auf das Scheitern 
aller Initiativen reagiert haben, die auf die 
Errichtung eines internationalen Regimes 
abzielten (vgl. Humphreys 1996, S. 149). 
Die beteiligten Akteure versuchten nun-
mehr, die fehlende Kooperation zwischen 
den Nationalstaaten durch Selbstorganisa-
tion und Netzwerkbildung zu kompensie-
ren.43 
Dieser Strategiewechsel wurde durch ei-
ne zwischen verschiedenen Umweltorgani-
sationen bestehende „Arbeitsteilung“ er-
leichtert. Von diesen verfolgten einige Ak-
teure eine auf Protest, Mobilisierung und 
Boykott abzielende Politik. So organisierte 
z. B. die Umweltorganisation Friends of the 
                                                         
43 Ganz ähnlich ist der von Wolf untersuchte Fall des 
„Rugmark“-Labels einzuschätzen. Hier gibt es zwar 
internationale Vereinbarungen. Die Konventionen der 
International Labour Organisation (ILO) werden aller-
dings nicht eingehalten, und die zivilgesellschaftlichen 
Initiativen knüpfen daher gerade dort an, wo die ILO 
versagt (Wolf 2002, S. 209). 
Earth schon 1984 in Großbritannien eine 
Boykottkampagne gegen die Einfuhr von 
Tropenholz (Elliott 1999, S. 162). Andere 
Umweltorganisationen hingegen, z. B. der 
WWF International, vertraten schon sehr 
früh die Auffassung, dass die Probleme nur 
in Kooperation mit der lokalen Bevölkerung 
gelöst werden können, da die Abholzung 
der Wälder häufig durch die Not der Bevöl-
kerung, deren grundlegende Bedürfnisse 
nicht befriedigt werden, verursacht wird 
(Dürrenmatt 1999, S. 2). Aus ihrer Sicht 
galt es, statt Boykottmaßnahmen zu propa-
gieren, zusammen mit allen Stakeholdern 
neue Methoden der Bewirtschaftung tropi-
scher Wälder zu entwickeln, die zugleich 
den ökologischen Erfordernissen und den 
Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung ge-
recht werden. 
In diesem Prozess haben allerdings auch 
Verbraucherboykotte eine unverzichtbare 
Rolle gespielt. Die Drohung mit Boykotten 
dürfte für die Entwicklung und die Akzep-
tanz des Systems durch die Produzenten 
und den Handel von ausschlaggebender 
Bedeutung gewesen sein. Dass es externen 
Drucks bedarf, zeigt der Fall von „Home 
Depot“ in den USA. Diese weltweit führende 
Baumarktkette avancierte zwischenzeitlich 
zum größten Händler von FSC-zertifizierten 
Produkten in den USA.44 Entscheidend wa-
ren hier Aktionen des „Rainforest Action 
Networks“, das Boykotte gegen „Home De-
pot“ organisierte (Cashore 2002). 
Konkurrierende zivilgesellschaftliche Regime 
Anders als von Staaten getragene Regime 
kann das FSC-System als zivilgesellschaft-
liche und insofern private Selbstregulierung 
kein Monopol in Anspruch nehmen. Tat-
sächlich wurde als direkte Antwort auf das 
FSC-System 1998/1999 auf Initiative der 
Forstwirtschaft das „Pan European Forest 
Cer-tification“-System (PEFC) eingeführt 
(Gillon 2001, S. 635 ff.; vgl. auch Kiekens 
1999). Das PEFC knüpft direkt an den Hel-
sinki-Prozess45 und die dort beschlossenen 
Kriterien und Indikatoren für nachhaltige 
Waldnutzung an. Es ist also ebenso wie das 
FSC eine Reaktion auf die gescheiterte in-
ternationale Waldkonvention. Die Entwick-
lung alternativer Zertifizierungssystem be-
schränkt sich im Übrigen keineswegs auf 
                                                         
44 Vgl. hierzu WWF Faktenservice Wald- und Holzzer-
tifizierung, Nr. 1, März 2003. 
45 In Europa einigten sich 37 europäische Länder auf 
der Basis mehrerer Ministerkonferenzen (u. a. Helsinki 
1993, Lissabon 1998) auf eine Definition nachhaltiger 
Forstwirtschaft und ein System von Kriterien und 
Indikatoren, das aber nur auf freiwilliger Basis ange-
wandt wird (Humphreys 2001b). 
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Europa. In Nordamerika hat sich die Situa-
tion ganz ähnlich entwickelt (Humphreys 
1996, 2001a).46 
Die gesamte PEFC-zertifizierte Fläche lag 
in Europa im Mai 2003 bei 47,3 Millionen 
ha, wobei auf Finnland 21,9,47 auf Norwe-
gen 9,3, auf Deutschland 6,4, auf Öster-
reich 3,9 und auf Schweden 2,3 Millionen 
ha entfielen.48 Im Hinblick auf die räumli-
che Ausbreitung der Systeme bestanden 
bislang zwar Unterschiede zwischen den 
beiden Zertifizierungssystemen, da sich das 
PEFC-System in der Vergangenheit auf Eu-
ropa beschränkte. Hier zeichnen sich aller-
dings weitreichende Veränderungen ab. 
Eine Zusammenarbeit zwischen dem PEFC 
und den nordamerikanischen Systemen 
gibt es seit 2001,49 und im November 2002 
schlossen sich weitere acht nationale Zerti-
fizierungssysteme dem PEFC an. Zukünftig 
werden FSC und PEFC nicht nur in Euro-
pa, sondern weltweit miteinander konkur-
rieren. 
Das PEFC basiert auf nationalen Zertifi-
zierungssystemen und der gegenseitigen 
Anerkennung dieser Systeme. Die PEFC-
Kriterien sind weniger anspruchsvoll als die 
des FSC. Sie schreiben zum Teil nur fest, 
was ohnehin in den nationalen Forstgeset-
zen vorgesehen ist, und sie räumen sozialen 
wie ökologischen Kriterien einen geringeren 
Stellenwert ein. Gravierende Differenzen 
bestehen vor allem im Hinblick auf die Sta-
keholder-Beteiligung.50 Insofern dürfte die 
                                                         
46 In Nordamerika existieren neben dem FSC-System 
zwei weitere Zertifizierungssysteme: das System der 
US Sustainable Forestry Initiative (SFI) und das Sys-
tem der Canadian Standards Association (CSA); siehe 
hierzu die vergleichenden Untersuchungen von Casho-
re (2002, S. 508 f.). 
47 Zur Kritik an der Situation in Finnland, z. B. an 
den Kahlschlägen in PEFC-zertifizierten Wäldern, siehe 
http://www.pefcwatch.org). 
48 PEFC-zertifizierte Waldflächen gibt es darüber 
hinaus in Tschechien, Frankreich, Spanien, der 
Schweiz, Lettland und Großbritannien (siehe <http:// 
www. pefc.de/stand_zertifizierung/europa.phtml>). 
49 Im Mai 2001 hat das „Forest and the European 
Union Resource Network“ (FERN), eine auf den Schutz 
der Wälder spezialisierte NGO, eine vergleichende 
Studie zu folgenden Labels vorgelegt: FSC, PEFC, US 
Sustainable Forestry Initiative (SFI) und Zertifizie-
rungssystem der Canadian Standards Association 
(CSA). Dieses Gutachten kommt zu einer relativ nega-
tiven Einschätzung von PEFC, SFI und CSA (FERN 
2001). Siehe hierzu auch den Bericht des Meridian 
Institute (2001), in dem das FSC-System systematisch 
mit dem Zertifizierungsprogramm des SFI verglichen 
wird, sowie den Vergleich zwischen FSC und PEFC von 
Sprang (2001). 
50 In Deutschland wurde vor kurzem von einer ge-
meinsamen Arbeitsgruppe ein systematischer Ver-
gleich zwischen dem FSC- und dem PEFC-System 
erarbeitet; siehe <http://pefc.de/vergleich/synopse_ 
kurz.htm>; zur Kritik der NGOs an dem PEFC-Sys-tem 
siehe z. B. Ozinga (2000). 
Legitimität des PEFC-Systems niedriger 
sein als die des FSC-Systems. Gleichwohl 
behauptet sich das PEFC-Label und setzt 
sich zunehmend weltweit neben dem FSC 
durch. In Europa sind die Präferenzen rela-
tiv klar verteilt: Während die Forstindustrie 
das FSC-Label bevorzugt, entscheiden sich 
die Kleinwaldbesitzer in der Regel für das 
PEFC-System. 
Die Konkurrenz zwischen den alternati-
ven Systemen wird die Durchschlagskraft 
der zivilgesellschaftlichen Selbstregulierung 
nachhaltiger Waldwirtschaft sicher nicht 
fördern. Es wurden daher Versuche unter-
nommen, die Konflikte zwischen dem FSC-
System und dem PEFC-System zu ent-
schärfen. Zu diesem Zweck wurde etwa in 
Schweden eine informelle Arbeitsgruppe 
eingesetzt, bestehend aus Vertretern der 
Waldbesitzerverbände, des schwedischen 
Verbands der Forstindustrie, der schwedi-
schen Naturschutzgesellschaft (SSNC) und 
des WWF Schweden, die ein so genanntes 
„Bridging Document“ veröffentlicht hat. 
Allerdings handelt es sich dabei nur um 
eine Übersicht über die Anforderungen, die 
PEFC-zertifizierte Waldbesitzer zusätzlich 
erfüllen müssen, damit sie auch das FSC-
Zertifikat erhalten können. Eine Harmoni-
sierung der Standards ist nicht vorgese-
hen.51 
Ein ähnliches Bild bietet sich in der 
Schweiz: Im Herbst 1997 gründeten die 
Verbände der Forstwirtschaft und der Holz-
industrie als Alternative zur FSC-
Zertifizierung das Q-Label, da sie befürchte-
ten, dass ihre ökonomischen Interessen 
nicht hinreichend berücksichtigt würden 
(Stoffel 2000, S. 3).52 Dadurch wurden zwei 
miteinander konkurrierende Ansätze zur 
Waldund Holzzertifizierung in der Schweiz 
etabliert, deren Vereinheitlichung große 
Probleme aufwirft. Einen ernsthaften Ver-
such unternahm das Bundesamt für Um-
welt, Wald und Landschaft (BUWAL), das 
eine vermittelnde Position einnahm und 
darauf drängte, allgemeine Anforderungen 
für beide Labels zu definieren („nationale 
Standards für die Holzzertifizierung“).53 
                                                         
51 WWF Faktenservice Wald- und Holzzertifizierung, 
Nr. 1, Januar 2002 sowie Nr. 2, Februar 2002. 
52 Das Q-Label, die schweizerische Variante des 
PEFC-Labels, basiert auf dem schweizerischen Forst-
gesetz sowie den 14.001- und den 9.001-Standards 
der International Organization for Standardization 
(ISO). 





Obgleich in der internationalen Diskus-
sion die gegenseitige Anerkennung54 und 
die Angleichung der Systeme zunehmend 
thematisiert wird, ist nicht zu erwarten, 
dass FSC und PEFC in absehbarer Zeit in 
ein einheitliches System überführt werden 
können. In zahlreichen Ländern wird be-
reits über die Anforderungen diskutiert, die 
für eine Parallelzertifizierung erfüllt sein 
müssen. Es dürfte also eher zu einer Ko-
existenz als zu einer Konvergenz der Labels 
kommen. Eine Parallelzertifizierung führt 
allerdings zu höheren Transaktionskosten 
als ein einheitliches Label. Darüber hinaus 
birgt sie die Gefahr, dass die Verbraucher 
durch die Existenz konkurrierender Holzla-
bels verwirrt werden. Beide Labels sind 
selbst in den westlichen Industrieländern 
bislang bei den Verbrauchern kaum be-
kannt — von den Unterschieden zwischen 
den beiden Labels ganz zu schweigen (vgl. 
O’Rourke 2003, S. 18, 22).55 Die Konkur-
renz der Labels droht also den Marktdruck 
zu schwächen, der letztlich der Hebel ist, 
mit dem die Unternehmen zur Einhaltung 
der Normen der Zertifizierungssysteme ver-
anlasst werden können. 
6 Schlussfolgerungen 
Bei dem hier analysierten Fall des Forest 
Stewardship Council handelt es sich, so 
kann man zusammenfassend festhalten, 
um eine Form der globalen Governance 
ohne Nationalstaat, die durchaus als eine 
Alternative zur globalen Governance durch 
Nationalstaaten gesehen werden kann. Es 
werden Normen für die Forstwirtschaft ge-
setzt und durchgesetzt. Die Adressaten 
müssen diese Normen einhalten, wenn sie 
das Zertifikat erhalten und behalten wollen, 
um die ökonomischen Vorteile der Zertifi-
zierung genießen zu können. Das FSC zeigt, 
wie ein privates zivilgesellschaftliches Re-
gime implementiert und in seinem Vollzug 
kontrolliert werden kann und wie Verstöße 
sanktioniert werden können. 
Die Lösung, die der FSC für die bei 
transnationalen Netzwerkorganisationen 
relativ häufig auftretenden Legitimitäts-
probleme gefunden hat, ist bemerkenswert. 
Man hat sich dazu entschlossen, sowohl 
auf der internationalen als auch auf der 
                                                         
54 Zur gegenseitigen Anerkennung und zum Vergleich 
der verschiedenen Systeme der Holzzertifizierung siehe 
auch http://www.mutualrecognition.org (23.06.2003). 
55 Zum Kenntnisstand der Verbraucher in Deutsch-
land siehe die Studie des Holzabsatzfonds (Heinze 
Marktforschung 2002). 
nationalen Ebene gleiche Stimmrechte für 
die Vertreter der drei Kammern festzulegen. 
Außerdem haben die Stimmen der Vertreter 
des Nordens und des Südens bei Abstim-
mungen auf der internationalen Ebene das 
gleiche Gewicht. Dadurch können Demo-
kratisierungsprozesse in Gang gesetzt wer-
den, zumal wenn nationale Arbeitsgruppen 
mit der gleichen Struktur eingerichtet wer-
den. Ökonomische Globalisierung kann so 
also nicht nur zu einer nachhaltigen Be-
wirtschaftung der Wälder führen, sondern 
sogar zur (mehr oder minder erzwungenen) 
Diffusion partizipativer Verfahren beitragen, 
durch die die Zivilgesellschaft in den betrof-
fenen Ländern gestärkt wird. 
Die schnelle Ausbreitung des FSC-
Systems wurde durch die dynamische 
Kombination der zivilgesellschaftlichen 
Selbstorganisation mit Marktmechanismen 
gefördert. Eine Nachfrage nach FSC-
zertifiziertem Holz und entsprechenden 
Holzprodukten gibt es vor allem in den 
hoch entwickelten Industrieländern. Dies 
hat Rückwirkungen auf die Transforma-
tions- und Entwicklungsländer, weil diese 
ihr Holz vor allem in diese Länder expor-
tieren. Die Binnennachfrage nach zertifi-
ziertem Holz und daraus hergestellten 
Produkten ist in den Transformations- und 
Entwicklungsländern in der Regel kein Fak-
tor, von dem man Druck auf eine nachhal-
tige Forstbewirtschaftung erwarten könnte. 
Aber wegen der Exportorientierung werden 
die Normen des FSC gleichwohl in diesen 
Ländern wirksam. 
Die unterschiedliche Verbreitung des 
FSC in den einzelnen Ländern lässt sich 
zumindest teilweise durch die Eigentümer-
struktur erklären. Offensichtlich ist es er-
heblich leichter, große Staatswälder und 
Wälder großer Forstunternehmen zu zertifi-
zieren als Kleinwaldbesitzer von den Vortei-
len der FSC-Zertifizierung zu überzeugen. 
Es ist daher sicher kein Zufall, dass 
Schweden und Polen zu Vorreitern des FSC 
avancierten. In Schweden wurden vor allem 
die Wälder großer Forstunternehmen zerti-
fiziert, in Polen ausschließlich Staatswäl-
der. 
Das FSC-System ist in eine Lücke gesto-
ßen, die durch Politikversagen auf der Ebe-
ne des internationalen Regimes entstanden 
ist. Allerdings ist deutlich geworden, dass 
es nationalstaatliche Standards des Wald-
schutzes geben muss, damit das FSC-
System reibungslos funktionieren kann. 
Das FSC ist kein Ersatz für adäquate nati-
onalstaatliche Gesetzgebung und für eine 
leistungsfähige Verwaltung, die die Gesetze 
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auch implementiert. Während korrupte und 
autoritäre Strukturen durch das FSC nicht 
kompensiert oder gar ersetzt werden kön-
nen, fungieren die nationalstaatlichen 
Standards in vielen Industrieländern als 
Mindeststandards. Die Waldbesitzer ent-
schließen sich dort auf freiwilliger Basis zur 
Einhaltung der schärferen FSC-Standards, 
weil sie sich dadurch Vorteile gegenüber 
Konkurrenten auf den Märkten erhoffen. 
Bei der Etablierung dieses Systems ist 
die Umweltbewegung einer häufig zu beo-
bachtenden Doppelstrategie gefolgt: Einer-
seits wird von einigen Organisationen bei 
Bedarf mit Verbraucherboykotten gedroht, 
andererseits wird zur Etablierung des FSC 
mit den Unternehmen kooperiert. Ein Fak-
tor für den Erfolg des FSC ist zweifellos, 
dass dieser Organisation nicht nur eigenes 
Sanktionspotenzial (z. B. Entzug des Zerti-
fikats) zur Verfügung steht, sondern bei 
Bedarf auf Boykotte als externes Sankti-
onspotenzial zurückgegriffen werden kann. 
Mobilisierung und Zertifizierung können 
daher als komplementäre Elemente der 
Stabilisierung zivilgesellschaftlicher Selbst-
regulierung betrachtet werden. 
Das FSC ist ein System privater und frei-
williger Zertifizierung. Es kann die Entste-
hung alternativer konkurrierender Systeme 
daher nicht verhindern. Hier liegen die 
Grenzen globaler Governance durch zivilge-
sellschaftliche Selbstorganisation. In Euro-
pa — und inzwischen auch in vielen ande-
ren Ländern — konkurriert das FSC-
System mit dem PEFC-System. Diese Kon-
kurrenz erweist sich als problematisch. Es 
zeichnet sich ab, dass sie zu Parallelzertifi-
zierung führen wird, die auf jeden Fall die 
Transaktionskosten erhöhen und vielleicht 
auch die steuernde Wirkung der Labels 
nachhaltiger Forstwirtschaft beeinträchti-
gen wird. 
Insgesamt kann dem FSC-System si-
cherlich Erfolg bescheinigt werden. Der 
„Erfolgsfall FSC“ zeigt aber gleichzeitig die 
Grenzen der globalen Governance ohne 
Nationalstaat auf. Private Normen scheinen 
dann am besten zu funktionieren, wenn 
eine Kombination der Selbstorganisation 
mit Marktmechanismen zum Tragen 
kommt, wenn die nichtstaatlichen Systeme 
in nationalstaatliche Systeme eingebettet 
sind, wenn Ressourcen außerhalb des Sys-
tems zur Verfügung stehen, die bei Bedarf 
für die Mobilisierung der Verbraucher ein-
gesetzt werden können, und wenn die Prob-
leme bewältigt werden können, die sich aus 
der Konkurrenz von Zertifizierungssyste-
men zwangsläufig ergeben. 
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Nachhaltigkeitskooperation: vom Staats-
pessimismus zur Zivilgesellschaftseuphorie? 
Helmut Weidner 
Der Beitrag ist erschienen in: Zivilgesellschaft — national und transnational, WZB-Jahrbuch 2003 (herausgegeben 
von Dieter Gosewinkel, Dieter Rucht, Wolfgang van den Daele und Jürgen Kocka), Berlin: edition sigma, 2004, 
S. 383-410. 
0 Zur Orientierung 
Große Unternehmen des Bergbausektors 
haben einen aufwändigen „globalen Dialog“ 
zu Nachhaltigkeitsfragen angeregt, der zu 
konkreten Kooperationen führen und ihnen 
neben der „legal license“ auch die „social 
and political license to operate“ (World 
Bank Group 2001, S. 2) sichern soll. Dieses 
Verfahren einer Multistakeholder-Delibera-
tion wurde von vielen NGOs (non-govern-
mental organizations) kritisiert und boykot-
tiert. Ist durch diese „zivilgesellschaftliche 
Lücke“ das Verfahren von vornherein als 
gescheitert zu betrachten? Oder wird — wie 
in diesem Beitrag angenommen — die Be-
deutung von NGOs als Advokaten zivilge-
sellschaftlicher Interessen stark über-
schätzt? Anhand einer Analyse und dis-
kurstheoretischen Bewertung des Verfah-
rens wird diskutiert, inwieweit eine norma-
tive Privilegierung von NGOs in trisektora-
len Verhandlungsarrangements gerechtfer-
tigt ist und problemlösungsfördernd sein 
kann. Im Ergebnis wird auf systematische 
Legitimations- und Handlungsschwächen 
von NGOs in der globalen Nachhaltigkeits-
politik hingewiesen, die durch eine Stär-
kung der NGO-Beteiligung prinzipiell nicht 
überwunden werden können. 
1 Der Trend zu Kooperation und Governance 
Hauptadressat umweltpolitischer Initiativen 
und Kritik war über einen langen Zeitraum 
der Staat. Spätestens in den 1990er Jahren 
war hingegen die Mehrheitsmeinung im 
Umweltpolitikdiskurs, der Staat solle einer 
von vielen Akteuren werden, die gemeinsam 
und kooperativ den gesamten Umwelt-
politikzyklus gestalten. Die Debatten um 
„Staatsüberlastung“ und „Staatsversagen“ 
hatten hierzu ebenso beigetragen wie die 
„Entzauberung“ (Willke 1983) der umwelt-
politischen Steuerungsfähigkeiten des Staa-
tes aufgrund erheblicher „Vollzugsdefizite“. 
Die Globalisierungsdebatte verstärkte 




fahren, Umweltvereinbarungen und Selbst-
verpflichtungen. Der Trend zum „verhan-
delnden Staat“ (Scharpf 1993; Weidner 
1993) vergrößerte den Einfluss nichtstaatli-
cher Gruppen auf umweltpolitische Wil-
lensbildungsprozesse von der lokalen bis 
zur internationalen Ebene. Der weltweite 
Siegeszug des Konzepts der nachhaltigen 
Entwicklung als Leitbild für Umweltpolitik 
und Management der natürlichen Ressour-
cen führte zu einem qualitativen Sprung im 
Kooperationsverhältnis von Staat, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft: Es ging nun 
über vermehrte Teilnahmerechte an forma-
len Verfahren hinaus um die gemeinsame 
Gestaltung und das gemeinsame Manage-
ment des Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesses. Dieser neue Interaktions-
modus, der auch informelle Formen der 
Entscheidungsfindung erfasste, wurde ge-
meinhin mit „Governance“ umschrieben 
(vgl. Commission on Global Governance 
1995). Er unterscheidet sich von korpora-
tistischen Arrangements durch eine größere 
Akteursvielfalt, insbesondere durch die Be-
teiligung zivilgesellschaftlicher Gruppen 
und Organisationen. 
Die Nachhaltigkeitspolitik (hier als Kurz-
formel für das Konzept der „nachhaltigen 
Entwicklung“ gebraucht) gilt vielen als ein 
Paradefeld, wo Governance für problem-
adäquate Lösungen notwendig, sinnvoll 
und bereits weit verbreitet ist (vgl. Rein-
ecke/Deng 2000). Dieser säkulare Trend 




nachhaltigen Entwicklung wird macht- und 
einflusstheoretisch, funktionalistisch und 
normativ begründet. Hier müssen zu dieser 
breiten und überaus differenzierten Debatte 
einige Stichworte genügen: 
• Die aus der Umweltpolitik bekannten 
Grenzen und Dysfunktionalitäten kon-
ventioneller staatlicher Steuerung treten 
in der wesentlich komplexeren, inter-
sektoral und global ausgerichteten 
Nachhaltigkeitspolitik in viel größerem 
Maße auf. 
• Im Zuge der ökonomischen Globalisie-
rung und der „Globalisierung von Um-
weltpolitik“ (Weidner/Jänicke 2001) sind 
die Veto- und Einflussmöglichkeiten 
wirtschaftlicher und zivilgesellschaftli-
cher Akteure gegenüber staatlichen Ak-
teuren gestiegen. 
• Für die zielgerichtete Gestaltung von 
vielen Nachhaltigkeitspolitiken bedarf es 
tragfähiger Kompromisse aller relevanten 
Akteursgruppen, wofür plurale Beteili-
gungsarrangements und Deliberationen 
besonders geeignete Verfahren sind, und 
die Beteiligung von NGOs und wirt-
schaftlichen Interessengruppen ist un-
verzichtbar, um die staatlicherseits 
schwer zugänglichen gesellschaftlichen 
und ökonomischen Potenziale zur Prob-
lemlösung zu mobilisieren. 
• Die Aktivierung und Partizipation der 
Zivilgesellschaft, so ein weiteres Argu-
ment, fördere nachhaltigkeitspolitisch 
erwünschte und notwendige Einstellun-
gen und Verhaltensweisen, unterstütze 
die (welt)gesellschaft-liche Integration 
und trage zu einer fairen, effizienten und 
bedürfnisgerechten Problembearbeitung 
bei. 
Der rasche Aufstieg von NGOs zu nachge-
suchten, wertgeschätzten, verhandlungs-
fähigen und einflussreichen Partnern in der 
Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik auf 
allen Ebenen ist unübersehbar (vgl. Jacob/ 
Jörgens 2001; Weidner 1996). Aus pluralis-
tisch-demokratischer Sicht bilden diese 
Akteure sozusagen das bislang häufig feh-
lende zivilgesellschaftliche Glied in einer 
alle relevanten gesellschaftlichen Interes-
sengruppen umspannenden Verhandlungs-
kette (neben den staatlichen, wirtschaft-
lichen, internationalen Organisationen und 
wissenschaftlichen Expertengruppen). 
Während „governance without govern-
ment“ (Rosenau/Czempiel 1992) zunimmt, 
bekommt „environmental governance with-
out NGOs“ Seltenheitswert. Doch nicht we-
nige kritische Stimmen warnen vor einer 
Überschätzung der Leistungsfähigkeit und 
Legitimation von NGOs (Altvater et al. 1997; 
Heins 2002; Ottaway 2001) sowie einer Un-
terschätzung der Bedeutung staatlicher 
Institutionen für stabile Konfliktlösungen 
(vgl. Randeria 2003; O’Brien et al. 2000). 
Im Politikfeld „nachhaltige Entwicklung“ 
verspricht man sich von der Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Akteure an Gover-
nance-Prozessen effektivere, effizientere, 
sozial- und umweltverträglichere — mit 
einem Wort: nachhaltigere — Politiken, die 
zu einer globalen, bedürfnis- und vertei-
lungsgerechten Wohlfahrtssteigerung für 
heutige und zukünftige Generationen füh-
ren. Diese globale Nachhaltigkeitsvision 
beruht auf einigen starken normativen An-
nahmen. So wird eine positive Korrelation 
zwischen dem Umfang zivilgesellschaftli-
cher Governance-Beteiligung und er-
wünschten Nachhaltigkeitseffekten unter-
stellt. Stärker noch als in der Umweltkoope-
rations- geht man in der Governance-
Diskussion zur Nachhaltigkeit davon aus, 
dass durch prozedurale Gleichstellung aller 
beteiligten Gruppen bestehende kulturelle, 
politische und ökonomische Differenzen 
zugunsten nachhaltig globaler Wohlfahrts-
steigerung und einer gerechten Vertei-
lungspolitik überbrückt werden könnten. 
Der große Optimismus bezüglich der 
ökonomischen und ökologischen Leistungs- 
sowie sozialen Integrationsfähigkeit von 
Multistakeholder-Arrangements wird vom 
Erkenntnisstand der verschiedenen empi-
rischen Forschungsstränge zu Partizipati-
on, Deliberationen und alternativen Kon-
fliktregelungsverfahren nicht gedeckt. Dem-
gegenüber wird die unverzichtbare Rolle 
staatlicher Handlungs- und Entscheidungs-
prärogativen, zumindest zur Kontextgestal-
tung oder als latente Möglichkeit (Ver-
handeln im Schatten staatlicher Hierarchie; 
siehe Scharpf 1993), betont, um strategi-
sche Verhandlungen auszuschalten, Macht-
asymmetrien auszugleichen, kollektiv ver-
bindliche Entscheidungen — insbesondere 
wenn sie Umverteilungsfolgen haben — tat-
sächlich herbeizuführen und durchzuset-
zen oder sonstige Verhandlungsblockaden 
aufzuheben. Der hohen Wertschätzung der 
Leistungsfähigkeit von umfassender Partizi-
pation stehen nicht wenige Forschungs-
ergebnisse entgegen, die auf eine Scheren-
öffnung zwischen Partizipation und Effizi-
enz verweisen (vgl. Lindner 1990). In der 
Umwelt- und Nachhaltigkeitsbewegung, das 
dürfte nicht überraschen, überwiegt unter 
den Beteiligten die Meinung, dass sie und 





zesse — auch als authentische Sprecher 
der Zivilgesellschaft — konstitutiv sind (vgl. 
Wapner 1995; Princen/Finger 1994). 
2 Besonderheiten der Nachhaltigkeitspolitik 
Die potenzielle Leistungsfähigkeit von Go-
vernance-Arrangements mit Multistakehol-
der-Beteiligung ist in hohem Maße von Art 
und Umfang des zu regelnden Problems, 
also der Struktur und Dynamik des spezifi-
schen Politikfeldes, abhängig (Jäni-
cke/Weidner 1995). Nachhaltigkeitspolitik 
ist nicht Umweltpolitik. Sie ist sachlich und 
politisch wesentlich komplexer und an-
spruchsvoller (WCED 1987). Als das 
Hauptproblem einer zustimmungsfähigen 
und umsetzbaren Einigung wird die Vielfalt 
der Interessen- und Konfliktlagen angese-
hen, da nicht nur Interessendifferenzen 
zwischen Akteuren innerhalb eines Politik-
feldes (z. B. Umwelt) auszugleichen sind, 
sondern ebenfalls zwischen den diversen, 
recht unterschiedlichen Handlungslogiken 
folgenden Politikfeldern (im Falle von Nach-
haltigkeitspolitik: Soziales, Ökologie, Öko-
nomie) sowie zwischen andersartigen politi-
schen Systemen und Kulturen. 
Folgende Elemente des „Mainstream-
Konzepts“ (ebd.) können als zentral für 
Verhandlungserfolge angesehen werden: 
• das Drei-Säulen-Konzept, d. h. die 
Gleichrangigkeit der DimensionenÖkolo-
gie, Ökonomie und Soziales als Aus-
gangspunkt für gesellschaftspolitische 
Diskurse; 
• eine globale Sichtweise des Politikfeldes; 
• das weltumspannende Postulat intrage-
nerativer Gerechtigkeit (soziale Vertei-
lungsgerechtigkeit); 
• das Postulat intergenerativer Gerechtig-
keit (Berücksichtigung zukünftiger Ge-
nerationen); 
• die Wahrung und Weiterentwicklung der 
in Grenzen austausch- und kompensati-
onsfähigen Kapitalstöcke, also von 
Sach-, Natur-, Human- und Sozialkapi-
tal („reasonable sustainability“); 
• ein prozessuales Verständnis von Nach-
haltigkeit als „regulative Idee“ im Sinne 
eines breiten und kontinuierlichen ge-
sellschaftlichen Such-, Lernund Ent-
scheidungsprozesses, der sich an den 
genannten Kriterien orientieren soll, wel-
che als Leitplanken eines Entwicklungs-
pfades verstanden werden (vgl. Knaus/ 
Renn 1998). 
Selbst im Fall dieses pragmatisch geläuter-
ten Nachhaltigkeitskonzepts liegt auf der 
Hand, dass ein derart anspruchsvoller 
multifaktorieller Prozess der Optimierung 
und des Interessenausgleichs konflikthaft 
sein muss: Nicht nur lokale, nationale und 
globale Interessen und Anforderungen sind 
in Einklang zu bringen, sondern auch die 
von jetzigen und zukünftigen Generationen. 
Das erfordert nach übereinstimmender 
Auffassung teils einschneidende Begren-
zungen im Konsumverhalten sowie funda-
mentale Änderungen von Konsummustern 
und Produktionsweisen, überwiegend in 
den „Nord“-, aber auch in den „Süd-
Ländern“ (Lafferty/Meadowcroft 2000). 
Aufgrund der starken Gerechtigkeitspostu-
late im Sinne von sozialer (Verteilungs-) 
Gerechtigkeit (equity) ist das Konzept 
nachhaltiger Entwicklung ohne erhebliche 
Umverteilungspolitiken zwischen armen 
und reichen Ländern nicht zu realisieren. 
Umverteilungen stehen freilich auch inner-
halb von Ländern an, beispielsweise als 
Ausgleich für Folgen globaler Umvertei-
lungspolitiken oder als Kompensation von 
„Verlierern“ struktureller Änderungspro-
zesse innerhalb von Industriesektoren. 
Schließlich muss noch das theoretisch 
bislang ungelöste Problem des Generatio-
nenausgleichs mitbedacht werden, definiert 
doch die berühmte Nachhaltigkeitsformel 
aus dem Brundtland-Bericht „nachhaltige 
Entwicklung“ als Entwicklung, die „die 
Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne 
zu riskieren, daß künftige Generationen 
ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können“ (Hauff 1987, S. 46). 
Kann man eine erfolgreiche Nachhaltig-
keitspolitik durch Deliberation und Koope-
ration einer Vielzahl von Stakeholdern er-
warten, deren Bedürfnisse, Präferenzen, 
kulturelle und politische Bezüge höchst 
unterschiedlich sind, wenn es um das ver-
teilungspolitisch besonders schwierige Feld 
der „global commons“ bzw. „global public 
goods“ geht (vgl. Kaul et al. 1999)? Auffällig 
ist, dass Equity-Fragen (ähnlich wie Ge-
meinwohleffekte) jenseits von moralisch-
normativen Begründungen in den Analysen 
komplexer Governance-Prozesse nicht sys-
tematisch berücksichtigt werden. Entspre-
chend dem Motto „global denken, lokal 
handeln“ werden in globaler Perspektive 
entwickelte Gerechtigkeitspostulate bei den 
zivilgesellschaftlich handelnden Akteuren 
aller Ebenen als prinzipiell akzeptiert un-
terstellt. 
Die Frage, ob eine stärkere Beteiligung 




reichen globalen Nachhaltigkeitspolitiken 
die bekannten Dilemmata auflösen kann, 
wird im Folgenden in einem Problemfeld 
untersucht, in dem eine alle relevanten 
Akteure („stakeholders“) einbeziehende ko-
operative Nachhaltigkeitspolitik nahezu 
aussichtslos erscheint: Angesprochen ist 
der global agierende Bergbau- und Metall-
sektor.1 
3 Das globale und kooperative Nachhaltigkeitsprojekt im Bergbau- und Metallsektor 
Gegenstand der Untersuchung ist ein 
mehrgliedriges, kooperatives Verfahren zum 
Thema Nachhaltigkeit, das von führenden 
Unternehmen des Bergbau- und Metallsek-
tors initiiert worden ist. Das noch nicht 
abgeschlossene Verfahren begann 1998. Es 
ist von seiner Zielsetzung, Organisations-
struktur, räumlichen Ausdehnung und dem 
Umfang der beteiligten Akteure her so 
komplex, dass hier aus Platzgründen nur 
eine knappe Beschreibung der Genese, 
Grundmerkmale und des Entwicklungsver-
laufs des Projekts möglich ist. Nach diesem 
deskriptiven Teil werde ich anhand von 
Standardkriterien das Dialogverfahren cha-
rakterisieren und bewerten. Der methodi-
sche Ansatz besteht aus Dokumentenana-
lyse (vorwiegend „graue Literatur“), Hinter-
grundgesprächen mit ausgewählten Teil-
nehmern und teilnehmender Beobachtung 
in einigen Verfahrensabschnitten. Es han-
delt sich nicht um eine systematische Ana-
lyse, diese soll im Rahmen eines geplanten 
Forschungsprojekts erfolgen.2 
                                                         
1 Methodisch handelt es sich um eine typische Fall-
studie, die unter den bekannten theoretisch-metho-
dischen Vorbehalten steht (Scharpf 2000, S. 61 ff.). 
Gleichwohl sind aufgrund der im Vergleich zu den 
meisten anderen Fällen von „Nachhaltigkeitskooperati-
on“ erheblich größeren Komplexität sowie aufgrund 
des hohen Anspruchsniveaus der Ziele belastbarere 
Aussagen zu den Chancen und Voraussetzungen eines 
zivilgesellschaftlichen Regelungsmodus zu erwarten 
als sonst in Fallstudien üblich. 
2 Im Rahmen des in Entwicklung befindlichen For-
schungsprojekts „Umweltkooperation“ der WZB-Abtei-
lung „Zivilgesellschaft und transnationale Netzwerke“ 
wird das kooperative Verfahren im Bergbau- und Me-
tallsektor eine der zentralen Fallstudien sein. Aus 
diesen Gründen werde ich hier den Fokus auf die 
diskursive Vorstufe des Kooperationsprozesses „globa-
ler Dialog“ richten, in der die Möglichkeit und die 
Bedingungen für weitergehende Kooperationen zwi-
schen Bergbauunternehmen und Anspruchsgruppen 
(Stakeholder) ermittelt werden sollen.  
Kurzbeschreibung des Projekts3 
Aufgrund zunehmender Kritik an der Pro-
duktionsweise der Bergbauindustrie und 
ihren negativen ökologischen sowie gesell-
schaftlichen Folgen, in die internationale 
Organisationen wie die Weltbank einstimm-
ten, hatten sich zehn der weltweit größten 
Unternehmen dieses Sektors nach einem 
längeren Abstimmungsprozess Ende 1999 
zur „Global Mining Initiative“ (GMI) zu-
sammengeschlossen. Mit Blick auf die im 
Jahr 2002 in Johannesburg anstehende 
Weltkonferenz zur nachhaltigen Entwick-
lung sollten mögliche Schritte in Richtung 
Nachhaltigkeit geprüft und unternommen 
werden. Drei Vorhaben bildeten den Kern 
dieser Initiative: 
• die Finanzierung eines groß angelegten 
„globalen Dialogs“ zur Analyse der Her-
ausforderungen für den Wirtschaftssek-
tor unter Nachhaltigkeitsgesichtspunk-
ten (Mining, Minerals, and Sustainable 
Development Project, im Folgenden auch 
MMSD-Projekt); 
• die Durchführung einer globalen Konfe-
renz, auf der mit allen für den Bergbau-
sektor wichtigen Akteuren die Ergebnis-
se des MMSD-Projekts und die weitere 
Vorgehensweise diskutiert werden soll-
ten (Toronto-Konferenz); 
• die Gründung einer operativen Organisa-
tion des Bergbausektors (International 
Council on Mining and Metals, ICMM) 
mit der Aufgabe, die Ergebnisse des 
MMSD-Projekts sowie der Toronto-
Konferenz umzusetzen und einen stän-
digen Dialog mit gesellschaftlichen 
Gruppen zu pflegen, um konkrete Nach-
haltigkeitskooperationen „vor Ort“ anzu-
regen. 
Im Mittelpunkt der vorliegenden Analyse 
steht das Projekt „Mining, Minerals, and 
Sustainable Development“, das erste und 
aufwändigste der drei genannten Vorhaben. 
Aus Gründen der Glaubwürdigkeit wurden 
alle Aufgaben, die mit der Initiierung des 
MMSD-Projekts verbunden waren, an 
eine intermediäre Organisation delegiert, 
den World Business Council for Sustai-
nable Development (WBCSD)4. Dieser 
beauftragte mit der Gestaltung und 
Durchführung des Projekts das renom-
mierte und der Umweltbewegung nahe 
                                                         
3 Vgl. hierzu den Projektendbericht „Breaking New 
Ground. Mining, Minerals, and Sustainable Develop-
ment. The Report of the MMSD Project“ (MMSD 2002). 





stehende Londoner International Institute 
for Environment and Development 
(IIED)5, das hierfür ein weitgehend auto-
nom agierendes Projektteam (MMSD-
Projektteam) mit eigener Direktorenstelle 
einrichtete. 
Vier Hauptziele definierten den Hand-
lungsrahmen des MMSD-Projektteams: 
1. Bewertung des Bergbausektors in globa-
ler Perspektive bezüglich der Möglichkei-
ten, in einen nachhaltigen Entwick-
lungsprozess einzutreten; 
2. Identifikation von Möglichkeiten, die 
Produkte und Leistungen des Sektors 
entlang seiner gesamten Wertschöp-
fungskette so zu gestalten, dass sie eine 
nachhaltige Entwicklung unterstützen; 
3. Aufzeigen von Ansatzpunkten zur stär-
keren Orientierung des Sektors am 
Nachhaltigkeitskonzept; 
4. Einrichtung von Analyse- und Koopera-
tionsplattformen in allen wichtigen Regi-
onen der Welt, die zu einer kontinuierli-
chen Kommunikation und langfristig 
stabilen Verknüpfungen (networking) 
zwischen allen Stakeholdern des Sektors 
führen sollen. 
Das im Rahmen dieser Zielvorgaben unab-
hängig agierende MMSD-Projektteam war 
multidisziplinär zusammengesetzt und um-
fasste zeitweilig bis zu 17 Personen aus 
zehn Ländern. Es wurde während der Ge-
samtdauer des Projekts durch eine 25-
köpfige „Assurance Group“ unterstützt und 
„kontrolliert“, deren Mitglieder aus allen 
Teilen der Welt stammten und unterschied-
liche institutionelle und disziplinäre Bezüge 
aufwiesen.6 Ihre zentrale Aufgabe war es, 
die Unabhängigkeit des Projekts von den 
Auftraggebern, Sponsoren und sonstigen 
Interessengruppen sicherzustellen sowie 
diesbezügliche Einseitigkeiten der Projekt-
ergebnisse auszuschließen.7 Des Weiteren 
existierte eine „Sponsors’ Group“, die 
hauptsächlich für vertragliche und budge-
täre Angelegenheiten des Projekts zuständig 
war; ihre Mitglieder nahmen zugleich als 
Stakeholder am Prozess teil. Zu dieser 
Gruppe gehörten u. a. Repräsentanten von 
                                                         
5 Grundinformationen zum IIED unter <http://www. 
iied.org>. 
6 Ich war Mitglied der „Assurance Group“ und hatte 
die Gelegenheit, an allen ihrenSitzungen teilzuneh-
men. 
7 Im ersten Drittel des Verfahrens wechselte ein 
Mitglied der Assurance Group die Seiten und wurde 
Direktor des ICMM, der schon erwähnten Organisation 
des Bergbausektors. Nach Verfahrensende wechselte 
ein weiteres Mitglied von einer internationalen Organi-
sation zum ICMM. Honni soit qui mal y pense? 
Unternehmen, politisch-administrativen 
Institutionen, internationalen Organisatio-
nen und Gewerkschaften. Die Vertreter von 
über 40 Organisationen hatten gegenüber 
anderen Stakeholdern keine Sonderrechte 
im Verfahren. 
Mit dem globalen Dialog, der vom 
MMSD-Projektteam durchgeführt wurde, 
waren mehr oder weniger locker nationale 
und regionale Dialoge und Machbarkeits-
analysen (mit ähnlichen Fragestellungen 
wie auf der globalen Ebene) verknüpft. Die 
Ausgestaltung oblag regionalen Teams, die 
weitgehend nach dem gleichen Muster wie 
das globale Team organisiert waren. Sie 
sollten außerdem die Brücke zu den ge-
planten Kooperationsprojekten auf nationa-
ler sowie lokaler Ebene bilden. Es fand eine 
kontinuierliche Kommunikation mit dem 
globalen Projektteam statt, und die Er-
kenntnisse und Ergebnisse der dezentralen 
Projekte wurden in den Gesamtbericht ein-
gespeist. 
Für das Gesamtprojekt standen über 
zehn Millionen US-Dollar zur Verfügung. In 
seinem Rahmen wurden mehr als 5.000 
Personen konsultiert und 175 Analyseauf-
träge vergeben. Allein auf der globalen Ebe-
ne fanden 23 Workshops zu einem breiten 
Spektrum von Themen statt (Abfallbeseiti-
gung, Biodiversität, Belange indigener 
Volksgruppen, Menschenrechte, Korrupti-
on, alternative Konfliktregelungen, Kom-
pensationsinstrumente, Nachhaltigkeits-
konzept etc.). Nach meinem Kenntnisstand 
handelt es sich um den aufwändigsten 
handlungsorientierten Dialog, der jemals in 
einem Industriesektor zu Nachhaltigkeits-
fragen durchgeführt worden ist (siehe auch 
Hemmati 2002). Das MMSD-Projekt wurde 
im Frühjahr 2002 beendet; seitdem liegt es 
an den Stakeholdern, Bergbauunternehmen 
und den entstandenen regionalen Initiati-
ven selbst, den Dialog weiterzuführen und 
Kooperationsprojekte zu entwickeln. 
4 Diskurstheoretische Einordnung des MMSD-Projekts 
Die diskurs- und verhandlungstheoretische 
Literatur bietet eine Vielzahl von Typologien 
für Deliberationen im öffentlichen Raum an 
(vgl. für viele: Renn et al. 1995; Fiet-
kau/Weidner 1998; Goldberg et al. 1992). 
Das hier im Zentrum stehende MMSD-
Projekt entspricht jedoch keinem der dort 
genannten „reinen Typen“ vollständig. Es 
nimmt damit keine Sonderstellung ein, 
denn einen reinen Diskurstypus findet man 




Projekt — und angelegt schon in seiner 
Organisationsstruktur und seinen Zielset-
zungen — ist eine Kombination aus Ele-
menten verschiedener Verfahrensformen 
(etwa Runder Tisch, kooperativer Diskurs, 
Multistake-holder-Kooperation, partizipati-
ve Policy-Analyse) und Diskurstypen (etwa 
Wissens-, Abwägungs- und Gestaltungsdis-
kurs; vgl. hierzu Wachlin/Renn 1999). 
Gemäß seiner Zielsetzung ist das Projekt 
in starkem Maße ein Wissens- und Gestal-
tungsdiskurs, durch den die wesentlichen 
Problemstrukturen ermittelt werden sollen, 
die für eine nachhaltige Entwicklung des 
Bergbausektors relevant sind; zugleich sol-
len gangbare Wege in diese Richtung aufge-
zeigt und geebnet werden. Partizipation und 
Diskursivität kommen nur begrenzt zum 
Zuge: Die Teilnehmer sind zwar unterein-
ander in argumentativer Hinsicht gleichge-
stellt, die Organisationshoheit für das Ver-
fahren verbleibt aber beim Projektteam (ver-
fahrensgesteuerter Dialog). Die „Verhand-
lungen“ wurden nur teilweise nach allge-
meinen Diskursprinzipien gestaltet, denn es 
ging weniger um Wahrheitssuche als um 
eine praxisermöglichende Problemanalyse 
und Gestaltungsperspektive. Weiterhin war 
nicht intendiert, nach demokratietheoreti-
schen Kriterien alle relevanten gesellschaft-
lichen Akteure zu berücksichtigen oder 
einzubeziehen, sondern lediglich die für das 
Problemfeld und die Bergbauunternehmen 
relevanten „Stakeholder“. 
Das angestrebte „Hauptprodukt“ des 
Verfahrens war eine im Rahmen eines ko-
operativen Verhandlungsprozesses erstellte 
Analyse des Bergbausektors unter Nachhal-
tigkeitsgesichtspunkten, verbunden mit 
einer strategischen Handlungsanleitung, 
wie der Weg zur Nachhaltigkeit beschritten 
werden kann. Darüber hinaus sollten die 
Grundlagen für spätere Nachhaltigkeits-
aktivitäten, besonders in Form von nationa-
len und lokalen Kooperationsprojekten, 
geschaffen werden. Die Implementations-
perspektive spielte also stets eine wichtige 
Rolle. 
Hingearbeitet wurde (aber nicht im Sin-
ne einer zwingenden Vorgabe) auf einen 
Konsens oder Kompromiss der Beteiligten 
bezüglich der Verfahrensergebnisse. Das 
Projektteam hatte nicht nur die organisato-
rische „Oberhoheit“ über das Verfahren, 
sondern trug auch die Verantwortung für 
das Projektergebnis und den zu veröffentli-
chenden Endbericht. Entsprechend wurde 
von vornherein nicht das Ziel verfolgt, die 
Zustimmung aller Teilnehmer zu den Er-
gebnissen des Verfahrens zu bekommen. 
Um eine möglichst breite Akzeptanz des 
Endberichts als Voraussetzung für die an-
gestrebten Nachhaltigkeits-Kooperations-
prozesse sicherzustellen, waren zentrale 
Elemente des Verfahrens nach Anforderun-
gen kooperativer, diskursiver Verfahren 
gestaltet worden. Das gilt insbesondere für 
die Prinzipien von Kompetenz, Fairness 
(siehe hierzu Renn et al. 1995) und Trans-
parenz, die üblicherweise „rationales Ver-
handeln“ (arguing) und Kompromisse — 
und somit die Qualität von Diskursen — 
befördern. 
Alle Teilnehmer erhielten den Entwurf 
des Endberichts zur kritischen Würdigung; 
zudem wurde er öffentlich zugänglich ins 
Netz gestellt. Eingehende Kommentare zu 
seinen Inhalten und zu den verfahrensmä-
ßigen Voraussetzungen wurden veröffent-
licht. Die Endversion fertigte das Projekt-
team an. Sie wiederum wurde als zentraler 
Input in eine globale Multistakeholder-
Konferenz (Toronto-Konferenz) eingespeist, 
auf der unter starker Beteiligung zivilgesell-
schaftlicher Gruppen und Organisationen 
die Inhalte des Berichts diskutiert wurden. 
Die Konferenz verstand sich als Scharnier 
zwischen Diskursergebnis und Implementa-
tionsebene: der angestrebten Initiierung 
von Nachhaltigkeits-Kooperationsprozessen 
zwischen Unternehmen des Bergbausektors 
und den Stakeholdern in diesem Feld.8 
Von der Organisation des Verfahrens her 
waren die Voraussetzungen und Möglich-
keiten für ein diskursives Ermitteln „richti-
ger Argumente“ prinzipiell gegeben. Die 
Diskursdynamik war aber durch Stopp-
regeln in pragmatischer Absicht so begrenzt 
worden, dass sie die auf spätere Kooperati-
on zielende Kompromissbildung zwischen 
den Stakeholdern begünstigte, ohne Fair-
nessregeln zu verletzen. Die legitimatori-
schen „Lasten“ für das zeitweilige Stoppen 
(nicht endgültige Abbrechen)9 von Argu-
mentationslinien trug das Projektteam. Da-
durch wurden offensichtlich Verhand-
lungsblockaden verhindert und Kompro-
misse erleichtert. Die Dominanz des kom-
promissorientierten Verhandelns anstelle 
                                                         
8 Die konkreten Kooperationsfolgen des globalen 
Diskurses sind hier nicht Thema. Sie werden im Zent-
rum des geplanten „Umweltkooperations“-Projekts 
stehen. 
9 Die offen gebliebenen strittigen Fragen wurden 
protokolliert; sie waren jedermann zugänglich. Ihre 
weitere Behandlung wurde ins Belieben der an etwai-
gen Umsetzungsprozessen (Implementation) beteiligten 
Akteure gestellt. Darüber hinaus bildeten sie die pro-
minenten Diskussionsthemen auf der vom Bergbau-
sektor organisierten globalen Multistakeholder-Konfe-
renz in Toronto, auf der die Ergebnisse des MMSD-




von diskursiver Wahrheitssuche war kein 
Schönheitsfehler des Verfahrens, sondern 
dessen allen Teilnehmern bekannter eigent-
licher Zweck. Insofern hatte das Projekt-
team eine pragmatische Antwort auf die 
Frage gefunden: „How much is too much 
deliberation?“ (Shapiro 2002, S. 196). 
5 Verfahrensaspekte und Ergebnisse 
Die nachfolgende Darstellung wichtiger 
Merkmale und Ergebnisse des Verfahrens 
ist unvermeidlich vorläufig, selektiv und 
überwiegend deskriptiv. Dies liegt im We-
sentlichen daran, dass die durch das Pro-
jekt angestoßenen Aktivitäten noch in Be-
wegung sind10 und bisher nicht vollständig 
empirisch erfasst werden konnten. 
5.1 Verfahrensaspekte 
In Diskursverfahren, in denen eine Vielzahl 
von Akteuren mit unterschiedlichen Zielen, 
Präferenzen, Interessen, Betroffenheiten, 
Ermessensspielräumen und Herkunftsmi-
lieus eine Verständigung nicht nur über die 
wesentlichen Probleme in einem Politikfeld, 
sondern auch über Problemlösungswege 
erreichen will, treten gewöhnlich Schwierig-
keiten auf, alle Beteiligten zu kooperativem 
Verhalten zu motivieren. Welche Rolle sie in 
diesem Verfahren gespielt haben, wird nun 
am Beispiel ausgewählter Faktoren gezeigt, 
auf die das Scheitern kooperativer Konflikt-
regelungsverfahren oder die Folgenlosigkeit 
ihrer Ergebnisse häufig zurückzuführen ist 
(vgl. Fietkau/Weidner 1998, S. 59 ff. mit 
weiteren Literaturhinweisen). 
Verfahrensneutralität 
Die Verfahren müssen so gestaltet sein, 
dass alle Teilnehmer sowie relevante „Au-
ßenbeobachter“ (etwa öffentliche Medien) 
die Möglichkeit gleicher Chancen für die 
Beteiligten sehen, ihre Anliegen einzubrin-
gen und berücksichtigt zu finden. In mode-
rierten oder „gesteuerten“ Verfahren hängt 
diese Einschätzung wesentlich von der Art 
und den Kompetenzen der gewählten Ver-
fahrensleitung ab. Wichtig ist vor allem, 
dass ihr die Attribute Unabhängigkeit und 
Fairness zugesprochen werden. Das 
MMSD-Projektteam und seine „Mutterinsti-
tution“, das International Institute for Envi-
                                                         
10 „… the MMSD report is not the end, it is the end of 
the beginning“ (Sir Robert Wilson, Chairman der Glo-
bal Mining Initiative/Chairman von Rio Tinto Plc., in: 
ICMM Newsletter, Vol. 1, Nr. 4, 2002, S. 3). 
ronment and Development, waren in dieser 
Hinsicht für nahezu alle Teilnehmer un-
strittig. Gleichwohl wurde mit Blick auf die 
Auftraggeber und Hauptfinanciers (Berg-
bauunternehmen) seitens verschiedener 
Gruppen — insbesondere aus dem NGO-
Bereich — ein genereller „Instrumentalisie-
rungsverdacht“ geäußert. Dagegen halfen 
auch nicht mehrfache Absicherungen, die 
einen solchen Einfluss verhindern sollten. 
Dazu gehörten u. a. weitgehende Transpa-
renzregeln, die vertraglich vereinbarte Au-
tonomie des Projektteams bei der Gestal-
tung und Durchführung des Verfahrens, 
die Einrichtung einer pluralistisch zusam-
mengesetzten „Kontrollgruppe“ (Assurance 
Group) und das im Prozessverlauf ausge-
weitete System der Mischfinanzierung, das 
eine mögliche Einflussnahme („goldener 
Zügel“) der Bergbauunternehmen relativie-
ren sollte.11 Für die Kritiker trug das Pro-
jekt jedoch — ideell wie finanziell — weiter-
hin die Handschrift des Berbausektors; sie 
bezweifelten deshalb die Möglichkeit eines 
fairen Verfahrens und erhoben den Vor-
wurf, das Unternehmen diene letztlich dem 
„greenwashing“ und der Akzeptanzbeschaf-
fung für Bergbauinteressen. Zahlreiche 
NGOs, deren Teilnahme vom Projektteam 
(wie auch von den Auftraggebern) als wich-
tig eingestuft worden war, blieben dem Ver-
fahren sowohl auf globaler wie auch auf 
regionaler Ebene fern oder boykottierten es 
offensiv.12 Von anderer Seite wurde die 
Neutralität des Projektteams nicht ernsthaft 
infrage gestellt; dies gilt für den gesamten 
Verfahrensverlauf. 
Teilnehmerspektrum 
Das Ziel einer ausgewogenen Beteiligung 
aller relevanten Gruppen und Organisatio-
nen, die nach einer weit gefassten Definiti-
on als „Stakeholder“ gelten konnten, wurde 
nicht erreicht: Keine der NGOs, die sich 
speziell mit dem Bergbausektor beschäfti-
gen, nahm am globalen Verfahren teil. In 
den verschiedenen Regionalverfahren, mit 
Ausnahme der Region Nordamerika (USA, 
Kanada), gelang es hingegen, einige wenige 
NGOs einzubinden. Auch Unternehmen, die 
dem Verfahren als solchem kritisch gege-
                                                         
11 Eine Mischfinanzierung war von Beginn an ge-
plant, konnte aber erst im Verlauf des Projekts reali-
siert werden. An der Projektfinanzierung beteiligte sich 
schließlich eine Vielzahl von Institutionen und Organi-
sationen mit teils erheblichen Beträgen (etwa Behör-
den verschiedener Länder, internationale Organisatio-
nen und Stiftungen). Der größte Anteil (rund 60 Pro-
zent) kam jedoch aus dem Bergbausektor. 
12 Vgl. zur Kritik aus Sicht von Vertretern indigener 




nüberstanden oder das Konzept der nach-
haltigen Entwicklung nur für größere, in-
ternational agierende Unternehmen für 
geeignet hielten, blieben auf Distanz.13 Das 
Projektteam versuchte die Abwesenheit 
dieser Gruppen dadurch auszugleichen, 
dass es selbst aktiv Informationen einholte 
(etwa durch die Vergabe von Forschungs-
aufträgen) sowie zu brisanten Themen 
Workshops und öffentliche Foren organi-
sierte, deren Ergebnisse in das Verfahren 
einflossen. Das Ungleichgewicht im Teil-
nehmerspektrum wurde im Großen und 
Ganzen nur von NGO-Seite und einigen 
Wissenschaftlern als ein Grundmakel des 
Verfahrens kritisiert. 
Nichtteilnahme ist im Übrigen keines-
wegs mit Nichtzurkenntnisnahme gleichzu-
setzen. Größere Verfahren zu brisanten 
Themen werden nicht bloß von „Insidern“, 
sondern ebenfalls von einer breiteren Öf-
fentlichkeit, einschließlich der Fachöffent-
lichkeit, beobachtet. Sie lenken Aufmerk-
samkeit auf strittige Fragen und bieten da-
mit manchen NGOs — selbst wenn sie eine 
Zusammenarbeit in der Sache verweigern 
— überhaupt erst eine Gelegenheit, öffentli-
ches Gehör für ihre Anliegen zu finden. 
Davon profitieren vor allem kleine, margi-
nalisierte und radikale Gruppen, da der 
mediale Marktwert besonders kritischer 
Stimmen in solchen Kontexten üblicherwei-
se steigt („Paradox der Schwäche“). 
Der Ansatz des MMSD-Projekts, das 
Problem des Fernbleibens wichtiger Grup-
pen zu entschärfen, blieb im Verfahren na-
hezu wirkungslos. Der Ansatz bestand dar-
in, erstens das Verfahren als Multistake-
holder-Dialog und zweitens die Dialoger-
gebnisse explizit als disponiblen Teil eines 
weitergehenden kooperativen Lernprozesses 
zu konzipieren: 
1. Der globale Diskurs zu den Vorausset-
zungen eines nachhaltig wirtschaftenden 
Bergbausektors war als Multistakehol-
der- und nicht als ein generell partizipa-
tives Verfahren angelegt. Eine repräsen-
tative Beteiligung aller irgendwie interes-
sierten Gruppen war nicht vorgesehen. 
Gemäß dem Stakeholder-Konzept (vgl. 
Freeman 1984) sollte der Teilnehmer-
kreis jene Akteure umfassen, die für den 
                                                         
13 „… many in the mining industry (an industry only 
recently showing signs of shaking off its traditional 
conservatism), remain equally skeptical. Some of these 
doubters see the MMSD project as a talking shop, 
providing not much more than jobs for those involved; 
others see it as threatening to impose unnecessary 
and inappropriate responsibilities and constraints on 
industry“ (ICMM Newsletter, Vol. 1, No. 1, November 
2001, S. 5). 
Bergbausektor relevant sind, um das 
Unternehmensziel einer nachhaltigen 
Entwicklung zu erreichen: „who can af-
fect or (are) affected by the achievement 
of the firm’s objectives“ (ebd., S. 25). 
Nimmt man das weite Aktivitätsspekt-
rum dieses Sektors und das breite Feld 
der Nachhaltigkeitspolitik als Rahmen 
des „Suchraums“ für Stakeholder („is-
sue-centric stakeholder view“14), dann 
ergibt sich immer noch eine kaum zu 
überschauende und damit nicht hand-
habbare Vielzahl von Anspruchs-, Be-
zugs-, Betroffenen- und sonstigen Inte-
ressengruppen. Im Unterschied zu einem 
demokratisch-partizipativen Diskurs, bei 
dem Selektion zu einem nahezu unlös-
baren Problem wird, richtet sich die 
Auswahl von Stakeholdern jedoch auch 
nach deren Relevanz (basierend auf 
Macht, Wissen, Reputation etc.) für die 
Zielerreichung. Unter diesem Aspekt 
stellt sich die Begrenzung der Teilneh-
merzahl primär als Selektions- und nicht 
als Legitimationsproblem dar. Im Fall 
der NGOs gab es „mangels Andrang“ al-
lerdings eher ein Legitimationsproblem. 
2. In der angestrebten Implementations-
phase (Nachhaltigkeitskooperationen vor 
Ort) können die Ergebnisse des globalen 
Dialogs von den Beteiligten gemäß ihren 
Präferenzen und den jeweiligen Problem-
situationen so modifiziert werden, dass 
sich realistische Wege zu einem nachhal-
tigen Bergbau eröffnen. Diese noch aus-
stehende Phase wird der Lackmustest 
für Erfolg oder Misserfolg des Verfahrens 
sein. 
Themenspektrum 
Die pragmatischen und systematischen 
Gründe, die zur Eingrenzung des Themen-
spektrums — etwa Ausschluss der Kohle-, 
Erdöl- und Uranerzsektoren — geführt hat-
ten, wurden nur selten infrage gestellt. Der 
umfassende „scoping“-Prozess, den das 
Projektteam vor Verfahrensbeginn durchge-
führt hatte,15 um alle relevanten Aspekte im 
Problemfeld zu erfassen, sowie mehrere 
große Diskussionsveranstaltungen, die der 
endgültigen Festlegung der Themen und 
der Akzentuierung von „Schlüsselfragen“ 
                                                         
14 „In this tradition, the issue is the focus of attention 
and all the organisations that influence or potentially 
influence the issue (such as poverty, water supply, the 
environment) are seen as stakeholders“ (Waddell 2002, 
S. 45). 
15 Im Zuge der Verfahrensvorbereitung wurden vom 
IIED rund 150 Kritiker des Bergbausektors aus ver-
schiedenen Bereichen (etwa Gewerkschaften, NGOs, 




dienten, hatten hierzu offensichtlich beige-
tragen. Die dem Verfahren fernbleibenden 
NGOs hingegen kritisierten die thematische 
Beschränkung als einseitig im Interesse des 
Bergbaus. Doch waren in der Verfahrensor-
ganisation ausreichend Flexibilität angelegt 
und Ressourcen bereitgestellt worden, um 
im Prozessverlauf neue Aspekte aufnehmen 
oder Themen vertiefen zu können. Differen-
zen über die Gewichtung von Themen gab 
es bloß vereinzelt. Die strittigste Debatte 
wurde darüber geführt, wie mit den teilwei-
se weit in die Vergangenheit zurückrei-
chenden problematischen „Hinterlassen-
schaften“ von Bergbaufirmen umzugehen 
sei. Dieses Thema implizierte nicht nur 
schwierige rechtliche und finanziell höchst 
folgenreiche Fragen des rückwirkenden 
Schadensausgleichs, sondern auch soziale 
und politische Bewertungen von Schuld 
und positiver Lernfähigkeit des Sektors. 
Entgegen den Argumenten von Bergbauver-
tretern, sich im Verfahren der Zukunft zu-
wenden und keine „Vergangenheitsbewälti-
gung“ betreiben zu wollen, wurde dem 
Thema letztlich zwar Platz, aber nach Mei-
nung zahlreicher Teilnehmer dennoch kein 
ausreichender Stellenwert eingeräumt. 
Verteilungsfragen wurden über das ge-
nerelle Postulat hinaus, dass soziale Vertei-
lungsgerechtigkeit (equity) unabdingbar sei, 
nicht vertieft. Während Unternehmensver-
treter die höchst unterschiedlichen und 
problematischen ökonomischen Belas-
tungseffekte einer Umsetzung anspruchs-
voller Nachhaltigkeitsziele thematisierten, 
schienen die NGO-Vertreter von der Wir-
kungsmacht universeller Solidaritätsprinzi-
pien zur Lösung interpersoneller und 
-regionaler Umverteilungseffekte bei ihrer 
Klientel auszugehen. Eine Konvergenz der 
Problemdeutungen und Lösungsvorschläge 
zu redistributiven Fragen war so nur auf 
einer diffusen Meta-Ebene universaler Mo-
ralprinzipien erkennbar. 
Verfahrensregeln 
Die vor allem in „Principles of Engagement“ 
fixierten Grundregeln über die Art des (glo-
balen und regionalen) Verfahrensmanage-
ments sowie zu den Kompetenzen der Teil-
nehmer und des Projektteams haben sich 
offenkundig bewährt. Nur selten kam es zu 
für den Verfahrensablauf kritischen Diffe-
renzen zwischen den Teilnehmern oder zwi-
schen ihnen und dem Projektteam. Zu die-
sem reibungslosen Ablauf haben vermutlich 
die Grundregeln der Anonymisierung der 
Diskussionsbeiträge, die Freigabe der vom 
Projektteam erarbeiteten Ergebnisprotokolle 
erst nach ausgiebiger, mehrstufiger Dis-
kussion und Verhandlung unter den Teil-
nehmern sowie schließlich die prinzipielle 
Ergebnisverantwortlichkeit des Projekt-
teams wesentlich beigetragen. Die (kurz 
gehaltenen) „Principles of Engagement“ gal-
ten zudem als Option; es war den Teilneh-
mern anheim gestellt, sie jeweils dem gege-
benen Anlass oder Zweck entsprechend zu 
spezifizieren, womit vor allem den Verhand-
lungen auf regionaler Ebene Rechnung ge-
tragen werden sollte. 
Kapazitäts- und Machtasymmetrien 
Selbst optimale (faire) Verfahrensregeln 
können vorhandene Macht-, Ressourcen- 
und Kompetenzungleichgewichte zwischen 
den teilnehmenden Akteuren nicht voll-
ständig neutralisieren. Das gilt für „ge-
mischte“ („arguing“ und „bargaining“ ver-
bindende) Verfahren, die einen Masterplan 
für tief gehende Veränderungen in einem 
konfliktreichen Problemfeld entwickeln wol-
len, in höherem Maße als für den nach 
Wahrheit suchenden „herrschaftsfreien 
Diskurs“ (vgl. Kreß 2000). Im MMSD-
Projekt sind über das Übliche (gleiche Ver-
fahrensrechte für alle, ausgewogenes Teil-
nehmerspektrum etc.) hinausgehende Vor-
kehrungen getroffen worden, um „schwä-
chere“ Gruppen zu stützen und die Selbst-
zügelung „starker“ Gruppen zu fördern. 
Dazu zählen die Freiwilligkeit der Anerken-
nung der Verfahrensergebnisse, einschließ-
lich ihrer Revidierbarkeit bei der Durchfüh-
rung von Umsetzungsprojekten, sowie die 
Etablierung von Gremien (z. B. Assurance 
Group) zur Beobachtung der möglichen 
Auswirkungen von Machtungleichgewich-
ten. Die Bearbeitung von Themen, die für 
die „schwächeren“ Gruppen bedeutsam 
oder für die Bergbauunternehmen brisant 
waren, wurde an unabhängige Experten 
vergeben oder es wurden hierzu Workshops 
organisiert. In manchen regionalen Verfah-
ren gab es eine finanzielle Unterstützung 
für „unsupported“ Teilnehmer. Zur „Selbst-
zügelung“ der Gruppen aus dem Bergbau-
sektor und dessen Umfeld trug mit großer 
Wahrscheinlichkeit bei, dass ihr Interesse 
an einem erfolgreichen Verfahren größer 
war als an einer bloß symbolischen De-
monstration, das Gespräch und die Koope-
ration mit Kritikern gesucht zu haben. Zu 
den Erfolgskriterien aus der Sicht des 
Bergbausektors gehörten, neben der Schaf-
fung von Glaubwürdigkeit für seine Nach-




und in der Expertenöffentlichkeit16, insbe-
sondere die Initiierung von Multi-
stakeholder-Projekten als Chance zur Lö-
sung regionaler Konfliktfälle sowie eine 
Entschärfung der sich in internationalen 
Institutionen (wie etwa der Weltbank) ent-
wickelnden Kritik, die den Sektor nicht zu-
letzt mit finanziell harten Folgen bedrohte. 
Ein Beispiel hierfür ist der in der Weltbank-
gruppe angelaufene interne Prüfprozess 
(„Extractive Industries Review“) zur Frage, 
inwieweit und in welcher Form sich die 
Weltbank zukünftig im Bergbausektor en-
gagieren sollte (vgl. <http://www. 
eireview.org>). Schließlich bot das Koopera-
tionsprojekt die Chance, sich auf der im 
August 2002 in Johannesburg durchge-
führten Weltkonferenz zur nachhaltigen 
Entwicklung einer breiten Öffentlichkeit als 
lern- und kooperationsfähig zu präsentie-
ren. 
Chancen der Ergebnisumsetzung 
Ein völlig ergebnislos endendes Verfahren, 
beispielsweise durch vorzeitigen Verfah-
rensausstieg wichtiger Akteursgruppen, 
war durch die Verfahrensorganisation weit-
gehend ausgeschlossen: Die Ergebnisver-
antwortlichkeit lag vollständig beim Projekt-
team. Ein breiter (informeller) Konsens zu 
den Ergebnissen wurde zwar angestrebt, 
eine formale und öffentlich zu machende 
Zustimmung der Teilnehmer war hingegen 
nicht vorgesehen. Gleichwohl verblieben 
viele Stolpersteine prozeduraler und inhalt-
licher Art, die den Endbericht, der Konflikte 
ansprechen und Lösungswege für einen 
nachhaltigen Bergbausektor aufzeigen soll-
te, in so starker Weise hätten entwerten 
können, dass er als Masterplan für zukünf-
tige plurale Nachhaltigkeitskooperationen 
unbrauchbar geworden wäre. Die in den 
vorhergehenden Abschnitten beschriebenen 
Vorkehrungen und Maßnahmen haben die 
möglichen Angriffsflächen für eine Diskredi-
tierung des Verfahrens klein gehalten. Ver-
fahrensboykottaufrufe und die Teilnahme-
verweigerung „radikaler“ Gruppen konnten 
weder das Verfahren sprengen, noch andere 
NGOs von einer Beteiligung abhalten. Ma-
ximalforderungen, deren Realisierung einer 
„Selbstaufgabe“ der Bergbauunternehmen 
gleichgekommen wäre,17 fanden in dem Ver-
                                                         
16 Verschiedene repräsentative Umfragen zeigen, dass 
die Glaubwürdigkeit, mit der sich Großunternehmen 
für soziale und ökologische Ziele engagieren, für ihre 
Reputation zukünftig an Bedeutung gewinnen wird 
(vgl. Brady 2003). 
17 Insbesondere NGOs, die das Konzept von „strong 
sustainability“ (vgl. Pearce/Barbier 2000, S. 23 ff.) 
präferieren, schließen die Möglichkeit eines „nachhal-
fahren keine Akzeptanz oder Unterstüt-
zung. Die Glaubwürdigkeit der Bekundun-
gen aus dem Bergbausektor, dass die Ver-
fahrensergebnisse Einfluss auf die zukünf-
tige Praxis im Problemfeld Bergbau nehmen 
sollten, wurde schließlich dadurch gestärkt, 
dass 
• zentrale und entscheidungsrelevante 
Akteure (Stakeholder) für die Verfah-
rensteilnahme gewonnen werden konn-
ten, 
• etliche der weltweit größten Bergbauun-
ternehmen das Verfahren initiierten und 
unterstützten und 
• durch die parallele Einrichtung nationa-
ler und regionaler Dialogprojekte der 
Wille zur Umweltkooperation auch in 
heiklen Problemfeldern demonstriert 
wurde. 
Gleichwohl kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass für die beteiligten Bergbauun-
ternehmen — für viele sind sie das Negativ-
beispiel schlechthin für ökologischen und 
sozialen Raubbaukapitalismus (vgl. Evans 
et al. 2002) — Imagegründe und die pro-
spektive Reaktion auf kritische Analysen 
internationaler Organisationen die Haupt-
motive waren. Wie dem auch sei: Der von 
ihnen angestoßene MMSD-Bericht setzt 
einen Markstein in der zukünftigen Diskus-
sion, hinter den sie ohne schweren Glaub-
würdigkeitsverlust nicht mehr zurückkön-
nen. 
Die innere Gestaltung des Verfahrens 
und seiner Bezüge zur Außenwelt fußte auf 
einer realistisch-skeptischen Einschätzung 
der Leistungsfähigkeit und Grenzen delibe-
rativ-kooperativer Multistakeholder-Verfah-
ren in einem stark konflikthaften Problem-
feld, in welchem sehr große Macht- und 
Einflussunterschiede zwischen den Akteu-
ren bestehen und kooperative Ansätze zur 
Problemlösung bislang Seltenheitswert hat-
ten, ja für nicht möglich gehalten wurden, 
da ein gemeinsamer „Kooperationsgewinn“ 
aufgrund der antagonistischen Interessen-
lagen und bisherigen Konfliktgeschichte 
ausgeschlossen schien. Durch die spezielle 
Verfahrensgestaltung sollte ein unter die-
sen Umständen drohender „endloser Dis-
kurs“ abgekürzt werden, indem der Kon-
sensdruck aus dem Verfahren genommen 
und auf die Breitenwirkung kooperativer 
Lernprozesse im Zuge konkreter Nachhal-
                                                                                     
tigen“ Bergbaus — vor allem wegen des Verbrauchs 
nicht erneuerbarer Ressourcen, der massiven Land-
schaftseingriffe und der Zerstörung von Biodiversität 




tigkeitskooperationen gesetzt wurde.18 Hier-
für nahm man einige aus diskurstheoreti-
scher Sicht gravierende „Schönheitsfehler“ 
des Verfahrens in Kauf: Dass der Zeitraum 
für eine grundlegende Problemfeldanalyse 
auf sehr knappe zwei Jahre begrenzt war, 
zählt ebenso dazu wie die dem Projektteam 
zugewiesene Doppelfunktion der Verfah-
rensleitung und der inhaltlichen Auswer-
tung der vielfältigen Deliberations- und 
Analyseergebnisse nach eigenem Gutdün-
ken (aber „im Schatten einer Kontrollgrup-
pe“) sowie schließlich das Fehlen eines au-
thentischen Argumentationsinputs durch 
die kritischsten Akteursgruppen aufgrund 
von deren Kooperationsverweigerung. Um 
diese Abweichungen von idealtypischen 
Diskursen als Kosten des pragmatischen, 
auf Kooperationsprozesse „vor Ort“ zielen-
den Ansatzes glaubhaft zu machen und der 
Kritik einer einseitigen oder manipulativen 
Problemanalyse vorzubeugen, bekamen 
Verfahrenselemente eine starke Stellung, 
die Transparenz, Fairness und Kompetenz 
verbürgen sollten. Dahinter stand die Inten-
tion, ein so weit legitimiertes und akzeptier-
tes Verfahrensergebnis herbeizuführen, 
dass es einen global und regional vernetz-
ten Prozess der Nachhaltigkeitskooperation 
anstoßen konnte, der kurz- bis mittelfristig 
kooperative Problemlösung vor Ort stimu-
liert und langfristig zu einem generell ver-
bindlichen Handlungsrahmen (global gov-
ernance) verhilft. Die erzielten Regelungen 
und Kompromisse sollten vor dem Nachhal-
tigkeitsparadigma im Sinne einer „regulati-
ven Idee“ Bestand haben, nicht aber einer 
vorab gesetzten ethisch-moralischen Dis-
kurs- oder Idealnorm verpflichtet sein.19 
5.2 Verfahrensergebnisse 
Bezogen auf den gegenwärtigen Verfahrens- 
und Untersuchungsstand hat das aus drei 
miteinander verbundenen Modulen beste-
hende Verfahren der Nachhaltigkeitskoope-
ration — hierzu gehören das MMSD-
Projekt, die Toronto-Konferenz zur Präsen-
tation der Projektergebnisse und die ange-
strebten globalen (governance) und regiona-
len/lokalen Multistakeholder-Kooperations-
verfahren — bisher zu folgenden Ergebnis-
sen geführt: 
                                                         
18 Die Untersuchung eines anderen Deliberationsver-
fahrens ergab: „A dialogue does not have to produce 
consensus to be useful for governance purposes“ 
(Gemmill/Bamidele-Izu 2002, S. 86). 
19 Dies ähnelt dem „sufficient consensus“, der im 
kooperativen Dialog der World Commission on Dams 
angestrebt wurde (Dubash et al. 2001, S. 87). 
• Erarbeitet wurde eine relativ unstrittige 
Problemanalyse des Bergbausektors un-
ter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten. Der 
unter dem Titel „Breaking New Ground“ 
im Jahr 2002 veröffentlichte Bericht ver-
steht sich als eine faire und ausgewoge-
ne Zusammenstellung und Synthese der 
Problemsichten und Interessen nicht nur 
der am Verfahren beteiligten Akteure, 
sondern aller im Problemfeld relevanten 
Stakeholder. 
• Auf einer im Mai 2002 durchgeführten 
globalen Nachhaltigkeitskonferenz „Re-
sourcing the Future“ (Toronto-Konferenz) 
wurden die zentralen Ergebnisse des 
MMSD-Projekts, offen gebliebene, stritti-
ge Fragen sowie das weitere strategische 
Vorgehen in Richtung nachhaltiger Um-
weltkooperation mit einer Vielzahl von 
Stakeholdern diskutiert. Zu den rund 
500 Teilnehmern der mehrtägigen Konfe-
renz zählten 25 Regierungsvertreter (in-
klusive Minister), 20 leitende Manager 
von Bergbauunternehmen und führende 
Vertreter von 74 NGOs. Wesentliches 
Konferenzziel war, die Netzwerkbildung 
zwischen Stakeholdern für spätere 
Nachhaltigkeits-Ko-operationsprojekte 
zu fördern. Die im International Council 
on Mining and Metals (ICMM) organisier-
ten Unternehmen verabschiedeten im 
Anschluss an die Konferenz eine „Toron-
to Declaration“, in der neun zukünftige 
Aufgabenfelder festgelegt wurden, in de-
nen sich die Bergbauindustrie im Rah-
men ihrer Nachhaltigkeitsaktivitäten be-
sonders engagieren will.20 
• Auch für die vorausgegangene Gründung 
des ICMM durch führende Bergbauun-
ternehmen gab das MMSD-Projekt den 
Anstoß. Diese im Oktober 2001 zur För-
derung der nachhaltigen Entwicklung im 
Bergbausektor ins Leben gerufene Orga-
nisation soll u. a. die durch das MMSD-
Verfahren in Gang gekommenen Interak-
tionen und Kooperationen auf globaler 
und regionaler Ebene unterstützen; sie 
wird von hochrangigem Führungsperso-
nal aus den großen Bergbauunterneh-
men geleitet. Als erster Generalsekretär 
wurde Jay Hair verpflichtet, ein renom-
mierter Umweltwissenschaftler und 
-aktivist, der sich zuvor etwa als Präsi-
dent der National Wildlife Federation 
und der International Union for Conser-
vation of Nature and Natural Resources 
                                                         
20 Vgl. ICMM Newsletter, Vol. 1, No. 4, Juli 2002, S. 2 
sowie zum ICMM-Arbeitsprogramm ICMM Newsletter, 




(World Conservation Union) einen Na-
men gemacht hatte. 
• Vom ICMM und der World Conservation 
Union wurde zum (heiklen) Thema „Bio-
diversität und Bergbau“ ein Kooperati-
onsprojekt eingerichtet. 
• In einem weiteren Kooperationsprojekt 
des ICMM und der World Bank sollen 
Maßnahmen und Instrumente zur För-
derung von Anwohnern und Gruppen 
(communities) in Bergbaugebieten entwi-
ckelt werden. 
• Mit der Global Reporting Initiative konn-
te eine Vereinbarung zur Entwicklung 
eines Systems der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung für Bergbauunterneh-
men getroffen werden. 
• Besonders in Regionen, in denen im 
Rahmen des MMSD-Projekts dezentrale 
Kooperationen zustande kamen, haben 
sich vielfältige Interaktionsformen zwi-
schen unterschiedlichen Interessen-
gruppen und Organisationen herausge-
bildet. 
Für ein Verfahren von der außergewöhnli-
chen Dimension des MMSD-Projekts schei-
nen die Erträge auf den ersten Blick recht 
mager zu sein. Bei der Bewertung der Er-
gebnisse sind aber die sehr schwierigen 
Ausgangsbedingungen für die Durchfüh-
rung eines kooperativen Verfahrens in die-
sem Problemfeld zu berücksichtigen: der 
extrem schlechte Ruf des Bergbausektors in 
ökologischer, sozialer und politischer Hin-
sicht; die vielfältigen und massiven Konflik-
te, die hier zu finden sind; die oft feindseli-
gen Konfrontationen zwischen Bergbauun-
ternehmen und bestimmten zivilgesell-
schaftlichen Gruppen sowie die besonders 
großen Herausforderungen des Nachhaltig-
keitsparadigmas gerade für diesen Wirt-
schaftssektor. Vor dem skizzierten Hinter-
grund haben zwischen einer Vielzahl von 
häufig zerstrittenen Stakeholdern koopera-
tiv-kommunikative Interaktionen stattge-
funden, und es sind programmatische und 
institutionelle Maßnahmen angestoßen 
worden, die zuvor als wenig wahrscheinlich 
gegolten hätten. 
Inwieweit diese Ergebnisse eine ausrei-
chende Grundlage bilden, um die ange-
strebten Multistakeholder-Kooperationen 
zu realisieren, bleibt eine empirische Frage, 
die beim gegenwärtigen Stand der Dinge 
nicht beantwortet werden kann.21 Aber 
                                                         
21 „In the end, the real test of our success will be seen 
in the concrete actions that are taken by the various 
interests: companies, government, communities, orga-
nised labour, first nations/Native Americans, non-
schon jetzt ist absehbar, dass aller Voraus-
sicht nach ein langwieriger und mühsamer 
Aushandlungs- und Annäherungsprozess 
zwischen heterogenen Stakeholdergruppen 
durchlaufen werden muss. Dessen Erfolg 
dürfte wesentlich von der Kooperationsbe-
reitschaft und -fähigkeit zivilgesellschaftli-
cher Gruppen abhängen, die in realen Ko-
operationsprozessen in der Regel noch 
stärker in Zwickmühlen geraten als in or-
ganisierten „Meta-Diskursen“ zu generellen 
Problemlösungsstrategien. Die Dilemmata 
zivilgesellschaftlicher Gruppen und deren 
Bedeutung für Multistakeholder-Koopera-
tionen in brisanten Politikfeldern sind 
Thema des folgenden Abschnitts. 
6 Zur (Selbst-)Überschätzung zivil-gesellschaftlicher Gruppen in der globalen Nachhaltigkeits-
kooperation 
In der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik 
korrespondiert die große Wertschätzung, 
die zivilgesellschaftliche Gruppen in der 
öffentlichen Meinung, im politisch-
administrativen System, in internationalen 
Organisationen und zunehmend im Wirt-
schaftssektor erfahren, mit deren eigenen 
hohen Mitwirkungsansprüchen, die sich 
auf nahezu alle Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse richten. Das gilt be-
sonders für transnationale und globale 
Problemlagen. Ihre Demokratisierungsfunk-
tion, die sie durch Problemthematisierung 
und Protestmobilisierung wahrnehmen, 
ergänzen sie immer mehr durch die direkte 
Beteiligung an Problembearbeitungs- und 
Problemlösungsverfahren, bis hin zur ord-
nungspolitischen Mitgestaltung (gover-
nance). 
Haben sie dafür ausreichende und ge-
eignete Kompetenzen und Kapazitäten? 
Aufgrund der Heterogenität der zivilgesell-
schaftlichen Akteursgruppen, die öffentli-
che, lebensweltliche, aber auch gruppen-
spezifische Interessen und Bedürfnisse ar-
tikulieren und vertreten, ist diese Frage 
nicht eindeutig zu beantworten (vgl. Rucht 
2003a, 2003b). Große, landesweit oder in-
ternational tätige Mitgliederorganisationen 
bringen ganz andere Voraussetzungen mit 
als eine locker organisierte lokale „Single-
issue-Bürgerinitiative“ oder Organisationen, 
die sich zu zivilgesellschaftlichen Sprechern 
aufschwingen, ohne erkennbaren Rückhalt 
in der Gesellschaft zu haben. Es bestehen 
erhebliche Unterschiede zwischen den ver-
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schiedenen Organisationen, was die Nähe 
zu ihren gesellschaftlichen Bezugsgruppen 
und die Dichte entsprechender Interaktio-
nen anbelangt (Evans et al. 2002). Gemäß 
dem „Principal-Agent“-Theorem (Pratt/ 
Zeckhauser 1985) sind die „principals“ — in 
diesem Fall: die Anhänger und Mitglieder 
von NGOs — nicht selten diffuse, von den 
„agents“ — hier: den NGOs — konstruierte 
Wertegemeinschaften.22 Damit stellt sich 
aus demokratie- und steuerungstheoreti-
scher wie auch aus Sicht der Kooperations-
praxis die Frage nach der Verantwortlich-
keit (accountability) und Fähigkeit zivilge-
sellschaftlicher Akteursgruppen, Folgebe-
reitschaft (compliance) zu bewirken. Die 
Frage gewinnt an Bedeutung, je größer die 
Drittwirkung, insbesondere der Gemein-
wohleffekt, der kollektiv verbindlichen Ent-
scheidungen ist, an denen sie mitwirken.23 
Sowohl die „Input“- als auch die „Output“-
Legitimation von Entscheidungen (vgl. 
Scharpf 1999, S. 16 ff.) wird hiervon be-
rührt. Entsprechend mehren sich die 
Stimmen, die auf diesbezügliche Schwä-
chen vor allem von „networked global go-
vernance“ hinweisen und in der bloß aus-
geweiteten Beteiligung von NGOs an den 
Verhandlungsprozessen kein Allheilmittel 
zum Abbau der Partizipations- und Legiti-
mationsdefizite der inter- und transnationa-
len Politik sehen (vgl. Ottaway 2001; Ran-
deria 2003). Und schon seit längerem wer-
den die Hegemonie „westlicher“ NGOs und 
deren Interpretationen des Nachhaltigkeits-
konzepts kritisiert (vgl. Brunnengräber 
1997; O’Brien et al. 2000). 
Es steht zu vermuten, dass solche Kritik 
mit steigendem Einfluss der NGOs zuneh-
men und an Breitenwirkung gewinnen wird. 
In der gegenwärtigen, durch hitzige Globali-
sierungsdebatten aufgeladenen Atmosphä-
re, die von Staatspessimismus und Zivilge-
sellschaftseuphorie geprägt ist, werden al-
lerdings in puncto globaler Nachhaltig-
keitspolitik an die NGOs hohe Erwartungen 
geknüpft. Ihre Beteiligung an globalisierten 
Entscheidungsprozessen wird nicht nur 
unter Berufung auf das pluralistische De-
mokratiemodell eingefordert, sondern gilt 
                                                         
22 Für NGOs gibt es, anders als für Produkte, Verfah-
ren, Wirtschaftsunternehmen, sonstige Dienstleis-
tungseinrichtungen etc., kein „Umwelt-Label“ oder 
Zertifizierungssystem, die ein bestimmtes Qualitätsni-
veau verbürgen. Meines Wissens haben die NGOs 
selbst bislang nahezu keine Anstrengungen in diese 
Richtung unternommen. 
23 Diese Problematik verliert in entscheidungsferne-
ren Phasen des Policy-Prozesses an Schärfe, so etwa 
beim Agenda-Setting und bei der Informations- und 
Wissenssammlung. 
als Chance und Garantie für Politiken, die 
Transparenz, Fairness und Gemeinwohl 
befördern. Global betrachtet werden diese 
hohen Werte aber keineswegs einhellig ge-
teilt und sind folglich strittig; das spiegelt 
sich auf der NGO-Seite vielleicht noch deut-
licher wider als im Wirtschaftsbereich. Je-
denfalls eröffnen die Differenzen einen wei-
ten politischen Interpretations- und Hand-
lungsspielraum, dessen Nutzung regional 
und sozial sehr unterschiedliche Auswir-
kungen (Verteilungsgerechtigkeit) haben 
kann. Ob Verteilungsmuster von Belastun-
gen oder Begünstigungen, die aus „dubio-
sen“ Governance-Prozessen mit NGO-Beteil-
igung resultieren, eher als gerecht empfun-
den und akzeptiert werden als die Ergeb-
nisse konventioneller, intergouvernementa-
ler Entscheidungsprozesse, scheint mehr 
als zweifelhaft (vgl. Rohrschneider/Dalton 
2002; Auer 2000).24 Es ist wohl wahr-
scheinlicher, dass mit zunehmender Spür-
barkeit der Verteilungswirkungen von Go-
vernance-Verfahren der fragwürdige Legiti-
mationsanspruch global und transnational 
agierender NGOs, im Namen einer univer-
salen Gerechtigkeitsidee und des (Um-) 
Weltwohls zu handeln, auch außerwissen-
schaftlich stärker thematisiert werden wird. 
Dies sind spekulative Überlegungen, die 
nur einen mittelbaren Bezug zum Beispiel-
fall Nachhaltigkeitskooperation im Berg-
bausektor haben. Das MMSD-Projekt zielte 
nicht auf „global governance“ ab, und nur 
am Rande ging es darum, die Bedingungen 
ihrer Möglichkeit zu eruieren; im Vorder-
grund standen die Erarbeitung einer brei-
ten Wissensbasis zu Voraussetzungen von 
Multistakeholder-Nachhaltigkeitskooperati-
onen und die Initiierung regionaler Koope-
rationsnetzwerke. Für derartige Zwecke 
liegen die allgemeinen Legitimationsanfor-
derungen an NGOs (und andere Akteurs-
gruppen) wesentlich niedriger als bei Ent-
scheidungsverfahren mit Verteilungswir-
kungen. Zudem handelte es sich um ein 
privates Verfahren, womit eine formale Le-
gitimierungspflicht der Verfahrensbetreiber 
und -beteiligten gegenüber der allgemeinen 
Öffentlichkeit entfiel. 
Gleichwohl bestimmten nicht „private“ 
oder verfahrenstechnische Kalküle und 
                                                         
24 Selbst in Deutschland, einem Land mit vergleichs-
weise hohem Umweltbewusstsein, hört einer neuen 
Umfrage zufolge das „Umweltbewusstsein bei immer 
mehr Deutschen beim Geldbeutel auf“. Die Zahlungs-
bereitschaft für umweltfreundliche Produkte sank 
danach bei den Befragten insgesamt von 1998 bis 
2002 um elf Prozent, in der Gruppe der 14- bis 29-





Interessen die Kriterien für die Auswahl der 
Teilnehmer und deren Anreize zur Teilnah-
me. Ausschlaggebend war der Verfahrens-
typ, für den man sich entschieden hatte: 
globaler, interessenbalancierter Multistake-
holder-Dialog. Insofern fand eine quasi-
öffentliche Verpflichtung auf die in solchen 
Verfahren üblichen Standards und Regeln 
statt. Damit waren die Kriterien für die Teil-
nehmerselektion nicht mehr beliebig wähl-
bar, ohne die Zielfunktion des Verfahrens 
zu beeinträchtigen: eine breite Anerken-
nung der Verfahrensergebnisse als Aus-
gangsbasis sowohl für konkrete Nachhal-
tigkeitskooperationen als auch für zukünf-
tige Aktivitäten in Richtung „global gover-
nance“. Wegen des äußerst schlechten Ru-
fes der Bergbauunternehmen in Sachen 
Nachhaltigkeit, sozialer Gerechtigkeit und 
Demokratieverständnis war die Selektion 
von NGOs die hinsichtlich ihrer Öffentlich-
keitswirkung delikateste Maßnahme. Der 
Weg, eine beliebig große Zahl von NGOs zu 
beteiligen, blieb aus Gründen eines erfolg-
reichen Verfahrensmanagements verschlos-
sen: Ab einer kritischen Masse sind Dis-
kursverfahren nicht mehr zu managen; 
außerdem müssen die Teilnehmer (zumin-
dest für die Verfahrensdauer) kooperations-
fähig und -willig sein und insbesondere auf 
strategisches Verhandeln verzichten. 
Im MMSD-Verfahren ergaben sich diese, 
ansonsten schwierig zu schaffenden Vor-
aussetzungen maßgeblich durch den Ver-
fahrensboykott der so genannten kritischen 
NGOs, also ohne Zutun der unmittelbar 
Beteiligten. Dieser Managementvorteil be-
deutet potenziell einen Legitimationsnach-
teil. Das Spannungsverhältnis zwischen 
Legitimations- und Managementerforder-
nissen ist kein Spezifikum des hier behan-
delten Falles, sondern ein Grundproblem 
aller auf freiwilliger Kooperation beruhen-
den Deliberationsverfahren, die auf Aner-
kennung durch Nichtbeteiligte zielen. Es ist 
nicht vorab prinzipiell lösbar. Die Verfah-
rensergebnisse und von ihnen beeinflusste 
Entscheidungen sind daher in aller Regel 
mit demokratietheoretischen Argumenten 
angreifbar. Sie bedürfen deshalb einer zu-
sätzlichen „prozeduralen“ Legitimation 
(„throughput legitimization“) — etwa durch 
eine allgemeine oder fachöffentliche Aner-
kennung, die attestiert, dass die Bedingun-
gen für einen fairen, die zentralen kriti-
schen Argumente berücksichtigenden Dia-
log grundsätzlich gegeben waren. Eine voll-
ständige Remedur ist hierdurch nicht zu 
erwarten: Die Erfahrung lehrt, dass immer 
ein Rest von Kritik an der Verletzung des 
Fairness-Prinzips verbleibt (vgl. Carino 
2003 mit Bezug auf das MMSD-Projekt, 
außerdem Altvater et al. 1997; Dubash et 
al. 2001). 
In der Implementationsphase wird sich 
zeigen, wie weit der vage globale Nachhal-
tigkeitskonsens, der überwiegend von den 
großen, gut organisierten und international 
aktiven NGOs aus dem „Norden“ auf höhe-
ren Ebenen mitgestaltet wird, auf den nati-
onalen und lokalen Handlungsebenen trägt. 
Dort stößt der Konsens auf konkrete und 
sehr unterschiedliche Interessenlagen. Hät-
ten sich die am globalen MMSD-Dialog be-
teiligten Umweltorganisationen (speziell 
Friends of the Earth International) durch-
gesetzt, wäre das im Endbericht formulierte 
Nachhaltigkeitskonzept noch „ökologielasti-
ger“ ausgefallen. Das hätte die ohnehin 
unvermeidlichen Konfliktpotenziale zwi-
schen den heterogenen, auch soziale und 
ökonomische Interessen vertretenden NGOs 
in den konkreten Handlungsfeldern vergrö-
ßert. Die NGOs „vor Ort“ haben meist eine 
engere räumliche Problem- und Hand-
lungsperspektive als primär national oder 
international agierende NGOs, wenn es um 
den Umgang mit Folgelasten aus Entschei-
dungen geht, die einem kosmopolitischen 
Equity-Prinzip (internationale und interge-
nerative Gerechtigkeit) verpflichtet sind. 
Ihre handlungsbezogene Gemeinwohlorien-
tierung ist eher lokal als global.25 Die Prä-
misse „lokal denken, global handeln“ ge-
winnt gegenüber dem Slogan „global den-
ken, lokal handeln“ an Relevanz. Insofern 
werden die Kompetenzen und Kapazitäten 
zivilgesellschaftlicher Gruppen zur Lösung 
globaler Problemlagen in der Nachhaltig-
keitspolitik häufig überschätzt (Rohr-
schneider/Dalton 2002, S. 528 ff.).26 Die 
Annahme, NGOs könnten relativ problem-
los die legitimationsstiftende und konflikt-
lösende Brücke von „global governance“ zu 
lokalen Politikfeldern bilden, ist vor diesem 
Hintergrund wenig realistisch. Das schmä-
lert aber nicht die große Bedeutung, die 
NGOs als Vertreter zivilgesellschaftlicher 
                                                         
25 Bei den lokalen Agenda-21-Aktivitäten in den In-
dustrieländern spielt beispielsweise die Dritte-Welt-
Problematik häufig nur eine untergeordnete Rolle (vgl. 
Lafferty/Eckerberg 1998). 
26 Das erinnert an veraltete Konzeptionen in der 
Umweltpolitikanalyse, wo anhand eines einfachen 
Subsystemmodells (Wirtschaft, Staat, Zivilgesellschaft) 
vermeintlich homogene subsystemare Interessenlagen 
konstruiert wurden. Dies erwies sich für alle drei Sub-
systeme als kontrafaktische Annahme. So zeigte sich 
beispielsweise, dass Kleinund Mittelbetriebe verglichen 
mit Großunternehmen und multinationalen Unter-
nehmen sehr unterschiedliche Problemkonstellationen 




Interessen und Advokaten eines universa-
len Gerechtigkeitsprinzips im globalen 
Nachhaltigkeitsdialog haben. Ohne ihr En-
gagement würden ökologische und soziale 
Aspekte sowie die Dritte-Welt-Problematik 
zweifellos erheblich weniger Aufmerksam-
keit finden. Das gilt nach meinen Beobach-
tungen auch für das MMSD-Projekt. 
7 Resümee 
Sektorübergreifende Nachhaltigkeitskoope-
ration unter Einbeziehung zivilgesellschaft-
licher Organisationen nimmt weltweit auf 
allen Ebenen zu, unbeeinflusst von der 
ebenfalls wachsenden Kritik an der Legiti-
mation dieser Gruppen aus demokratie-
theoretischer Sicht. Es gibt zwei gegensätz-
liche Stoßrichtungen der Kritik. In der 
schwächer vertretenen Argumentationslinie 
wird generell eine ausreichende Legitima-
tion von NGOs infrage gestellt, an Entschei-
dungen mitzuwirken, die spürbare Folgen 
für eine Vielzahl von Nichtbeteiligten in 
„fernen Orten“ haben können. In den Augen 
der Mehrheit tragen NGOs hingegen ent-
scheidend zur Legitimation kooperativer 
Verfahren bei; dementsprechend wird von 
dieser Seite die unzureichende Beteiligung 
von NGOs einschließlich ihrer geringen 
Mitgestaltungs- und Entscheidungsrechte 
kritisiert. In vielen Fällen ist dies eine 
zutreffende Situationsbeschreibung, aber 
die legitimatorischen Schlussfolgerungen 
sind dort fragwürdig, wo die NGOs unab-
hängig von den Betroffenen agieren, als 
deren Sprecher sie auftreten. Die Auswei-
tung und Stärkung der NGO-Beteiligung 
erhöht zwar die Aussichten, dass ökonomi-
sche Partikularinteressen relativiert wer-
den; sie bietet aber keine Gewähr für 
demokratisch legitimierte Entscheidungen 
(vgl. Scholte 2002, S. 294 ff.). 
Für den Versuch, die Problemlösungs-
potenziale von Multi-Stakeholder-Koopera-
tionen in der Nachhaltigkeitspolitik frucht-
bar zu machen, ist diegegenwärtige Über-
schätzung der NGOs als Garanten von 
Geist und Inhalt des Nachhaltigkeitskon-
zepts hinderlich. Sie sind per se weder au-
thentische Repräsentanten aller zivilgesell-
schaftlichen Interessen noch allein deshalb 
Vertreter einer nicht-partikularistischen 
Gemeinwohlidee, weil sie keine ökonomi-
schen Ziele für ihre Bezugsgruppe verfolgen 
und sich für die Belange von Nichtmitglie-
dern einsetzen. Dementsprechend sind kol-
lektiv verbindliche Entscheidungen, die aus 
kooperativen Governance-Prozessen resul-
tieren, demokratietheoretisch nur legiti-
mierbar, wenn insbesondere die in ihren 
Werten, Präferenzen und Interessen negativ 
Betroffenen auf die Verfahrensergebnisse 
Einfluss nehmen können. Die Vorausset-
zungen für demokratisch legitime Ent-
scheidungen (Verantwortlichkeit, Zure-
chenbarkeit, Transparenz, distributive Ge-
rechtigkeit etc.) können durch erweiterte 
NGO-Beteiligung verbessert, aber nicht 
ersetzt werden. 
Vor diesem Hintergrund kann das be-
schriebene MMSD-Verfahren als demokra-
tietheoretisch unbedenklich und politisch 
realistisch beurteilt werden, obwohl sich in 
dem kooperativen „globalen Dialog“ nur ein 
kleiner Ausschnitt aus dem breiten Spekt-
rum von Kritikern des Bergbausektors wie-
derfand: 
• Das Verfahren zielte nicht auf kollektiv 
verbindliche Entscheidungen, sondern 
auf ein disponibles Handlungsrahmen-
konzept, das die Bedingungen der Mög-
lichkeit systematischer Nachhaltigkeits-
kooperationen ermitteln sollte. 
• Das Verfahren „segelte nicht unter fal-
scher Flagge“; es maßte sich keine hö-
herwertige Legitimation als ein „partizi-
pativer Diskurs“ gegenüber konventio-
nellen Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozessen an. 
• Direkte oder indirekte Exklusions-
mechanismen waren nicht feststellbar. 
Kritiker wurden weder ausgeschlossen, 
noch lässt sich ihr Fernbleiben durch 
unzumutbare Teilnahmebedingungen — 
gemessen an den Standards deliberativer 
Verfahren — erklären. 
• Im Verfahren wurden aktiv Kritikrecher-
chen betrieben (Konsultationen, Work-
shops, Analyseaufträge an unabhängige 
Institutionen, Internet-Forum etc.), um 
ein vollständiges Bild von den dunklen 
Seiten des Bergbausektors zu bekom-
men. 
• Im Unterschied zu anderen Fällen von 
„global governance“ in der Umwelt- oder 
Nachhaltigkeitspolitik erfolgte eine sys-
tematische Verkoppelung des globalen 
Dialogs mit den regionalen und natio-
nalen Akteursebenen („Politiknieder-
schlagsgebiete“), die von möglichen Fol-
gehandlungen besonders betroffen wer-
den. 
Ein realistisch-effektorientiertes, den Weg 
zu Problemlösungen ebnendes Verfahren 
war es insofern, als von Beginn an nicht der 
Anspruch erhoben wurde, einen partizipa-
tiv-demokratischen Diskurs im idealtypi-




breiten, heterogenen und unübersichtlichen 
Konfliktfeld (Bergbau und Nachhaltigkeit in 
globaler Sicht) wäre ein nach diesem Ideal 
gestaltetes Dialogverfahren zum Scheitern 
verurteilt gewesen. Aufgrund der großen 
Zahl und Vielstimmigkeit der NGOs im glo-
balen Handlungsfeld Nachhaltigkeitspolitik 
ist jede Selektionsregel mehr oder minder 
willkürlich und damit strittig. Die Hinnah-
me einer „zivilgesellschaftlichen Lücke“ im 
Teilnehmerspektrum war so gesehen kein 
Verfahrensdefizit, sondern Erfolgsbedin-
gung. Nachhaltigkeitskooperation als ein 
Ansatz unter anderen, die bekannten 
Schwächen konventioneller Politikformen 
unter Globalisierungs- und Nachhaltig-
keitsbedingungen zu mindern, wäre sonst 
aussichtslos. 
Die Chancen für einen breiten (begrenzt 
inkrementalistischen) politischen Lernpro-
zess der Nachhaltigkeitskooperation im 
krisenhaften und vermachteten Bergbau-
sektor sind ohnehin weniger von der stark 
normativ aufgeladenen „NGO-Frage“ ab-
hängig als von den Risikokalkülen der am 
Verfahren beteiligten Unternehmen und 
ihrer Unterstützer in anderen Institutionen. 
Es ist nicht auszuschließen, dass das Ver-
fahren aus Unternehmenssicht sozusagen 
die „Büchse der Pandora“ geöffnet hat und 
in Anbetracht der deutlich gewordenen 
Voraussetzungen und Schwierigkeiten von 
Nachhaltigkeitskooperation den beteiligten 
Unternehmen zu riskant erscheint. Dies 
spräche für die Unabhängigkeit und Quali-
tät des Verfahrens, unterstriche aber 
zugleich dessen Grenzen: auf Macht basie-
rende Interessenkalküle nicht fundamental 
beeinflussen zu können. In solchen Fällen 
sind die Einflussmöglichkeiten schwacher 
Staaten selbst noch so starken Argumenten 
aus Deliberationsverfahren nach wie vor 
überlegen, gleich wie privilegiert die Rolle 
von NGOs in ihnen war. 
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There is a growing body of literature on the 
shift from government to governance at the 
local level and on related reforms of local 
government (see e.g. Le Galés 2002; John 
2001; Kersting/Vetter 2003).1 Beside these 
issues of newly formed horizontal governing 
activities (at the local level), more and more 
attention is being paid to vertical govern-
ance arrangements in which cities are or 
could be involved. On these vertical dimen-
sions, it is argued that the ongoing process 
of globalization is presenting new chal-
lenges as well as new opportunities for cit-
ies. Cities are challenged with a new kind of 
competition, but some of them also gain 
new opportunities as nodal points of differ-
ent kinds of societal exchange (see e.g. Sas-
sen 1991; Savitch/Kantor 2002, and with a 
more sceptical view Beauregard/Pierre 
2000). Furthermore, it is argued that Euro-
pean cities gain new room for political ma-
noeuvre because the process of Europeani-
zation implies an opening up of a political 
sphere as a result of which traditional 
structures of domestic policymaking (or 
domestic vertical power relations) can — at 
least partly — be bypassed or in which a 
new multi-level game can be played by cit-
ies (see e.g. Kern 2001, Le Galés 2002, 
Carmichael 2005). 
This paper tries to address this issue by 
outlining some answers to the following 
questions: (i) How far can cities or organiza-
                                                         
1 The authors benefited greatly from fruitful com-
ments by members of the CITTA network (Cities as 
International and Transnational Actors; funded by the 
European Science Foundation and directed by Chris-
tian Lefèvre) as well as by colleagues from the Centre 
for Urban Studies, School for Policy Studies, Bristol 
University.  
 The empirical work for this paper is based — apart 
from the EU level — on three country studies, France, 
Germany and the United Kingdom. Stefan Niederhaf-
ner undertook these studies supported by the Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung and the 
Hans Böckler Stiftung. 
tions representing them influence policy-
making within the multi-level system of the 
EU? More precisely, which role can cities 
and their organizations play in decision-
making processes, and which role can they 
play in the implementation of EU legisla-
tion? (ii) How do cities organize their activi-
ties when wishing to become politically in-
fluential in the EU policymaking process? 
More precisely, how do different organiza-
tional arrangements influence their effec-
tiveness as a part of the EU governance 
system? 
Section one of this paper will address the 
first issue by analysing if there are specific 
points of access to the EU institutions for 
actors from the local level, and how cities 
can utilize them. The second section re-
flects on the questions concerning the abili-
ties of cities and their organizations to co-
operate, to mediate interests internally and 
to co-ordinate their activities in the multi-
level system of the EU. It is based on an 
analysis of two pan-European organizations 
of cities, the Council of European Munici-
palities and Regions (CEMR) and Euroci-
ties.2 Finally, in the third section some con-
clusions on the presented results will com-
plete the paper. 
 
                                                         
2 The decision to focus on these two organizations, 
although there are many other such European asso-
ciations, is based on the fact that the CEMR and 
Eurocities are the only ones with a general approach; 
the others, by way of contrast, focus on specific sec-
tors or regions (Bulkeley et al. 2003; Kern 2001). 
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1 Cities in the multi-level system of EU policymaking 
1.1 Cities and their organizations at 
the EU level 
What role do cities and organizations repre-
senting them play in agenda setting and 
decision making at the EU-level and how do 
they relate to the core institutions of the 
EU, the Commission, the European Parlia-
ment and the Council?3 
Direct contacts to the Council are hard to 
establish for the local level due to the spe-
cific character of this institution: The 
Council is — beyond the small administra-
tive core apparatus in Brussels — an insti-
tution composed of the governments of the 
member states to fulfil the tasks defined by 
the treaties, viz. reconciling the distinct 
intentions and powers of member states. 
Albeit not losing sight of common objec-
tives, member state representatives are 
more focussed on defending and pursuing 
national interests. As national interests 
prevail in the Council, it is crucial for 
member states’ representatives to be aware 
of divergent national or domestic interests. 
Contacts to cities and their organizations 
can become important for reflecting and 
defining these interests, insofar as concerns 
expressed in domestic discourses can 
hardly be ignored. Furthermore, represen-
tatives of national governments can be re-
ceptive to interests pursued by cities 
and/or their organizations when they are 
similar with their own positions. For in-
stance, this has been the case in the debate 
on “services of general interest” where local 
governments have been effectively articulat-
ing their concerns in domestic debates 
about “liberalization” and have influenced 
the position of national governments (espe-
cially in France and Germany). As a result 
the revised version of the related directive 
(2004/18/EC) takes into account more 
clearly social and environmental standards 
than did the earlier EU legislation in 1992 
and 1993, and reflects such standards in 
the conditions for tendering (Art 26). Fur-
                                                         
3 The Committee of the Regions (CoR) was not con-
sidered, although it was established to bring the sub-
national level in, because it is restricted to a consulta-
tive role. Furthermore it is, more an instrument for 
regions to express their interests and policy positions 
than for municipalities (see e.g. Schneider 2004). In-
terviews in France, Germany and the U.K. underlined 
that municipalities perceive the CoR as too weak and 
clearly dominated by regions whose interests differ 
from the local level. 
thermore, the local level is explicitly men-
tioned (Art. 27). 
In this way contacts mediated by repre-
sentatives of individual national govern-
ments are playing a role for cities when 
trying to influence the negotiation and the 
final decision on EU legislation. But in this 
respect cities and the organizations repre-
senting them act like “traditional” interest 
groups (such as business/employer organi-
zations) which habitually lobby national 
governments in order to influence Council 
decisions and hence policy development at 
the EU level (see e.g. Streeck 1995; Bouwen 
2001; Bouwen 2004: 356-361; Streeck et 
al. 2005). 
The Commission has a central role in the 
EU legislative process due to its formal 
right to initiate legislation and thus for its 
responsibility for the drafting of legislative 
proposals. The drafting of proposals re-
quires a substantial amount of expert 
knowledge. Often, legislation has to be de-
veloped from scratch. Particularly for new 
legislative proposals quite specific policy 
expertise is indispensable. However, as the 
Commission is a relatively small and per-
manently understaffed bureaucracy, there 
is often no capacity for hiring new special-
ists. It is therefore dependent on external 
resources in order to obtain the necessary 
expertise (Bouwen 2001: 25-26). Cities and 
the organizations representing them can 
play a crucial role in providing the Com-
mission with information, expertise and 
strategies. While technical expertise could 
be provided, at least theoretically, by one 
city, European organizations of local au-
thorities can provide more. Aggregating 
interests at the transnational European 
level, certain local government organiza-
tions can be an important possibility to 
generate legitimacy for and increase the 
acceptance of the Commission’s initiatives. 
Concerning the quality of legitimacy, the 
local government organizations are distinct 
from other interest groups. As elected gov-
ernment bodies nearest to the people, they 
are able to express the interests and con-
cerns of the broad citizenry and do not rep-
resent just the concerns and demands of 
certain (self-interested) stakeholders.  
Furthermore, and regarding expertise, 
cities can point to their crucial role in the 
implementation of much EU legislation. 
They can — and do — argue that they not 
only know what is politically and socially 
appropriate (and acceptable) but also what 
is technically feasible in respect to particu-
lar policy objectives/programmes. 
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Acknowledging these points, the Com-
mission introduced in 2004 the so called 
“systematic dialogue” with local government 
organizations to “involve regional and local 
actors — via European and national asso-
ciations of regional and local authorities — 
by giving them the opportunity to express 
their views on the European policies they 
help to implement before the formal deci-
sion-making processes start (and) to ensure 
a better understanding of the policy guide-
lines of the EU and European legislation, 
thereby making the activities of the Union 
more transparent and meaningful to the 
public” (COM 2003: 3). The “systematic 
dialogue” facilitates access to the Commis-
sion in addition to the already existing rou-
tes and applies exclusively to local and re-
gional government organizations.  
The European Parliament’s role in the 
Community’s legislative procedure has in-
creased from having, initially, only a limited 
consultative role to co-operative competen-
cies. In some policy areas, these powers 
have reached the level of co-decision with 
the Council of Ministers (see for an overview 
Maurer 2002: 120-130 and Rittberger 
2003). However, it is the Parliament’s task 
to make amendments to proposed legisla-
tion and to take decisions (Kreppel 1999). 
In fulfilling this function, the members of 
the European Parliament (MEP) need in-
formation that helps them to assess legisla-
tive proposals put forward by the European 
Commission. This information can be and 
is often provided by cities and the organiza-
tions representing them.  
But not only specific knowledge needs to 
be on hand. Additionally information is re-
quired which secures the formation of inter-
party coalitions to safeguard influence in 
the negotiations between the Commission, 
the Council and the EP (see Maurer 2002: 
146-148, 199). This is predominantly the 
case in the co-decision-making procedure 
where “the Parliament, acting by an abso-
lute majority of its members, has the power 
to propose amendments to the Council’s 
common position, or to reject it” (Green-
wood 1997: 47). Important organizational 
forms to build such coalitions are the so-
called “Intergroups” of the EP that are sup-
ported by a multitude of actors 
(Judge/Earnshaw 2003: 198-199), includ-
ing representatives from cities.  
This points to a particular function of 
the European Parliament within the EU 
system. Although the selection of candi-
dates for the European Parliament is still 
strongly based on national parties (see Nor-
ris 1997) and although the EP is a place for 
party mediated representation, it has be-
come a forum for articulating positions 
generated by a broad spectrum of organiza-
tions operating at supranational level as 
well as by local actors (for contacts between 
MEPs and interest groups, see Wessels 
1999: 109-112). These contacts are impor-
tant for MEPs to perform their role at the 
European level. Especially in cases where 
cities and their organizations try to influ-
ence actors at all different layers of the 
European multi-level system, like the EP, 
national governments and domestic parlia-
ments, in order to push for or block a pro-
posed piece of legislation, a public dis-
course can arise. Cities join forces in these 
debates with parties and party fractions 
across the different political groups of the 
EP or wings of them. This has clearly been 
the case in the debate on subsidiarity in 
general and the role of municipalities in 
particular. 
Furthermore, cities can be important for 
MEPs to create and to retain links with 
their electorate back home (apart from their 
national parties) because they can provide 
information about domestic political issues 
and public discourses.4 By relying on con-
tacts with domestic actors and on informa-
tion about debates on particular issues “at 
home”, MEPs can increase their independ-
ence from national party politics, which is 
important for performing their role in the 
EU context — not least in building issue-
related coalitions in the EP.  
It is thus possible to argue that the 
European Parliament is increasingly devel-
oping the function of a “deliberative dis-
course forum” (e.g. Maurer 2002: 385.). The 
loose coupling of the arenas of parliamen-
tary debates and of public discourses is 
crucial for the “argumentative influence” of 
cities. This has been reinforced by the 
growing (co-)decision competences and the 
related veto or bargaining potential of the 
EP (Wessels 1999: 108-109).Therefore, 
where cities and their representative or-
ganizations join forces with members of the 
EP and where the latter support the argu-
ments of the former, “argumentative power” 
(tried to be) expressed by cities and organi-
zations representing them is complemented 
by bargaining power of the European Par-
liament or, more precisely, organized 
groups of MEPs. 
                                                         
4 For the weakening ties between MEPs and their 
domestic parties see Maurer 2002: 199. 
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1.2 Cities and their role in implement-
ing European legislation 
Cities not only exercise influence at the EU 
level in respect to legislation. EU legislation 
has to be transformed into domestic law. 
And cities are relevant actors when it comes 
to implementing and applying this legisla-
tion. 
First of all one has to be aware that EU 
legislation has to be transformed into do-
mestic law. This is true not only for EU di-
rectives which are (just) framework legisla-
tion, but also for EU regulations which have 
formally a direct legally binding imperative 
on the member states. The rationale behind 
this is that the political and legal systems of 
the different member states have to be 
taken into account. This scheme of frag-
mented policymaking is a precondition for 
achieving governability in the EU.5 It im-
plies that decision-making processes on EU 
legislation do not end at the EU level, since 
it requires the transposition of EU legisla-
tion into domestic law at the national level. 
Here campaigns and lobbying of actors like 
cities can be crucial to the final policy out-
put. A prominent example of this is the 
transposition of the partnership principle of 
the EU structural funds directives into na-
tional rules which vary widely between 
member states (see Heinelt et al 2005: 270-
277). This example also highlights how im-
portant alliances between the Commission 
and local government have been (in some 
countries, particularly the UK) in support-
ing the role of the local level in conflicts 
with national governments.  
However, local governments not only ful-
fil an important role of partners with the 
Commission in political struggles with na-
tional governments about a certain mean-
ing of directives when it comes to their 
transposition into domestic law. Cities can 
also act as “watchdogs” for the Commission 
insofar as they can provide the Commission 
with information about the implementation 
process, or, more precisely, about the “pro-
per” application of rules. In this respect 
cities can assume the role of a functional 
equivalent of monitoring agencies for the 
Commission. This function is not only im-
portant for the Commission, but can be 
mutually rewarding for both parties. Be-
                                                         
5 This is shown with reference to the structural 
funds and domestic regional policy by Heinelt et al. 
2003 and Heinelt et al. 2005: 294-297 and to the “Eco-
Management and Audit Scheme — EMAS” in the field 
of environment policy by Heinelt/Smith 2003. These 
are examples where EU regulations have to be applied 
in the member states. 
cause of their interaction with the Commis-
sion, cities can gain political importance in 
the domestic context, for instance in con-
flicts with national government about what 
constitutes a “proper” application of EU 
legislation. 
2 Different forms and logics of collective action by cities in multi-level systems 
Following from the argument in the above 
section it can be stated that, with the pro-
gress of European integration, the local 
level is provided with more opportunities to 
push its interests in the multi-level system. 
In principle each individual city could make 
use of that, but in practice it is difficult for 
a single city to lobby successfully at the 
European level (not to mention the high 
costs of a permanent representation in 
Brussels)6. This leads to collective actions 
under the umbrella of European local gov-
ernment organizations. A closer look at two 
of these organizations will provide some 
insight into the potential of local level ac-
tivities in the European multi-level system. 
2.1 Two examples of Europeans local 
government organizations 
The Council of European Municipalities and 
Regions (CEMR) 
The CEMR was founded in 1951 by repre-
sentatives of local authorities from five 
European countries, namely Belgium, 
France, Germany, Italy and Switzerland, as 
a non-profit association under French law 
headquartered in Paris (AICCRE 1995: 29). 
The core of the movement was French-
German town twinning. From the begin-
ning, the CEMR was a political organiza-
tion; the main goal was to foster the peace-
ful development of a unified Europe on the 
basis of local democracy and local cross-
border cooperation. The CEMR is not lim-
ited to the EU. Municipalities from all coun-
tries accepting the Council of Europe’s de-
mocratic standards are welcome. In Febru-
ary 2005 the CEMR represented via its 46 
national member associations more than 
100,000 municipalities from 33 countries.7 
Therefore, very small rural villages as well 
as big metropolises are organized by the 
CEMR. 
                                                         
6 Among the registered local or regional authority 
representations in Brussels there are only a few single 
city offices (see CoR 2004). 
7 <http://www.ccre.org/membres_en.htm>, 20.2.05. 
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Although the CEMR worked suprana-
tionally right from the beginning, the deci-
sion was taken to create national sections 
within it (AICCRE 1995: 29). Their main 
task was to bridge the gap between individ-
ual municipalities and the supranational 
level. This decision, opposed by the German 
representatives and supported by the 
French, continues to shape the organization 
today. It causes that the CEMR is an inter-
national umbrella association of national 
local government associations insofar as its 
internal structure is dominated by the rep-
resentation of these organizations and their 
interests. In most countries, like Germany, 
France and the UK, the results of local elec-
tions determine, together with regional cri-
teria, the composition of the delegation sent 
to the organs of CEMR.8 This favours the 
formation of partisan positions if not party-
oriented fractions. 
The national sections of the CEMR are 
quite different. The Association Française 
pour le Conseil de Commune et Régions 
d’Europe (AFCCRE), for instance, is an as-
sociation under French law and has a 
membership of more than 1800 single mu-
nicipalities. Its office in Orleans has a staff 
of about 20 people and its operational costs 
are completely funded by fees from its 
members. Its main body is the General As-
sembly, which elects a Board of Directors of 
over 70 members, including an AFCCRE 
Presidency (AFCCRE 2002). Almost the op-
posite applies in the UK. The Local Gov-
ernment International Bureau (LGIB) is run 
as a company limited by guarantee. It has 
only two collective members: the Local Gov-
ernment Association for England and Wales 
(LGA) and the Northern Ireland Local Gov-
ernment Association (NILGA). The London 
office comprises around 30 employees, and 
is almost completely financed by the na-
tional government. The LGIB’s leading body 
is the Board of Directors. It has seven 
members, six of them are drawn from the 
LGA's European and International Affairs 
Executive, and the seventh is appointed by 
the NILGA.9  
One task of the national sections is to 
appoint the delegations for the CEMR’s As-
sembly of the Delegates, based on the 
population of their home country. The As-
sembly of Delegates is the highest-ranking 
body of the CEMR (CEMR 1997: Art III). It 
                                                         
8  This led after the last local election in the UK to a 
switch from a Labour to a Conservative dominated 
delegation. 
9 <http://www.lgib.gov.uk/whatis/>, 10.9.04 
gathers every three years, decides upon the 
main policy objectives and elects the Policy 
Committee from among its members. Again 
the statutes strictly regulate the represen-
tation of each country in this body. The 
Policy Committee is the main governing 
organ of the CEMR and gathers two times a 
year. It decides how to realize the Assembly 
of Delegates’ decisions, and elects from 
among its members the Presidency and the 
Executive Bureau. The latter is responsible 
for carrying out decisions of the Policy 
Committee. Its 12 members meet as neces-
sary and the Secretary General and his 
office support their work. The President, 
part of the Executive Bureau, is responsible 
for the external representation of the CEMR 
(CEMR 1997: Art. III-Art. X).  
Acknowledging the growing importance 
of the EU for the local level a branch office 
in Brussels was already established in 
1969. With the ongoing progress of the 
European integration the Brussels office 
became of greater importance. In relation to 
the political work of the CEMR it has in the 
meantime outranked the Paris headquarter. 
Another change happened in 1992 (i.e. in 
the same year as Eurocities opened its of-
fice; see below), when several CEMR issue-
related committees were established (cur-
rently 14). They are, like the Committee on 
the Environment, the Working Group on 
Cohesion Policy and the Working Group on 
Public Services and Procurement10, work-
ing on specific, current issues relevant for 
local policies and linked to EU policymak-
ing. The active members of these commit-
tees are mainly senior officers and (techni-
cal) experts from the national member as-
sociations. The working groups are plat-
forms for exchanging different opinions and 
for working on common positions. They 
meet three or four times a year, arranged 
by the secretary general. Each committee 
has a responsible policy officer. Addition-
ally, conferences are organized, where offi-
cials from the EU institutions as well as 
other relevant experts are invited. To foster 
a close relation to EU policymaking, the 
working groups participate in various of the 
EU Commission’s Committees of experts.11  
There is a range of ways in which a pol-
icy idea becomes a formal position of the 
CEMR. However, a general pattern can be 
                                                         
10 See CEMR (2002) and <http://www.ccre.org/com 
missions_et_groupes_de_travail_en.htm>, 11.11.04. 
11 For instance, the Working Group on the Environ-
ment was a member of the “EU-Commission Expert 
Group on the Urban Environment” and the EU Com-
mission’s Recycling Forum (CEMR 2002). 
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identified. The bureaus of the national sec-
tions as well as the Secretary General bring 
together the policy positions of local au-
thorities and process them into draft policy 
papers. While at this stage the national 
sections produce positions, the Secretary 
General starts to aggregate single national 
positions into a common transnational one. 
Furthermore, the issue-related committees 
are of growing importance. As platforms for 
the exchange of information and negotia-
tions about specific policy objectives, they 
support the Secretary General in his work 
to draft a common position. Subsequently 
these policy papers go via the Executive 
Bureau to the Policy Committee, “who may 
modify or even annul them” (CEMR 1997: 
Art. X.4). In exceptional cases, if the Policy 
Committee acknowledges a draft as of su-
perior importance, it transmits the docu-
ment, mostly after another revision by the 
Secretary General, as a draft resolution to 
the Assembly of the Delegates. 
The Policy Committee and in certain 
cases the Assembly of Delegates are crucial 
(as filters) for determining CEMR’s final 
policy positions. On the one hand, this 
leads to a high legitimation of commonly 
agreed positions by the CEMR because the 
members of these bodies are elected office-
holders representing almost all European 
municipalities. On the other hand, the pol-
icy documents being taken through the 
internal decision-making process of the 
CEMR are expressing usually the lowest 
common denominator of the broad and di-
verse spectrum of local authorities (from 
Europe’s smallest villages to its biggest cit-
ies) — not to mention the time this process 
takes. This can lead to apparently contra-
dictory outcomes. A good example is the 
CEMR position paper on the reform of the 
EU Cohesion policy (i.e. the structural 
funds). In this paper it is stated that “a 
greater emphasis on rural development is 
essential after 2006”. But this statement is 
directly followed by the demand that “the 
EU should pay greater attention to … urban 
areas as engines of growth” (CEMR 2002a: 
3-4). 
As well as lobbying, the implementation 
of EU policy is also supported by the 
CEMR. This happened for example in the 
case of the regulation on the Eco-Man-
agement and Audit Scheme — EMAS (EEC 
The CEMR
44 National Sections





and the offices in Brussels and Paris
 
Figure 1: Organizational structure of the CEMR (Nov. 2004) 
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1836/93) and its revision in 1999 through 
workshops and publications.12 
Although the activities of the CEMR are 
clearly focussed on the supranational level 
and increasingly the EU institutions, it is 
also able to “jump scales” when the focus of 
a policy process moves to national arenas. 
This is done by activating its member or-
ganizations as in the case of the negotia-
tions about the Constitution Treaty. After 
the Convention had presented the draft 
treaty which included several sections ac-
knowledging the importance of subsidiarity 
and the role of local government (i.e. Con-
stitution Treaty 2004 Art. I-11-3 or Art. I-
47-2)13, the CEMR appealed to its member 
organizations, i.e. the national local gov-
ernment organizations, to lobby “their” gov-
ernments because the next stage was the 
Intergovernmental Conference leading fi-
nally to the ratification of the Treaty in 
Rome by the governments of the EU mem-
ber states. 
Eurocities 
The origin of Eurocities was a group of six 
so called “second cities”, i.e. second in the 
national hierarchy of cities after the capital 
city — namely Barcelona, Birmingham, 
Frankfurt am Main, Lyon, Milan and Rot-
terdam. At the Cities as Engines for Eco-
nomic Growth conference in Rotterdam in 
1986, these cities, already close linked 
through several town twinnings, decided to 
build up a network for better coordination 
of their EU-related activities and the ex-
change of information. In 1991 the cities 
received funding from the EU RECITE Pro-
gramme14 and in the same year they de-
cided to establish a formal association 
called Eurocities at a meeting in Birming-
ham (DIfU 1995: 25, 29). The association 
was based in Brussels and equipped with 
its own office in order to facilitate the ex-
change of policy expertise between cities 
and to form a link to the EU institutions. 
The office was opened in 1992, and shortly 
afterwards the first members joined the 
organization. From the beginning Eurocities 
was designed transnationally, and national 
                                                         
12 Further information at <http://www.ccre.org/ 
champs_activites_detail_news_en.htm?ID=311&idca= 
3114>, 11.11.04. 
13 It should be noted that the chairman of the Con-
vention, Valerie Giscard d’Estaing, was also President 
of the CEMR. 
14 RECITE — REgions and CITies for Europe, 1989-
1994. An EU Commission programme to foster eco-
nomic and social cohesion by supporting transnational 
cooperation between cities and regions. More details at 
<http://ica.cordis.lu>, 18.2.05. 
sections were not established within the 
organization. The direct participation of the 
cities in the network’s activities remains the 
main principle of the organization. The 
number of cities included has developed 
rapidly leading to a membership of 118 
Cities in 2004.15 There are two conditions 
for becoming a member: A city must have 
more than 250,000 inhabitants and a de-
mocratically elected government structure 
(Eurocities 2002). Although Eurocities has 
members from outside the EU, its work is 
clearly concentrated on EU policies. 
Every member (i.e. every city) has one 
vote at the Annual General Meeting (AGM), 
which takes place each November, organ-
ized by one of the member cities. The AGM 
is the highest body of Eurocities (Eurocities 
1997: Art. 17). It elects from among its 
members an Executive Committee (ExCom) 
and the President. The latter chairs the 
meetings and is responsible for the external 
representation of the organization. The 
main governing organ of Eurocities is the 
ExCom, currently consisting of 12 member 
cities.16 The ExCom members serve for 
three years; every year four seats are up for 
election. It meets normally twice a year and, 
following the AGM’s general decisions, de-
cides upon the political and financial affairs 
of Eurocities. Furthermore, it appoints a 
Chief Executive Officer, who is the head of 
the Brussels office, staffed with 25 people 
(Eurocities 1997, Eurocities 2003). 
Besides the ExCom (with its general re-
sponsibilities) Eurocities has six thematic 
committees, in which interested member 
cities can take part. These thematic com-
mittees are permanent and led by one city, 
elected for a three years term. The leading 
city runs, supported by a policy officer from 
the Brussels office, the operational busi-
ness of the committee, including around 
four meetings a year. For example, the En-
vironment Committee is headed by Den 
Haag and has some 60 members, the Eco-
nomic Development Committee, headed by 
Glasgow has 50 members, and the Social 
Welfare Committee, headed by Malmö, has 
30 members.17  
For working on detailed topics and pro-
posals, the thematic committees are, with 
50 or more members, still too big. Therefore 






.html>, 18.2.05 and <http://www.cor.eu.int/docu 
ment/activities/eurocitiesen.pdf>, 18.2.05 
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working groups are set up. If a city is inter-
ested in a specific urban issue, e.g. a local 
employment programme, it searches for 
partners within the relevant thematic com-
mittee. From among these partners one city 
takes the lead, organizes the cooperation 
within the working group and aims to rec-
oncile the individual positions. The working 
groups are much smaller than the thematic 
committees, on average about 10 cities, and 
not permanent. In March 2004 around 50 
working groups were operating within the 
Eurocities’ network. 
The working groups are also the basic 
mechanisms for the development of com-
mon policy positions of Eurocities. The par-
ticipating cities provide their input. The 
lead city collects it, prepares a working 
group position paper and presents the re-
sult to the relevant thematic committee. 
The latter decides whether the paper is 
mainly of technical concern or of more gen-
eral interest. In the first case it is distrib-
uted to the members and to externals inter-
ested in that specific topic. In the second 
case it is taken to the ExCom. This is very 
likely to happen if the issue is also on the 
general European Agenda. The ExCom de-
cides if the issue should be worked up into 
a political position paper and then be pub-
lished or even taken into the AGM in order 
to be adopted as a resolution. For example, 
the papers of the working group on noise 
policy, led by Birmingham, went directly 
from the working group via the Environ-
mental Committee to the public (see Euroci-
ties 2001), while the results of the working 
group on Services of General Interest were 
taken to the 2001 AGM (see Eurocities 
2001a). In all this the Brussels office is in-
volved and supports each leading city. How 
much work is done by the city and how 
much by the office differs from case to 
case.18 As a result of this bottom up pat-
tern of policy production, Eurocities is able 
to transform the individual cities point of 
view into an aggregated common position. It 
should be mentioned that a transnational 
dimension is introduced at the very first 
level, that of the working groups.  
Eurocities also uses a top down pattern 
of interaction through informing its member 
cities about EU policies and the preparation 
of resolutions by the Brussels office, which 
keeps in close touch with the EU institu-
tions and checks their activity for relevant 
urban issues. In important cases, the Brus-
sels office organizes workshops or suggests 
the establishment of a working group. The 
                                                         
18 The costs of active Eurocities members are re-
markable, not to mention the 14,330 Euros annual fee 
for the ordinary members and 20,000 Euros for the 











and its office in Brussels
 
Figure 2: Organizational structure of Eurocities (Nov. 2004) 
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information is transmitted directly from the 
Brussels office or the other Eurocities bod-
ies to the members. One hundred and 
eighteen members are relatively easy to 
manage on an electronically based distribu-
tion list.  
On the implementation of EU policies, 
Eurocities also supports its members by 
advising on how to handle things adminis-
tratively, for instance in cases like the im-
plementation of the EU urban waste water 
or public procurement directives.  
2.2 How to organize collective action 
in the EU multi-level system? 
Through examining the internal structures 
and activities of the Council of European 
Municipalities and Regions and Eurocities 
as pan-European organizations of local au-
thorities, a number of interesting features 
emerged in respect to the forms employed 
by cities and these two umbrella organiza-
tions to pursue their interests. The most 
obvious features are outlined below. 
The opening up of a new political sphere 
beyond or beside the traditional structures 
of domestic policymaking (or domestic ver-
tical power relations) as a result of Europe-
anization suggests that individual cities are 
in principle able to act independently from 
their associations or umbrella organiza-
tions. This is possible because the tradi-
tional systems of interest intermediation — 
based on granting certain collective actors a 
monopoly of representation by an authority 
(the state) ultimately responsible and capa-
ble of taking binding decisions — are fun-
damentally questioned by Europeanization 
(Streeck/Schmitter 1992). This is true not 
only for cities and their associations but for 
functional interest intermediation in gen-
eral (Streeck et al. 2005).  
Against this background European um-
brella organizations of cities (or local gov-
ernments) are facing severe problems in 
organizing their members, which means not 
at least in securing their support. In princi-
ple they have two options: coordination and 
cooperation. 
Coordination 
Eurocities is following the option of coordi-
nation, which implies a loose coupling of 
actors in a network structure. As a result 
the actors involved are (i) free to pursue 
their individual interests and (ii) able to 
concentrate on joint activities focussed on a 
set of common policy objectives (sometimes 
just to prevent a not desired development or 
decision). Usually, coordination means not 
only the issue-oriented articulation and 
organization of common interest at the EU 
level but also the gathering of information 
— both from inside the network and from 
outside (e.g. through contacts with EU in-
stitutions) — and its  distribution among 
the partners so that everyone can (expect 
to) gain something. Membership of Euro-
pean city networks based on coordination is 
defined on a voluntary basis. Furthermore, 
membership of these networks implies low 
(or even no) exit costs. 
To secure organizational stability and 
the ability of collective action in such 
loosely coupled forms of interest interme-
diation, mechanisms are needed to achieve 
coherence. In this respect accepted rules 
and norms for the exchange of information 
and the coordination of actions play a cru-
cial role. These coherence mechanisms (see 
Heinelt et al. 2003: 140) can be sub-divided 
into (i) shared values relevant in negotia-
tions and (ii) informal and formal proce-
dural norms. Obviously, also (iii) commit-
tees, working groups etc. where interactions 
are bound within a specific organizational 
context are important in this respect. These 
coherence mechanisms are in principle 
functional equivalencies. Each of them can 
contribute to organizational stability and 
the ability to take collective action in forms 
of interest intermediation characterized by 
coordination and a respective loose cou-
pling of organizations. They also can appear 
together and can mutually enhance their 
(individual) effects. 
Based on these characteristics the inter-
nal interest intermediation through coordi-
nation follows a specific logic of collective 
action.19 Members have to be organized — 
or to put it precisely: can only be organized 
— around common basic demands and 
crucial interests. This implies demands and 
pursued interests in line with the following 
maxim: different amounts of the same good. 
Cooperation 
CEMR has followed a different route, name-
ly that of cooperation, which is also focus-
sed on the pursuit of common interests but 
the way in which actors are organized is 
different from coordination. By cooperation 
actors do not try to pursue objectives that 
are satisfactory for all in the same way or to 
the same degree. Cooperation implies the 
                                                         
19 See for a similar differentiation (between “two logics 
of collective action”) Offe/Wiesenthal (1980) who re-
ferred to differences between interest intermediation 
by trade unions and employer organizations.  
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option — which quite often becomes reality 
— that individual actors have to agree to 
joint actions and common policy objectives 
which do not serve their core interest (or 
even can contradict their interests). This is 
related to a particular form of organization 
by which a specific kind of “composed ac-
tor” (Scharpf 1997) is built. In other words, 
cooperation means that an actor is estab-
lished by putting together individual actors 
in a way that the newly formed one gains a 
certain degree of autonomy from its compo-
nent members. As a result a tension be-
tween the “logic of influence” and the “logic 
of membership” (Schmitter/Streeck 1981 
and 1999) can occur, i.e. a tension between 
strategies for influencing policymaking by a 
relative strong organization on the one 
hand and the serving of the original and 
various interests of the different members 
on the other. However, a precondition for 
this form of articulating and organizing 
interest is that exit costs are high, or exit is 
not appropriate for members. This precon-
dition has been created in many nation 
states by granting “composed actors” a 
(quasi) monopoly of representation of (sec-
toral) interests.20  
This can hardly be achieved under the 
conditions of the EU multi-level system (as 
mentioned above). Therefore, umbrella or-
ganizations trying to represent cities at the 
EU level face severe problems in reaching 
agreements on a common position through 
cooperation between their members. Where 
they are formed by national local govern-
ment associations and not by individual 
cities, the EU level cooperation can rely (or 
exploit) the organizational strength of do-
mestic interest representation. This is 
clearly the case of the CEMR. However, 
what can be seen as an advantage on the 
one hand leads to greater difficulties on the 
other. In trying to organize collective action 
at the EU level the CEMR has to consider 
many and varied demands and interests. 
Additionally these differences are strongly 
upheld by the national associations on 
which the CEMR depends. To put it pre-
cisely: different amounts of different goods 
need to be handled — and in this respect 
the logic of collective action dominant for 
the CEMR differs from that of Eurocities 
which concentrates on different amounts of 
the same good. 
                                                         
20 This is the reason why these actors are usually 
called “corporate actors” instead of “collective” ones 
(Scharpf 1997: 54). 
Advantages and disadvantages of coordi-
nation and cooperation 
The result is that there have been and are 
different conditions for interest-articulation 
and interest-organization for Eurocities and 
the CEMR.  
Because Eurocities concentrates on dif-
ferent amounts of the same good, close co-
ordination and a high degree of concerta-
tion under its umbrella is possible. This 
allows Eurocities to interact effectively both 
internally (especially through its working 
groups) and with the EU institutions. Fur-
thermore, due to its organizational struc-
ture as a loosely coupled network Euroci-
ties is quite flexible in reacting to changing 
conditions and demands in its social envi-
ronment — again both internally and in 
relation to the EU institutions. Additionally, 
one has to keep in mind that Eurocities 
encompasses relative rich members that are 
able to provide the necessary resources. As 
a result Eurocities is in a good position to 
make use of the available access points in 
the EU multi-level system of policymaking 
— especially when expertise has to be mo-
bilized and political influence can be gained 
by “argumentative power”. However, the 
scope of issues/topics is limited due to the 
focussed interests pursued by coordinated 
actions organized by Eurocities. Further-
more, the focussed interests can turn out 
as a crucial disadvantage — namely when 
“European interests” at the local level in 
general have to be addressed in policymak-
ing. In these circumstances the legitimacy 
not only of the position and arguments — 
deriving from particular interests — articu-
lated by Eurocities can be questioned, but 
its involvement itself. 
Conversely, the CEMR demands and has 
to demand a wide range of “different goods”. 
This limits its ability to organize effectively 
a process of internal interest intermedia-
tion, to articulate and to represent con-
certed positions and to exercise political 
influence by lobbying the EU authorities. In 
fact, the CEMR has difficulty in reaching 
commonly agreed positions which are, on 
the one hand, sufficiently substantial for 
use in the lobbying process on details of EU 
legislation and, on the other hand, suffi-
ciently flexible to reflect  the particular do-
mestic requests of its members. The term 
“members” here does not only denote insti-
tutional members, i.e. the national local 
government associations, but also the 
broad spectrum of about 100,000 European 
cities/municipalities which are members of 
these associations. This goes hand in hand 
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with a limited ability to get detailed infor-
mation from the EU institutions on all the 
different topics relevant for their members 
and to circulate the gathered information in 
a way that really meets the needs of their 
members. The CEMR seems to be less effec-
tive than Eurocities in collecting particular 
information relevant for its member cities 
and in influencing EU decision making on 
specific legislation by making detailed in-
puts based on expertise. Nevertheless, 
CEMR is more capable than Eurocities in 
making use of the access points to decision 
making at the EU level when broad “Euro-
pean interests” are on the agenda and to 
point to the interests and concerns of the 
European local level in general.  
3 Reflections 
Our analysis has shown that the CEMR as 
well as Eurocities have certain access 
points to the EU institutions. For the 
Commission, cities and local government 
associations can be important as knowl-
edge holders and for legitimating their pro-
posals. Furthermore, cities gain a crucial 
role for the Commission as “watchdogs” 
regarding the implementation of EU policies 
(i.e. by monitoring/compliance checks). The 
European Parliament offers also important 
access points for cities and their represen-
tative organizations at the EU level. They 
offer knowledge as well, and “political” coa-
litions with local level actors can strengthen 
the EU Parliament’s bargaining power and 
independence vis-à-vis national actors. 
Relying on such contacts, especially with 
the Commission, promotes the relevance of 
cities at the domestic level vis-à-vis other 
actors, e.g. at the national and/or regional 
tiers of government. These actors are more 
likely to pay attention or even accept the 
reasons and concerns articulated by cities 
it they are pointing to their connection to 
EU institutions. 
CEMR and Eurocities try to make use of 
these opportunities. The Commission is 
clearly central to their activities, not least 
because it is responsible for drafting EU 
legislative proposals. The bulk of both or-
ganizations’ input and position papers are 
addressing the Commission. Their status as 
accredited participants in the “structured 
dialogue” underpins these relations. Fur-
thermore, the European Parliament, be-
cause of its growing competences, has be-
come of greater interest to the European 
local government associations. Like the 
contacts with the Commission, the associa-
tions are trying to underpin and formalize 
their contacts with MEPs. The situation is, 
however, different with the third EU core 
institution, the Council. This body compris-
ing the governments of the member states, 
is only “by the way” a target of the Euro-
pean local government associations. Never-
theless, European local government asso-
ciations can mobilize their members, sup-
port them with policy-relevant information 
and thereby enable them to undertake po-
litical action at the national level. In this 
way a concerted multi-level game can be 
played by cities and their European um-
brella organizations. 
However, following different logics of col-
lective action, the capacities of the CEMR 
and Eurocities in using the various access 
points are subject to certain constraints. As 
shown for Eurocities, a network form of 
organization at the EU level, based on the 
modus of coordination, can be successful in 
achieving political influence on EU legisla-
tion and in providing member cities with 
specific information on European affairs. 
The organization, built on the direct par-
ticipation of individual cities, has advan-
tages when it comes to targeted activities 
concerning particular knowledge or policy 
solutions. On the other hand, even though 
its members are democratically legitimated, 
it still represents the interests of a certain 
group: big cities. This puts definitely limits 
on the legitimacy of Eurocities to act (and to 
speak) on behalf of European cities as a 
whole. 
The CEMR, following the modus of coop-
eration, has to balance the various interests 
of its many and different members. Fur-
thermore, its internal structure is based on 
the representation of national local govern-
ment associations and of partisan or party 
interests embedded in these national um-
brella organizations. These features make it 
difficult to develop and articulate detailed 
common positions. However the CEMR has 
been successful in articulating a set of 
common interests of the local level and in 
bringing them into the European political 
debate. If articulation of the common con-
cerns of European cities from within an 
organization legitimated to express them is 
needed by actors within the core institu-
tions of the EU, the CEMR is well placed. 
Finally, it should be emphasized that the 
CEMR has comparatively good access to the 
national government level via its national 
member associations. 
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At this point it seems appropriate to ask 
if there is complementarity between the two 
forms of collective action or between the 
two European local government associa-
tions — and if so, in what way. 
Obviously, beyond any formal division of 
labour (or tasks), complementarity between 
the two forms of collective action could e-
volve between (i) the common positions 
formulated and pursued under the um-
brella of the CEMR and (ii) specific activities 
effectively organized by Eurocities.  
That this is not only an option in princi-
ple but a practical possibility indicated by 
the publication of several joint policy 
documents as well as by jointly organized 
events and conferences. The two organiza-
tions have carried out several “joint ven-
tures”, not least because the EU institu-
tions, particularly the Commission, prefer 
to hear a “single voice” of the local level. 
However, the possibilities for successful 
collaboration seem to be limited. In relation 
to common positions, Eurocities might sup-
port some of those developed by the CEMR 
but relying on big cities, it could not sup-
port them all. Furthermore, members of 
Eurocities are trying to secure advantage by 
acting separately from the “rest” in a more 
flexible and effective way. On the other 
hand, the CEMR, having thousands of rural 
municipalities among its members, cannot 
support Eurocities’ positions as soon as 
they go beyond the lowest common de-
nominator. Concerning particular activities 
like joint conferences21, the possibilities for 
collaboration are also limited. The CEMR is 
not in a position to leave activities like “big 
level events” or ambitious projects, which 
attract high publicity, to Eurocities — leav-
ing aside the problem or even the percep-
tion of the CEMR that every other European 
local government association weakens its 
claim to represent the European local level 
in general. 
To sum up, it can be argued that Euro-
pean organizations of cities may be seen as 
special collective actors because they repre-
sent “public” interests and have members 
with direct links to citizens and an electoral 
mandate, but it turns out that they are con-
fronted with well-known problems of collec-
tive action at the EU level. Different logics 
of collective action have to be acknowl-
edged, which leads to distinctive forms of 
cooperation and coordination each appro-
                                                         
21 As was in the case at a conference on services of 
general interest in April 2003 (<http://europa.eu.int/ 
comm/secretariat_general/services_general_interest/ 
docs/associations_enterprise/eurociti.pdf >, 11.11.04). 
priate for certain kind of action (and not 
others) and complementary to just a limited 
degree. 
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Küstenentwicklung zwischen Ethos und 
Governance — Perspektiven im IKZM 
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1 Küstenbewertungen im Wandel der Zeit 
Das Meer erregte seit der Antike Abscheu 
und Angstgefühle als Ort des Chaos mit der 
Erinnerung an die Sintflut. Erst im 
17. Jahrhundert setzte eine Umdeutung 
ein. Sehnsucht entstand nach dem Ort, an 
welchem die drei klassischen Elemente Er-
de, Wasser und Luft aufeinander treffen: 
Küste. Im 18. und 19. Jahrhundert ent-
stand in Europa ein Verlangen nach der 
Meeresküste — „Meereslust“ — in Literatur, 
Malerei, Wissenschaft, Medizin und nicht 
zuletzt im gesellschaftlichen Leben (Corbin 
1994). 
Seit einigen tausend Jahren spielen Küs-
ten eine bedeutende Rolle im Zuge der 
Menschheitsentwicklung: als Zentren des 
Handels, bei Städtegründungen, als politi-
sche Machtzentren und für die Entstehung 
von Hochkulturen. Die europäische Philo-
sophie entstand mit der vorsokratischen 
Naturphilosophie von Thales, Anaxi-
mandros und Anaximenes (nur diese drei 
Namen sind überliefert) in Milet an der 
Küste Kleinasiens. Milet, die älteste und 
reichste der ionischen Städte und Herrin 
über etwa 80 Kolonien, war wegen ihrer 
bevorzugten Küstenlage durch Seehandel 
und produzierendes Gewerbe zu solchem 
Reichtum gelangt, dass sie sich — bis zu 
ihrer Zerstörung durch die Perser — auch 
wissenschaftliche Forschung leisten konn-
te. 
Thales (624-545 v. Chr.), aus vornehmer 
milesischer Familie stammend, war Natur-
wissenschaftler und Astronom, Politiker 
und erfolgreicher Ökonom, vor allem aber 
„Ahnherr“ der Philosophie (Aristoteles). Er 
erklärte die Weltentstehung nicht mehr 
mythologisch oder durch ein göttliches We-
sen, sondern aus Wasser. Wasser war ihm 
der Urgrund der Dinge, durch welchen er 
ihre Vielheit auf ein einziges Sein zurück-
führen konnte. Seine Begründung ist nicht 
überliefert. Denkbar ist, dass Thales mein-
te, die Lebenswärme entwickle sich aus 
dem Feuchten, was den modernen Evoluti-
onsrekonstruktionen nahe käme. Denkbar 
ist aber auch, dass das Meer als das Le-
benselement seiner Heimat — der Urvater 
hieß okéanos — ihm die Wahl des Wassers 
nahe legte (Vorländer 1963: 12-16). 
In den letzten Jahrzehnten hat sich die 
Meereslust des 19. Jahrhundert zu einer 
vielfältigen Palette unterschiedlichster Nut-
zungen fortentwickelt. Neben die kulturhis-
torischen Einschätzungen und Vorlieben 
treten heute Bewertungen, welche die bio-
logische Produktivität der Küsten und Mee-
re und ihre wirtschaftliche Bedeutung in 
den Blick nehmen. Das Mehr an Meer und 
die Nutzung maritimer Ressourcen löst die 
Betrachtung des Meeres als letzten Frei-
raum und Wildnis ab. Zugleich rückt die 
ökologische Verletzbarkeit der Ökosysteme 
der Küsten und Meere in den Blick. Küsten 
gehören zu den wirtschaftlich wichtigsten, 
zugleich ökologisch verletzlichsten Gebieten 
des Globus, und zwar auf allen Kontinen-
ten. Bezeichnend ist neben der Vielfalt der 
Meeres- und Küstenperspektiven auch die 
Emotionalität, mit denen die unterschiedli-
chen Sichtweisen vertreten und favorisiert 
werden. Können das Meer als Wirtschafts-
raum, Erholungsraum, Freiraum, ästheti-
scher Raum, Verkehrsraum und Natur-
raum, als weniger oder stärker vom Men-
schen beeinflusster Raum, als emotionaler 
Raum zwischen Sommerurlaub und letzter 
Wildnis koexistieren? Und warum sind ge-
rade Küsten die Schauplätze gesellschaftli-
cher Interessenkonflikte? 
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2 Küsten im Widerstreit der Interessen 
Küsten sind mehr als andere Regionen vom 
globalen Wandel betroffen (Glaeser 2002). 
Einerseits nimmt die Bevölkerungsverdich-
tung entlang der Küsten durch Siedlungs-
agglomerationen und Massentourismus 
rapide zu. Neue und intensivere Nutzungs-
formen entstehen im Meer, beispielsweise 
die Offshore-Windkraft oder maritime 
Technologien. Andererseits sind gerade 
Küsten von den möglichen Folgen eines 
Klimawandels betroffen, wobei Risiken ins-
besondere von einem steigenden Meeres-
spiegel und intensivierter Sturm(flut)tätig-
keit ausgehen. Risikovorsorge, die Vermei-
dung ökologischer Übernutzung, soziale 
Befindlichkeiten der Bewohner und Nutzer, 
Lebensqualität und Erholungswert für Ein-
wohner und Gäste sind in diesem Kontext 
zu wichtigen, auch öffentlich wahrgenom-
menen Themen geworden. 
Aufgrund dieser vielfältigen Ansprüche, 
der Diversität der Stakeholder und der un-
terschiedlichen Sichtweisen und Prioritäten 
sind Küsten stärker als andere Räume von 
Nutzungskonflikten betroffen. Antwort dar-
auf ist das Integrierte Küstenzonen-
Management (IKZM; Clark 1996), welches 
sich als Politikfeld, Forschungsbereich und 
auch als Disziplin an Universitäten etabliert 
hat. Im IKZM werden widerstreitende An-
sprüche an Raum und Ressourcen, somit 
Konflikte thematisiert. Lösungen zur nach-
haltigen, zukunftsfähigen Gestaltung der 
Küsten und Meere erfordern neben politi-
schen Rahmenbedingungen vor allem aber 
auch zivilgesellschaftliches Engagement zur 
abwägenden und kommunikativen Koordi-
nation von partikularen und kollektiven 
Interessen. 
3 Küsten und Meere als Feld der Politik 
Auf internationaler Ebene ist die Politik der 
Küsten und Meere seit langem Bestandteil 
nationaler Interessen und Thema zwischen-
staatlicher Vereinbarungen. IKZM ist ein 
wichtiger Teil nationaler und regionaler 
Entwicklung und Forschung; in den USA 
etwa — der Coastal Zone Management Act 
wurde 1972 verabschiedet — seit mehr als 
30 Jahren. Die Anstöße der UNCED-
Konferenz 1992 in Rio de Janeiro ebenso 
wie der Weltküstenkonferenz in Noordwijk 
1993 wurden von der EU-Kommission auf-
gegriffen. Sie führte ein dreijähriges „De-
monstrationsprogramm zum Integrierten 
Küstenzonenmanagement“ durch, dessen 
Erfahrungen 2002 in eine EU-Ratsempfeh-
lung mündete. 
Eine der wesentlichen Ergebnisse des 
EU-Demonstrationsprogramms zum IKZM 
ist die Feststellung, dass ein erfolgreiches 
Management der europäischen Küstenzo-
nen „koordinierte und aufeinander abge-
stimmte strategische Aktionen“ auf lokaler, 
regionaler und nationaler Ebene erfordert. 
Im Zuge dieser Erkenntnis werden die Mit-
gliedstaaten daher aufgefordert, 
„in Zusammenarbeit mit den regionalen Be-
hörden und überregionalen Organisationen 
... eine nationale Strategie oder, wenn ange-
bracht, mehrere Strategien zur Umsetzung 
der ... Grundsätze für das integrierte Mana-
gement der Küstengebiete (zu) entwickeln“ 
(Rat 2002: Kapitel IV (1); vgl. auch Europäi-
sche Kommission 1999b). 
Somit stellen sich folgende Fragen: 
• Was ist eine Küste und können wir sie 
nachhaltig verwalten und entwickeln? 
• Wer sind Akteure, Nutzer, Interessenver-
treter und Betroffene? 
• Wo und auf welche Weise wird „Integra-
tion“ benötigt? 
Eine der wichtigsten Fragen in diesem Kon-
text ist, welche Rolle gesellschaftliche Pro-
zesse im Management komplexer sozialer 
und natürlicher Systeme spielen. Partizipa-
tion, Transparenz, Dialog und Governance 
sind nur einige Schlagworte, denen im Kon-
text einer nachhaltigen und zukunftsorien-
tierten Entwicklung an Küsten und Meeren 
nachgegangen werden muß. Welche Bedin-
gungen müssen auf der gesellschaftlichen 
Ebene erfüllt sein, um zu einem nachhalti-
gen IKZM-Prozess zu gelangen? 
4 Von der Vision zur Problemlösung: Integration im Küstenmanagement 
Küsten und Küstenzonen werden sehr un-
terschiedlich definiert. Eine schlicht quanti-
tative landseitige Definition geht oft von 
einem etwa 60 bis maximal 100 km breiten 
Streifen aus, wenn von Bevölkerungs- und 
Wirtschaftsentwicklung die Rede ist. Aller-
dings gehört die Seeseite, ausgedehnt bis 
zur Zwölf-Seemeilen- oder zur nationalen 
Hoheitsgrenze, ebenfalls zur Küstenzone, 
die sich gerade erst aus der Integration bei-
der ergibt (Schernewski 2002: 1, 14-16). 
Nach Sorensen (1997: 4-9) gehören zur 
Küstenzone der Offshore-Bereich (offshore 
waters), die Küstenlinie (coastline) und der 
angrenzende Landbereich (shorelands). Die 
Teilbereiche können unterschiedlich ver-
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standen und kombiniert werden, wodurch 
bereits eine definitorische Reichhaltigkeit 
entsteht. Dazu können, wie in dem globalen 
Programm „Land-Ocean Interactions in the 
Coastal Zone“ (LOICZ), die angrenzenden 
Flusseinzugsgebiete treten. Die sinnvollste 
Lösung scheint zu sein, funktional je nach 
Aufgabe und Problemstellung zu definieren. 
So lassen sich unterschiedliche Nutzungen 
anführen, die sich wiederum von Funktio-
nen wirtschaftlicher Produktion, ökologi-
scher Regulation oder soziokulturell-
ästhetischer Information unterscheiden. 
Nutzerbereiche sind Berufs- und Sportfi-
scherei, Mari-, Agri- und Silvikultur, Tou-
rismus, Industrie und Urbanisierung, E-
nergiegewinnung, Schifffahrt und Hafen-
entwicklung, schließlich Natur- und Küs-
tenschutz sowie Verteidigung. Die entspre-
chenden Nutzer und Akteure beanspruchen 
Raum und Ressourcen an Land oder im 
Meer. Divergierende Interessen haben Kon-
flikte zur Folge, nicht selten mit betroffenen 
Anwohnern, die ihr Recht auf Heimat zu 
verteidigen suchen. 
Die traditionelle Küstenforschung hat 
sich international in den letzten Jahren 
erheblich gewandelt und strebt von der 
sektoralen Betrachtung durch Einzeldiszip-
linen zu stärker inter- und transdisziplinä-
ren Forschungsansätzen mit neuen fach-
übergreifenden Zielen und Anwendungskri-
terien (Glaeser 1999). Die erforderliche 
Entwicklung geeigneter Forschungsmetho-
den mit lösungsorientierten Ansätzen hat 
zu einem neuen Forschungsfeld „IKZM“ 
geführt, das sich zunehmend etabliert. Der 
innovative Ansatz besteht in seiner Ganz-
heitlichkeit bei gleichzeitiger Flexibilität in 
der Prioritätensetzung. Dabei gibt es zahl-
reiche wissenschaftstheoretische und an-
wendungsorientierte Themen, die sich von 
der Definition von küstenzonen-relevanten 
Stabilitätskriterien bis zu methodischen 
Implementierungsverfahren erstrecken. 
Sektor- und Ressortgrenzen sind zu über-
schreiten, die Meer und Land trennende 
linienhafte Definition der Küste ist zu ü-
berwinden, damit ein Planungsinstrument 
für nachhaltige Entwicklung erarbeitet 
werden kann. IKZM integriert demnach: 
Räume (Land und Meer), Wirtschaftssekto-
ren (über Ressortgrenzen hinweg), Verwal-
tungsebenen (lokal bis national), stakehol-
der (Entscheidungsträger und Betroffene), 
wissenschaftliche Expertise (Wirtschafts-, 
Sozial-, Natur- und Kulturwissenschaften). 
Integriertes Küstenmanagement, so lässt 
sich entsprechend definieren, ist ein multi-
disziplinärer Prozess, der staatliche und 
gesellschaftliche Ebenen, Wissenschaft und 
Management sowie partikulare und öffentli-
che Interessen integriert. Ziel dieses Prozes-
ses ist es, eine nachhaltige Entwicklung der 
Küsten- und Meeresräume zu ermöglichen, 
im Sinne einer gleichwertigen Berücksichti-
gung ökologischer, ökonomischer und sozi-
aler Interessen. In einem „Reflexionspapier“ 
der Europäischen Kommission heißt es 
demnach: „IKZM ist ein dynamischer, kon-
tinuierlicher und iterativer Prozess, durch 
den das nachhaltige Küstenzonenmanage-
ment gefördert werden soll“ (Europäische 
Kommission 1999a: 16). Auf der prakti-
schen Ebene führt dieser Prozess zu kon-
kreten Programmen, welche Ressourcen 
und Umwelt der Küsten schützen und 
nachhaltig entwickeln (Coastal Zone Cana-
da Association 2000). 
Eine Aufgabe des IKZM ist es, die Nach-
haltigkeitsdebatte auch unter ethischen 
Vorzeichen voranzutreiben und dabei den 
Standort Küste besonders zu berücksichti-
gen. „Natura sive justitia“, Natur oder Ge-
rechtigkeit ist der Themenrahmen, der 
zugleich das übergreifende Konfliktfeld ab-
steckt. Das Streben nach sozialer Gerech-
tigkeit fordert umfassenden Lebensraum 
für die Küstenbewohner vor Ort und steht 
im Gegensatz nicht nur zu den Ansprüchen 
anderer Küstennutzer, sondern — nach 
Ansicht Einiger — auch zu den Rechten 
anderer Lebewesen und der unbelebten 
Natur. Globale Ungleichheit, poverty ecolo-
gy und wealth ecology mit Gerechtigkeits-
konflikten (equity conflicts) sind nach wie 
vor Themen sozialer Nachhaltigkeit. Theo-
rien sozialer Exklusion lassen sich an-
schließen, d. h. der Ausschluss von Bevöl-
kerungsgruppen oder Teilen der Welt von 
Entwicklung. 
5 Welche Küste sollen wir wollen? 
IKZM basiert auf dem Prinzip der bestmög-
lichen Integration von Nutzungsansprü-
chen. Ziel ist die Schaffung von win-win-
Situationen, die ökologische, wirtschaftliche 
und soziale Ansprüche gleichermaßen be-
rücksichtigen. Entsprechend der Anforde-
rungen an den IKZM-Prozess werden Lö-
sungen dabei im Rahmen eines breiten und 
möglichst transparenten Diskurses erarbei-
tet. Entscheidungen zu zukünftigen Nut-
zungsprioritäten — und letztlich zum zu-
künftigen Gesicht der Küsten und Meere — 
können aber nur im Rahmen eines gesamt-
gesellschaftlichen Dialogs getroffen werden, 
der Ziele setzt und Prioritäten formuliert. 
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Welche Küste wollen wir? Und gibt es eine 
Küste, die wir unter dem Vorzeichen der 
Nachhaltigkeit besonders wollen sollen? 
„Wollen sollen“ entsteht auf zweierlei An-
forderungsebenen. Die erste ist pragma-
tisch und von Überlegungen zur sozialen 
Erwünschtheit geprägt. Gibt es Entwick-
lungsoptionen, die aus bestimmten ökologi-
schen, wirtschaftlichen oder sozialen Kons-
tellationen heraus besonders erwünscht 
sind? Auf dieser Ebene könnte beispiels-
weise argumentiert werden, dass eine na-
turnahe Entwicklung, die die Forderungen 
nach einem Ökosystemschutz ernst nimmt, 
hohe soziale Erwünschtheit in Deutschland 
genießt. Gleichzeitig sollen wir derzeit die 
Offshore-Windkraftentwicklung wollen, da 
der Ausbau regenerativer Energien dem 
Klimaschutz dient und Deutschland vielbe-
nötigte Arbeitsplätze beschert. „Wollen sol-
len“ gilt auch auf der politischen Ebene, wo 
bestimmte Entwicklungsoptionen je nach 
politischer Orientierung stärkere Unterstüt-
zung genießen als andere. Daß dieses „wol-
len sollen“ von unterschiedlichen Stakehol-
dergruppen ganz unterschiedlich bewertet 
wird, steht natürlich außer Frage. 
Ganz anders, da unabhängig von prakti-
schen Forderungen oder Durchsetzungsfä-
higkeit, fragt die zweite Ebene des „Wollen-
Sollens“. Hier geht es um die tiefer liegen-
den ethischen Begründungen unterschied-
licher Entwicklungsoptionen, die in Anleh-
nung an die Umweltethik oder speziell die 
Ethik der Nachhaltigkeit entwickelt wur-
den.  
Die Küstenprojekte am WZB setzen sich 
mit beiden der angesprochenen Ebenen 
auseinander. Hierzu gehört die Analyse von 
Werten, Einstellungen und Visionen der 
Stakeholder und der betroffenen Küstenbe-
völkerung, mit dem Ziel, mit Hilfe eines 
tieferen Verständnisses unterschiedlicher 
Küstenvisionen einen Dialog zur Zukunft 
der Küste zu eröffnen. Letzterem stellt sich 
das Verbundprojekt „Coastal Futures“, des-
sen Ansatz der Stakeholder- und Medien-
analyse in späteren Abschnitten genauer 
betrachtet wird. 
6 Der ethische Aspekt 
Jede Optimierungsentscheidung zwischen 
den drei Nachhaltigkeitspfeilern Ökologie, 
Ökonomie und Soziales stellt eine Güter-
abwägung dar, die letztlich nur ethisch be-
gründet werden kann. Das Ethos der Nach-
haltigkeit besteht in der inhärenten Eigen-
schaft eines Individuums oder einer Gesell-
schaft, soziales, natürliches und ökonomi-
sches Kapital zu produzieren oder zu erhal-
ten.  
Ein neueres Beispiel für eine Ethik der 
Nachhaltigkeit stellt die „environmental 
virtue ethics“ dar, die umweltbezogene Tu-
gendlehre, die im Frühjahr 2001 in der 
Zeitschrift „Environmental Ethics“ vorge-
stellt wurde (Cafaro 2001). Der Autor Philip 
Cafaro beruft sich auf Henry Thoreau, Aldo 
Leopold und Rachel Carson als Vorläufer 
einer solchen Tugendlehre, die er durch ein 
Gerüst so genannter fundamentaler Tugen-
den begründet: 
• Die Ökonomie ist in die Gesamtheit 
menschlichen Lebens unter- und einzu-
ordnen. 
• Die Wissenschaften sind zwar zu pflegen 
und zu fördern, zugleich jedoch gilt es, 
ihre Grenzen zu erkennen.  
• Moral und Verantwortung sind auf den 
Bereich der nichtmenschlichen Welt 
auszudehnen. 
• Die Wildnis ist zu schützen. 
Umweltethik entstand als eigene Disziplin 
im Zuge der Umweltbewegung in den 
1970er Jahren, ist also noch relativ jung. 
Die Anfangs- oder Initialphase von etwa 
1975 bis 1990 war von der Absicht getra-
gen, die als Krise der Natur verstandene 
Gesellschaftskrise (Glaeser 1992) in einen 
moralischen Kontext zu überführen, der 
theoretisierbar ist und von einer philoso-
phischen Ethik behandelt werden kann. 
Themen des Umwelt- und Naturschutzes, 
aber auch des Tierschutzes wurden hier 
behandelt. Umweltethik (auch ökologische 
oder humanökologische Ethik) stellt sich 
den Fragen eines (normativ) richtigen Um-
gangs mit Natur. In Deutschland formierte 
sich die Umweltethik als Disziplin, trotz 
früher Anfänge in der Wiener Humanökolo-
gie der 1970er Jahre (Glaeser 1975, 1977; 
Pontius 1977; Reichardt 1975; Reich-
hardt/Schöndorfer 1977; Schöndorfer 
1975), etwas später. Übersichten bieten 
Ulrich Hampicke (1993), Angelika Krebs 
(1996, 1997), Konrad Ott (2000). Einfluss-
reich für den deutschen Diskurs waren 
außerdem die Arbeiten von Hans Jonas 
(1979) Dieter Birnbacher (1980, 1997), 
Klaus Michael Meyer-Abich (1997), Dietmar 
von der Pfordten (2001). 
In Absetzung zur oben erwähnten Wer-
tewahrheit, d. h. zur Begründung ethischer 
Wahrheit durch intrinsische Werte (die in 
mir, gottgegeben oder von der Natur abge-
leitet, sein mögen), favorisieren Diskurs-
ethiker eine argumentative Wahrheit, d. h. 
eine Wahrheit, welche durch sinnvolles 
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Argumentieren herausgefiltert wird. Werte 
werden zwar auch von der Diskursethik 
vertreten, doch die Begründung ist eine 
andere. Das Verbindende beider Ansätze 
besteht darin, dass ethische Normen allge-
mein gültig, also wahr sein müssen, damit 
sie allgemeine Verbindlichkeit, also auch 
globale Verbindlichkeit beanspruchen kön-
nen. Die Diskursethik reflektiert im Gegen-
satz zur Wertethik auf die Sinnbedingungen 
der Wahrheit: Diese leiten sich aus den 
sozialkommunikativen Vorausssetzungen 
und pragmatischen Anteilen des Argumen-
tierens ab und werden als „pragmatische 
Konsistenz“ bezeichnet. Die pragmatische 
Konsistenz beschreibt die Widerspruchs-
freiheit zwischen dem Inhalt einer Aussage 
und dem, was der Argumentierende beim 
Argumentieren notwendig tut und in An-
spruch nehmen muss (Böhler 1982: 90). 
Daher entstehen bei der Normbegründung 
Unterschiede zwischen Wert- und Diskurs-
ethik, die auch den Umgang mit der Natur 
betreffen. Es entsteht die diskursethische 
Einsicht, dass Naturvorstellungen ebenso 
wie die ihnen zugeschriebenen Werte sozial 
konstruiert sind (Kidner 2000) und dass die 
Begründung und Entscheidung, welche 
Natur wir schützen wollen, des praktischen, 
rationalen Diskurses bedarf (Honnefelder 
1993: 263). 
Der rationale Diskurs wird verstanden 
als Mittel der argumentativen Rechtferti-
gung des Geltungsanspruchs: des Wahren, 
Richtigen und Wahrhaftigen (Einteilung 
nach Habermas). Angestrebt wird hier — in 
der Tradition Kants (aber auch in der Ab-
grenzung zu ihm, denn bei Kant fehlt das 
Soziale) — ein formaler Prozess der Gel-
tungsprüfung, der auf die Bedingungen der 
Argumentation und Zeichenverwendung 
reflektiert, im Gegensatz zu einer materia-
len Offenbarung. Ich verständige mich mit 
möglichst allen anderen Teilnehmern der 
realen Diskursgemeinschaft, was genau 
Natur ist (Wahrheit), was ich hierzu emp-
finde (Wahrhaftigkeit) und welche Hand-
lungsaufforderungen in Bezug auf Natur 
gelten sollen (Richtigkeit); denn die ent-
sprechende Geltung ergibt sich nur durch 
die Verständigung mit anderen Diskursteil-
nehmern. Damit wird die soziale Situation 
zur Grundlage der Geltung und ihrer 
Rechtfertigung festgelegt. Jede Sinnver-
ständigung ist auf die soziale Situation der 
Zeichenverwendung angewiesen. Sie ist 
unhintergehbar und dadurch allgemein 
gültig, unabhängig von Historizität. Die 
Forderung nach einem unabschließbaren 
Diskurs — und damit der notwendige Be-
zug auf die unbegrenzte Argumentations-
gemeinschaft — ist die Konsequenz des 
Geltungsanspruchs: Denn dieser kann nur 
eingelöst werden, wenn er gegenüber allen 
Einwänden argumentativ verteidigt werden 
kann — also auch gegenüber allen Einwän-
den, die noch in der Zukunft liegen. Dabei 
folgen alle Einwände festgelegten Regeln. 
Die Regeln des Argumentierens gehorchen 
den Geboten der Verständlichkeit, der 
Wahrhaftigkeit, der Offenheit, der fairen 
Überprüfung, der Überwindung von Be-
schränkungen, der Mitverantwortung, der 
Ergebnisorientierung und der pragmati-
schen Konsistenz. Angestrebt wird eine 
theoretische „Letztbegründung“ ethischer 
Positionen (Apel 1994). 
Selbstverständlich muss Diskursethik 
sich an ihren eigenen strengen Kriterien 
messen lassen. Hat der Anspruch auf 
Letztbegründung nicht selbst einen dogma-
tischen Anstrich? Die Antwort ist: Der 
dogmatische Gehalt bezieht sich auf die 
Prozeduren des Argumentierens, auf den 
formalen Weg. Er berührt nicht die materia-
len Inhalte und somit auch nicht die Wahr-
heit und Gültigkeit der inhaltlichen Positio-
nen, soweit diese nicht den Bedingungen 
des Argumentierens widersprechen. Ein 
weiterer kritischer Einwand lautet: Ist Dis-
kursethik wirklich überhistorisch? Als Ant-
wort: Die Gegenposition muss selbst be-
gründet werden, wenn sie Wahrheitsgehalt 
beansprucht, widerspräche sich jedoch 
selbst. 
Ist andererseits Wertethik diskurstheore-
tisch relevant? Ist der oberste Wert, etwa 
Leben, begründbar oder bezweifelbar? Wer-
te werden gesetzt, jede Ableitung eines 
höchsten Wertes führt in einen argumenta-
tiven Zirkel, das von Hans Albert so ge-
nannte Münchhausen-Trilemma: Ergebnis 
ist entweder unendlicher Regress der Be-
gründung; oder Zirkel der Begründung, 
indem das zu Begründende schon voraus-
gesetzt wird; oder schließlich Abbruch der 
Behauptung ohne hinreichende Begrün-
dung.  
Alle Moralvorstellungen (zu denen auch 
die der Umweltmoral zählt), die subjekt- 
oder situationsgebunden sind, können 
nicht letztbegründet werden. Der Wider-
spruch zwischen dem Anspruch normativer 
Geltung einerseits und dem „Nachweis“ 
prinzipieller Unbegründbarkeit andererseits 
kann diskursethisch durch die Einsicht 
gelöst werden, dass Begründungen nicht 
allein durch Ableitung, sondern durch die 
Reflexion auf die Bedingungen der Möglich-
keit des Denkens machbar sind: Wahrheit 
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entsteht im Diskurs, der Diskurs stellt die 
grundsätzliche Voraussetzung von Er-
kenntnis dar. Die transzendentalpragmati-
schen Regeln und Bedingungen des Argu-
mentierens gehen jeder Argumentation vor-
aus und können nicht bezweifelt werden, 
will man nicht in einen performativen 
(Selbst-)Widerspruch geraten und somit die 
pragmatische Konsistenz unterlaufen (Apel 
1994; Gronke 1994; Kuhlmann 1985). 
Somit lässt sich auch der oberste Wert, das 
Leben, begründen: Sofern es für das Auf-
rechterhalten der Argumentationsgemein-
schaft notwendig ist, ist sein Sollen ohne 
performativen Selbstwiderspruch nicht be-
zweifelbar. 
Ist folglich Diskursethik in diesem wert-
begründenden Sinne relevant für die wis-
senschaftliche und gesellschaftliche Praxis? 
Sprachphilosophie, eine der wesentlichen 
philosophischen Richtungen im 20. Jahr-
hundert, behandelt auch Wertefragen. Aus 
dem Weltverständnis, das nicht hintergeh-
bar sprachlich vermittelt ist, wird nach Apel 
eine ethische Letztbegründung entwickelt, 
die auf der Funktion der Sprache, auf deren 
Handlungscharakter und der intersubjekti-
ven Kommunikation aufbaut (Apel et al. 
1998: 29). Die transzendentalpragmatische 
Erweiterung der Sprachphilosophie — in 
Anlehnung und Opposition zu Kant — hält 
fest, dass Werte ebenso wenig wie Welter-
kenntnisse aus der subjektiven Gültigkeits-
annahme eines Einzelnen als begründet 
und allgemeinverbindlich handlungsleitend 
angenommen werden können. Der Richtig-
keitsanspruch, den jede Wertzuschreibung 
zwingend erheben muss, ist an sozial-
kommunikative Sinn-Bedingungen gebun-
den. Erkenntnis ist ein dreistelliger Prozess 
zwischen Subjekt, Objekt und Zeichen: Au-
ßerhalb des Argumentierens und der Zei-
cheninterpretation lässt sich nichts für 
wahr und richtig halten — auch keine in-
trinsischen Werte. 
Zu den Sinnbedingungen und transzen-
dentalpragmatischen Voraussetzungen 
(Präsuppositionen) des Argumentierens 
zählen auch die biophysikalischen Voraus-
setzungen der Kommunikationsgemein-
schaft und Argumentationsteilnehmer, 
nämlich der Erhalt der Biosphäre. Da die 
objektiven Denkvoraussetzungen ebenso 
wie die subjektiven Interessen der Argu-
mentationsteilnehmer an die Biosphären-
Leistungen kausal gebunden sind, sind 
auch Forderungen nach Natur- und Um-
weltschutz in ihrer allgemeinen Gültigkeit 
unbestreitbar. Menschliches Handeln ist 
nur dann als rational zu verstehen, wenn 
nicht nur die Mittel, sondern auch die Ziele 
rational begründet sind. Zielrationalität 
wird im Diskurs aus den als gleichberech-
tigt anerkannten Interessen der Argumen-
tationsteilnehmer ermittelt. Gesellschaftli-
che Rationalität integriert Mittel- und Ziel-
rationalität, wozu neben den Naturwissen-
schaften auch Sozial- und Geisteswissen-
schaften benötigt werden. 
Auf Nachhaltigkeit übertragen heißt das 
etwa, dass die Berücksichtigung der Inte-
ressen künftiger Generationen, die eben-
falls potenzielle Teilnehmer der unbegrenz-
ten Kommunikationsgemeinschaft sind, 
zwingend zu berücksichtigen sind. Der Zu-
kunftsbezug erstreckt sich gleichermaßen 
auf die drei „Säulen“ der Nachhaltigkeit: 
Ökologie, Ökonomie und Soziales. Im offe-
nen Diskurs werden Interessen verhandelt, 
zu Interessenvertretungen gebündelt (Sta-
keholder-Orientierung) sowie Werte gebildet 
und begründet. Im Zuge praktischer Maß-
nahmen und Projekte sind Informationsbe-
reitstellung und Partizipation, Inter- und 
Transdisziplinarität erforderlich. Letztlich 
besteht die unabweisbare normative Forde-
rung, in der realen Argumentationsgemein-
schaft den Bedingungen der idealen Argu-
mentationsgemeinschaft näher zu kommen. 
Es geht in diesem Zusammenhang nicht 
um eine kritische, inhaltliche Würdigung 
der genannten Thesen, sondern lediglich 
um den Aufweis eines Begründungszu-
sammenhanges für Nachhaltigkeitsethik 
(Apel et al. 1998; Habermas 2004; Ott 
2001; zu Tierethik und Tierschutz Haber-
mas 1997), die auch im Zusammenhang 
mit Nachhaltigkeit im Küstenmanagement 
von Bedeutung sein kann. Die im Küsten-
kontext sich stellende Frage lautet daher: 
Wie übersetzt sich der ethische Entwurf, 
also die sinnvolle Ableitung und Begrün-
dung von Werten, Prinzipien und Hand-
lungsmaximen, in die Problematik des Küs-
tenmanagements, also in die konkrete An-
wendung der ermittelten Normen? 
Eine vermittelnde Position nimmt hierbei 
die Forschung ein. Hierzu stellt das ameri-
kanische National Research Council 
(1995a: 7-12; zum Verhältnis von „coastal 
science and policy“ siehe sehr viel ausführ-
licher: National Research Council 1995b, c 
und 1996) fest, dass Forschung idealerwei-
se zwei Funktionen hat: 
• natürliche und menschliche Systeme zu 
verstehen und zu erklären; 
• deren Interaktionszusammenhang auf 
sozial erstrebenswerte Weise zu struktu-
rieren. 
Bernhard Glaeser, Kira Gee, Agnieszka Sekścińska, Susanne Fuchs 95
 
 
Hier sind also neben dem grundlegenden 
Systemverständnis normative Vorgaben 
vorgelegt, die ohne ethische Wertsetzungen 
nicht ableitbar sind. 
Auf Wertsetzungen wiederum beruht Po-
litikhandeln. Politisches Handeln, in unse-
rem Fall Küstenpolitik, reguliert, lenkt das 
Handeln der Küstenakteure — des Gewer-
bes, der Anwohner und der sonstigen Be-
troffenen — im Austausch mit der Küsten-
umwelt, der Wissenschaftler-Gemeinschaft 
und den diversen Management-
Organisationen und Verwaltungen auf ver-
schiedenen politischen Ebenen. An diesen 
Prozessen sind deutlich unterschiedene 
„Kulturen“ und Subkulturen beteiligt, die 
zur Bearbeitung der Umweltthematik (an 
der Küste) beitragen. Insoweit könnte man 
mit Michael Orbach (1995) von einer Kul-
turökologie des „public policy making“ an 
der Küste sprechen. 
7 Die pragmatische Ebene: Beiträge aus den Verbundprojekten Coastal 
Futures und IKZM Oder 
Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) hat im September 2003 
zwei nationale Verbundprojekte zu IKZM 
bewilligt, die mit jeweils etwa zwei Millionen 
Euro über drei Jahre gefördert werden und 
im Frühjahr 2004 angelaufen sind. Das 
erste Verbundprojekt „Zukunft Küste — 
Coastal Futures“ ist Nordsee-orientiert und 
im Land Schleswig-Holstein angesiedelt. 
Ein Schwerpunkt liegt im Themenfeld der 
Offshore-Windkraft: ihren wirtschaftlichen 
und sozialen Chancen, ihren ökologischen 
Folgen und ihrer polykulturellen Kompati-
bilität mit Marikultur. 
Das zweite Verbundprojekt „IKZM Oder-
mündung“ ist auf die Ostsee zugeschnitten 
und im Land Mecklenburg-Vorpommern 
angesiedelt. Ein Schwerpunkt liegt auf der 
regionalen Küsten-Zusammenarbeit mit 
Polen. Der Bereich des Oder-Einzugs-
gebietes wurde als Fallstudie im Rahmen 
des UNEP/ICARM-Programms ausgewählt, 
da vielfältige Wechselwirkungen zwischen 
Küste und Einzugsgebiet existieren und das 
Interesse der Beteiligten für einen Dialog 
vorhanden ist. Vor allem ist die Region – 
sowohl auf der polnischen als auch auf der 
deutschen Seite – in Fragen zu einem IKZM 
erfahren und ist international Modellregion 
für verschiedene Projekte bezüglich eines 
IKZM. 
7.1. Coastal Futures 
Coastal Futures umfasst eine breit angeleg-
te Akzeptanzanalyse der Offshore-Windkraft 
im Kontext nachhaltiger Entwicklungsopti-
onen an der Westküste. Wesentliche Be-
standteile sind eine umfassende Stakehol-
deranalyse zur Betrachtung unterschiedli-
cher Kommunikationsstrukturen, Ent-
scheidungsstrukturen und Wahrnehmun-
gen an der schleswig-holsteinischen West-
küste sowie die Entwicklung von Zukunfts-
szenarien auf Basis einer ganzheitlichen 
Systembewertung. Ziel ist die Schaffung 
eines transdisziplinären Ansatzes, der den 
regionalen Akteuren den Umgang mit kom-
plexen Zusammenhängen erleichtern will 
und Wege zur Konfliktminimierung ermög-
licht. 
Entwicklungen an der schleswig-
holsteinischen Westküste 
Mit seinen beiden Kreisen Dithmarschen 
und Nordfriesland und den dazugehörigen 
Inseln galt die schleswig-holsteinische 
Westküste lange als strukturschwaches 
Gebiet, das mehr oder minder abseits aller 
Entwicklungsachsen liegt. Vom eher punk-
tuell bedeutenden Faktor wuchs nach dem 
Bedeutungsverlust der Landwirtschaft und 
Fischerei zunächst der Tourismus zu einer 
neuen tragenden Säule der Region heran. 
Meer, Watt, Horizont und Weite haben sich 
zusammen mit attraktiven Hafenorten zum 
wichtigsten Kapital im Tourismus entwi-
ckelt, was sich in touristischen Befragun-
gen bestätigt und auch im Marketing der 
Westküste in Schlagworten wie „unberührte 
Natur“, „weites Watt“ oder „letzte Wildnis“ 
wiederfindet. 
Parallel zur Etablierung der Westküste 
als landschafts- und meeresorientierte Tou-
rismusregion hat sich in den letzten Jahren 
die Offshore-Windkraft als potentielle neue 
Wirtschaftskraft und Zukunftsbranche für 
Dithmarschen und Nordfriesland heraus-
kristallisiert. Das starke Wachstum der 
Branche insgesamt, bestärkt durch die För-
derung regenerativer Energien durch die 
Bundesregierung und die Novellierung des 
Energieeinspeisungsgesetzes, trifft hier auf 
Standortvorteile wie z. B. das Vorhanden-
sein eines potentiellen Offshore-Hafens in 
Husum sowie eine relativ hohe Dichte von 
Windparkbetreibern und Herstellern (auch 
im angrenzenden Dänemark). Nachdem die 
rechtliche Lage lange unsicher war, steht 
nun mit Butendiek einer der ersten Offsho-
re-Windparks in der deutschen Nordsee vor 
dem Bau; neun weitere Parks sind inzwi-
schen in der Nordsee genehmigt. 
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Mit der Offshore-Windkraft kann sich 
das zukünftige Gesicht der Westküste und 
des dazugehörigen Meeresraums langfristig 
verändern. Wie wünschenswert dieser 
Wandel ist, wird von unterschiedlichen 
Stakeholdern unterschiedlich bewertet. Auf 
der einen Seite stehen die erhofften ökono-
mischen Auswirkungen einer starken Off-
shore-Windkraftentwicklung, die sich in 
Arbeitsplätzen und einem wirtschaftlichen 
Aufschwung für die gesamte Westküste 
messen lassen. Auf der anderen Seite ste-
hen mögliche negative Auswirkungen der 
Offshore-Windparks auf das Ökosystem 
Nordsee (schwerwiegend insbesondere auf-
grund der vorgeschlagenen Meeresschutz-
gebiete in der AWZ und des Nationalparks 
Wattenmeer), sowie ästhetische Bedenken 
aufgrund der Veränderungen des Land-
schaftsbildes (mit möglichen negativen Fol-
gen für den Tourismus). Aufgrund des 
Mangels an installierten Offshore-
Windparks sind Argumente bisher nur un-
zureichend belegbar. Zweifelhaft ist, ob sich 
Offshore-Windparks negativ oder vielmehr 
positiv auf Touristenzahlen auswirken. Un-
sicher sind weiterhin die ökologischen Kon-
sequenzen großflächiger Offshore-Wind-
parks, die einerseits als Gefährdung für 
Zugvögel und anderseits als Quellen neuer 
Biodiversität durch Schaffung künstlicher 
Riffe gewertet werden. 
Aufgrund der stark emotionalen Natur 
der Debatte zur Offshore-Windkraft stellt 
sich die Frage, welche tieferen Beweggründe 
denn hinter den vorgebrachten Argumenta-
tionslinien wirklich stecken. Eine Klärung 
der einzelnen Positionen und der etwaigen 
verborgenen Beweggründe ist besonders im 
Hinblick auf künftige Dialogprozesse von 
Bedeutung, da: 
• Konflikte nur dann effektiv gelöst werden 
können, wenn die tatsächlichen Sorgen 
und Bedenken der Stakeholder in Be-
tracht gezogen werden, 
• die Diskussion auf einer sachlichen 
Ebene geführt wird, 
• Stakeholder bereit sind, zu verhandeln 
und Kompromisse zu erzielen. 
Folgende Fragen werden im Rahmen einer 
Dokumentenanalyse, Stakeholder- und 
Netzwerkanalyse untersucht: 
• Welche Stakeholderpositionen treffen 
überhaupt aufeinander? 
• Wie steht es insgesamt um die Akzep-
tanz der Offshore-Windenergieanlagen 
im Meer? 
• Wie kann mit unterschiedlichen Zielvor-
stellungen umgegangen werden, bei-
spielsweise im Rahmen eines Dialog- 
und Entscheidungsprozesses? 
In Bezug auf Dialogprozesse gilt die These, 
dass Positionen verstärkte Akzeptanz erfah-
ren, wenn deutlich wird, wer warum wie 
argumentiert. Auf der anderen Seite müs-
sen auch die Gruppen- und Dialogprozesse 
beleuchtet werden, um zu verstehen, wer 
wie warum agiert. Coastal Futures führt 
diese im Rahmen einer umfassenden Sta-
keholderanalyse zusammen. 
Persönliche Werte, Einstellungen und 
Landschaftsbild 
Bilder vom Raum und Präferenzen für die 
Gestaltung des Raumes können als Aus-
druck der persönlichen Lebenssituationen, 
Wertehaltungen und gesellschaftlichen 
Normen verstanden werden. Als soziale 
Konstrukte sind sie interessengeleitet und 
spiegeln neben unterschiedlicher Realitäts-
wahrnehmung auch verschiedene Zu-
kunftsvorstellungen wider, die sich aus der 
Erwünschtheit einzelner Faktoren und der 
damit verbundenen Gewichtung zusam-
mensetzen. „Offshore Windkraft — ja oder 
nein“ ist im Kontext der Frage zu sehen, wie 
einzelne Stakeholder zwischen den unter-
schiedlichen Elementen „ihrer“ Raumvor-
stellung abwägen und welche Kernanliegen 
die anderen Anliegen dominieren, etwa die 
Präferenz ästhetischer gegenüber wirt-
schaftlichen Argumenten. 
Sind unterschiedliche Natur- und Land-
schaftsbilder an der Westküste aber tat-
sächlich mit unterschiedlichen Wertvorstel-
lungen und Einstellungen zur Offshore-
Windkraft korreliert? Stimmen Menschen, 
die die Küste primär als Wirtschaftsraum 
wahrnehmen, einem Ausbau der Offshore-
Windkraft eher zu als solche, die das Meer 
als letzte Wildnis betrachten? Ebenfalls 
untersucht wird die Relevanz des (selbst 
empfundenen) Grads der Betroffenheit 
durch die Offshore-Windkraft, des individu-
ellen wirtschaftlichen Kontexts, oder auch 
des (selbst empfundenen) potentiellen Ge-
winns aus der Offshore-Windkraft. 
Von Interesse ist dabei auch, wie sich 
diese Raumwahrnehmung zusammensetzt 
und welche Bedeutung ästhetische Argu-
mente (visuelle Landschaftsqualitäten) ge-
genüber anderen Argumenten tatsächlich 
haben. Wie die Landschaft betrachtet wird, 
ist letztlich auch für politische Entschei-
dungen wichtig, denn „public perceptions 
— regardless of the actual state (of an envi-
ronment) — are important because these 
perceptions (ultimately) affect policy and 
decision-makers“ (Tindall 2003). 
Bernhard Glaeser, Kira Gee, Agnieszka Sekścińska, Susanne Fuchs 97
 
 
Derzeit (Herbst 2005) werden ca. 300 
Haushalte an der schleswig-holsteinischen 
Westküste zu Werten, Einstellungen zur 
Offshore-Windkraft und Landschaftsbildern 
befragt. Schwerpunkt der Untersuchung 
sind die Gemeinden der schleswig-
holsteinischen Nordseeinseln, die eigenen 
Aussagen nach am stärksten von der Off-
shore-Windkraft betroffen sind, sowie die 
Städte Brunsbüttel und Husum, beides 
potentielle Offshore-Servicehäfen. Bei bei-
den kann von erhöhtem Interesse gegen-
über der Thematik, jedoch auch unter-
schiedlicher Sozialisierung und Land-
schaftsbildern ausgegangen werden. Inte-
ressant ist beispielsweise, ob sich unter-
schiedliche Landschaftsbilder tatsächlich in 
der Einstellung zur Offshore-Windkraft wie-
derfinden oder ob die Wahrnehmung des 
Raums Küste und Meer eine geringere Rolle 
spielt. Erste Ergebnisse werden im Winter 
2005 erwartet. 
Szenarien als Werkzeug im Dialog 
Um die Zukunft der Westküste für unter-
schiedliche Stakeholdergruppen greifbar zu 
machen, bedient sich Coastal Futures der 
Szenarientechnik. Als grundlegende An-
nahmen dienen drei mögliche Ausbaustu-
fen der Offshore-Windkraft in der Nordsee, 
deren Auswirkungen auf der Ebene der 
Inseln, der beiden Küstenkreise und der 
südlichen Nordsee untersucht werden. Den 
Kontext liefern fünf unterschiedliche Ent-
wicklungslinien, die die Zukunft der Nord-
see als Industrie-, Natur-, Erholungs-, Tou-
rismus- und Transportraum beschreiben. 
Die hieraus entstehenden „Zukünfte“ wer-
den anhand von deskriptiven „Storylines“ 
bis zum Jahr 2055 dargestellt und mit Re-
aldaten und Modellrechnungen nach dem 
DPSIR-Ansatz (Driver-Pressure-State-
Impact-Response) hinterlegt. 
Die Szenarien sind ein deskriptives 
Werkzeug, mit dessen Hilfe die ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Auswir-
kungen unterschiedlicher Ausbaustufen in 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Kons-
tellationen dargestellt werden können. Zu 
den sozialen Auswirkungen, die qualitativ 
beschrieben werden können, zählen bei-
spielsweise Arbeitsplätze, Zu- und Abwan-
derung in die Region, Bildungsinfrastruktur 
oder Verkehr. Zu den wirtschaftlichen Aus-
wirkungen zählen das BIP, Transferleistun-
gen oder das verfügbare Einkommen in den 
Haushalten. 
In gemeinsamen Diskussionen mit Sta-
keholdergruppen an der Westküste können 
anhand der Szenarien die Akzeptanz ein-
zelner Entwicklungsoptionen und die Be-
dingungen für diese Akzeptanz herausgear-
beitet werden. Neben den Bedingungen für 
eine gemeinsam getragene, sozial gerechte 
Zukunft der Küste können somit Region-
spezifische Formen der Governance entwi-
ckelt werden, die eine langfristige Umset-
zung nachhaltiger Visionen ermöglichen. 
Um den erhobenen Ansprüchen tatsäch-
lich gerecht zu werden, müssen der Szena-
riendialog und die Entwicklung von Zu-
kunftsvisionen in eine Analyse des aktuel-
len gesellschaftichen Umfelds eingebettet 
sein. Hier bedient sich Coastal Futures un-
terschiedlicher Herangehensweisen: 
• Die Netzwerkanalyse betrachtet das Be-
ziehungsgeflecht der Stakeholder/Stake-
holdergruppen untereinander. Sie blickt 
auf Knotenpunkte (z. B. coalitions of in-
terest, administrative und politische 
Knotenpunkte), die Stärke der Bezie-
hungen untereinander (strength of ties) 
und die relative Position der einzelnen 
Stakeholder zueinander (Wirkungsge-
flecht). 
• Die Kommunikationsanalyse analysiert 
Kommunikationsmuster der Stakeholder 
untereinander und stellt fest, wo 
Kommunikationslücken/Blockaden den 
IKZM-Prozess behindern. 
• Die Stakeholderanalyse soll klären, wel-
che Stakeholder den IKZM-Prozess auf 
welche Weise beeinflussen können (wis-
sensorientierte Stakeholderanalyse, kein 
kompletter Diskurs zum IKZM im Rah-
men einer umfassenden zivilgesellschaft-
lichen Entscheidungsstruktur). 
• Die Analyse der Verwaltungsstrukturen 
stellt Informationsflüsse fest, greift for-
male Wege der Zusammenarbeit auf und 
zeigt auf, welche Ebenen effektiv unter-
einander arbeiten und welche nicht (in-
klusive der internen Zusammenarbeit 
innerhalb der einzelnen Verwaltungsein-
heiten). 
• Die vergleichende Betrachtung der Werte 
liefert eine Basis für diese Analysen und 
zeigt auf, wo mögliche Konfliktherde lie-
gen. 
Vorläufige Ergebnisse der Medienanalyse im 
Nordseeraum 
Die Medienanalyse analysiert thematisch 
einschlägige Artikel aus der Regionalpresse 
Schleswig-Holsteins der Jahre 2004/2005. 
Hier wird besonderes Augenmerk auf die 
Vernetzung der zentralen Akteure in diesem 
Bereich und bestehender bzw. entstehender 
Konflikte gelegt. Die Medienanalyse unter-
sucht also einen Spezialfall sektoraler Ver-
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netzung und achtet zugleich auf themati-
sche Schwerpunkte in der öffentlichen Dis-
kussion und in der Binnenkommunikation 
in Politik und Wirtschaft. 
Das Ziel der Medienanalyse ist eine umfas-
sende Bestandsaufnahme zentraler Argu-
mentationsfiguren um Förderung und Aus-
bau des Windkraftsektors und eine eini-
germaßen akkurate Abbildung der Konflik-
te. 
Das vorläufige Ergebnis zeigt wesentlich 
weniger Konflikte als erwartet, und die 
zentralen Argumente (meist) für oder (selte-
ner) gegen Windkraft sind in Varianz und 
Menge überschaubar. In der öffentlichen 
Diskussion der Region ist offenbar Kon-
sens, dass die wirtschaftliche Potenz dieses 
Sektors die denkbaren Risiken aufwiege 
und daher um jeden Preis in der Region 
gehalten werden müsse. Die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Region dominieren die Be-
richterstattung, während Argumente aus 
anderen Bereichen, insbesondere aus Na-
tur- und Umweltschutz, kaum zu finden 
sind. 
Mit der neuen CDU/SPD-Landesregie-
rung in Kiel seit Februar 2005 zeichnen 
sich hier mittelfristig Akzentverschiebungen 
ab. Insbesondere werden massive Investiti-
onen in die Infrastruktur zu Entwicklung 
und Bau von Offshore-Windkraftanlagen 
erneut überprüft und ggf. korrigiert. Es 
bleibt abzuwarten, ob sich dann auch Off-
shore-kritischere Stimmen in der Regional-
presse finden lassen und ob andere Ent-
wicklungspfade diskutiert werden, oder ob 
man im Bedauern über die korrigierte Ent-
wicklung verharrt. Eine Analyse dieser Ver-
änderungen (auch vor dem Hintergrund der 
Regierungsneubildung im Herbst 2005 in 
Berlin) ist nur unter der Einbeziehung eines 
weiteren Analysezeitraums im nächsten 
Jahr aussagekräftig durchzuführen. 
Die Zusammenschau der Ergebnisse der 
Medienanalyse mit der parallel durchge-
führten Stakeholderanalyse zeigt wesentli-
che Diskrepanzen zwischen öffentlichem 
und Elitendiskurs. Anders als in der Me-
dienanalyse zeigen sich in der Stakeholder-
analyse deutlich voneinander abgegrenzte 
Positionen der Akteure. Wenngleich auch 
hier die Grundhaltung gegenüber Windkraft 
eher positiv ist, so sind doch aus Natur-
schutz und Energieversorgung deutlich 
kritischere Stimmen zu vernehmen. Wäh-
rend Naturschützer eine Industrialisierung 
von Meer und Küste verhindern wollen, 
sorgen sich die Energieversorger vor allem 
um technische Probleme sowie Finanz- und 
Verfahrensfragen. 
Die kritischen Stimmen kommen im 
öffentlichen Diskurs so gut wie gar nicht 
vor, auch wenn sie von Stakeholdern 
vorgebracht werden, von denen man ein 
gewisses auch öffentliches Aktivitätsniveau 
voraussetzen kann (z. B. aus dem Natur-
schutz). Dagegen wird die Position der 
Energieerzeuger medial häufig eindeutiger 
und positiver präsentiert als in den 
Selbstdarstellungen mancher Akteure aus 
diesem Sektor. Zudem werden schlagkräf-
tige technische Bedenken in der öffentli-
chen Diskussion kaum angesprochen. Eine 
bemerkenswerte Ausnahme ist hier die 
Sylter Bürgerbewegung „Gegenwind e. V.“, 
deren Offshore-kritische Argumentation 
nicht nur in der Regionalpresse, sondern 
sogar im „Spiegel“ widergegeben wird. 
Mögliche Gründe für diese auffällige 
Schieflage könnten u. a. in erfolglosem 
„Agenda-setting“ der Akteure, einer starken 
Selektionsmacht in den Redaktionen — die 
dann aber im wesentlich weniger 
betroffenen Kreis Dithmarschen ebenfalls 
vorhanden wäre — oder einer problema-
tischen Auswahl der Stakeholder zu finden 
sein. Entscheidungsmacht ohne Präsenz im 
öffentlichen Diskurs mag für Wirt-
schaftsunternehmen möglich, wenn auch 
schwierig sein; für NGOs ist diese Kon-
stellation kaum vorstellbar. 
Bei genauerer Betrachtung erscheint es 
jedoch als unwahrscheinlich, dass z. B. die 
Naturschützer von NABU oder BUND weni-
ger erfolgreich Themen setzen als eine kürz-
lich gegründete Bürgerbewegung, dass die 
Stakeholder insbesondere aus den Berei-
chen Naturschutz und Energieversorgung 
völlig falsch ausgewählt wurden oder dass 
die Redaktionen speziell deren Einwände 
ausblenden, „Gegenwind e.V.“ aber großzü-
gig präsentieren. Näher liegt hier mögli-
cherweise eine Zurückhaltung der Stake-
holder selbst, die vor allem im Natur-
schutzbereich in der Regel durch eine am-
bivalente Haltung gegenüber Windkraft 
gekennzeichnet ist. Einerseits sind Klima-
schutz und Atomausstieg sowie großzügige 
Finanzierung der Erforschung der mariti-
men Umwelt in Nord- und Ostsee im Vor-
feld der Genehmigung von Windparks posi-
tiv besetzt. Andererseits führen auch diese 
Entwicklung und die gegenwärtige Geneh-
migungspraxis neue Risiken mit sich. Zu-
dem widersetzt sich eine differenzierte Posi-
tion des „ja, aber“ häufig einer eher einfach 
strukturierten Berichterstattung und ist 
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auch vom Nachrichtenwert gegenüber kla-
ren Positionen unterlegen. 
Auch für die Energieerzeuger können 
ähnliche Bedingungen angenommen wer-
den. Hier kommt allerdings hinzu, dass 
eine Investitionszurückhaltung der energie-
erzeugenden Industrie die Strategie von 
Kommunal- und Landesregierung zur wirt-
schaftlichen Entwicklung der Region kon-
terkarieren würde. Diese Strategie wird in 
der Berichterstattung ganz klar als alterna-
tivlos dargestellt und „hochgeschrieben“. 
Auch hier bleibt abzuwarten, ob eine ver-
änderte Politik dem öffentlichen Diskurs in 
der Region eine andere Richtung geben 
wird. 
Weiterhin ist auffällig, dass Konflikte mit 
oder Bedenken von Bewohnern aus den 
betroffenen Regionen ebenfalls kaum in den 
Medien artikuliert werden. Hier wird die 
Bevölkerungsbefragung eine wichtige Lücke 
schließen. Es ist zu erwarten, dass Diskre-
panzen und potentielle Konfliktlinien auf-
gedeckt werden, die in der Untersuchung 
von Elitendiskursen (Stakeholderanalyse) 
und öffentlichen Diskursen (Medienanalyse) 
bislang nicht auftauchten. 
Abschließend bleibt festzustellen, dass 
die Thematik „Offshore“ bislang weit weni-
ger umstritten scheint, als ursprünglich 
angenommen wurde. Dies kann allerdings 
auch daran liegen, dass die Region insge-
samt, nämlich die Nordseeküste innerhalb 
Schleswig-Holsteins, als wirtschaftlich 
problematisch und uninteressant, abge-
schrieben wird. Gleichzeitig ist man sich in 
der Region klar über die wirtschaftliche 
Misere und apportiert mit einer Mischung 
aus Verzweiflung und Heilserwartung jeden 
Ball, der Verbesserung bringen könnte. Der 
Weg zu wirklich fruchtbaren „public-private 
partnerships“ im Bereich der erneuerbaren 
Energien ist allerdings noch weit und mit 
der faktischen Abwicklung des Offshore-
Hafens in Husum erst einmal zum Still-
stand gekommen. 
7.2. IKZM-Oder 
Die Aufgaben und Themen des Projektes 
„Forschung für ein Integriertes Küstenzo-
nenmanagement in der Odermündungsre-
gion (IKZM-Oder)“ ergeben sich aus der 
spezifischen Situation und dem Bedarf der 
Oder-Region. Gleichzeitig wird konkret den 
Aspekten „Strategischer Ansatz“, „Grund-
sätze“, „nationale Bestandsaufnahme“ und 
„nationale Strategien“ der EU-Empfehlung 
Rechnung getragen (EG 413/2002). 
Die besondere Herausforderung besteht 
darin, Wissenschaft zu betreiben, die nati-
onalen und internationalen Ansprüchen 
genügt und innovativ ist; sowie gleichzeitig 
eine IKZM-Initiative zu starten, die Behör-
den und Bevölkerung einbindet, um ge-
meinsam zu einer nachhaltigen Entwick-
lung der regionalen Küstenzone beizutra-
gen.  
Zu diesem Zweck werden im Gegen-
stromprinzip zwei Ansätze parallel verfolgt 
und miteinander verknüpft: 
• Bottom-up-Ansatz: Förderung und Mode-
ration von Initiativen zur regionalen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und vielfältige 
Einbindung von Entscheidungsträgern. 
Dazu gehören die Workshopreihe 
Deutsch-Polnische Küstendialoge und 
die Tätigkeit eines an das Projekt ange-
schlossenen Agenda 21-Büros. 
• Top-down-Ansatz: Durchführung der von 
der EU geforderten regionalen Be-
standsaufnahme, Analyse und Evaluie-
rung bestehender Strukturen, Kompe-
tenzen und Rechtsvorschriften hinsicht-
lich eines nationalen IKZM. Begleitende 
Forschung zu zentralen regionalen Prob-
lemfeldern und Bereitstellung von In-
strumenten, Mechanismen und Werk-
zeugen für regional übertragbares IKZM 
sowie Schaffung von Entwicklungsper-
spektiven für ein IKZM. 
Dazu werden folgende Arbeiten geleistet: 
• Ausarbeitung eines regionalen Informa-
tionssystems zum IKZM für die Region 
am Stettiner Haff, 
• Empfehlungen für die Ausweitung der 
Regionalplanung auf die Küstengewäs-
ser, 
• Empfehlung für die Harmonisierung der 
deutschen und polnischen IKZM-rele-
vanten Planungen zu einer grenzüber-
greifenden Vision und Strategie für die 
nachhaltige Entwicklung der Odermün-
dungsregion, 
• Ausarbeitung eines grenzübergreifenden, 
strategischen Managementplanes für die 
touristische Entwicklung der gesamten 
Region unter besonderer Berücksichti-
gung des maritimen Tourismus, 
• Zusammenstellung der potentiellen Aus-
wirkungen globaler Klimaänderungen 
und ihrer Relevanz für das Management 
der Küstenregion, 
• Aufbereitung der bestehenden Ergebnis-
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• Erfassung der Wechselwirkungen zwi-
schen Einzugsgebiet und Küstenregion 
und ihrer Konsequenzen für IKZM, 
• Evaluierung bestehender internationaler 
und nationaler Indikatorensysteme für 
eine erfolgreiche nachhaltige Entwick-
lung der gesamten Küstenzone, 
• Förderung und Verbreitung des IKZM-
Gedankens, Schulung und Weiterbil-
dung von Interessierten und regionalen 
Entscheidungsträgern, auch als nationa-
le Fallstudie für die Studentenausbil-
dung: Projektansatz, Ergebnisse, Erfah-
rungen und Lehren werden als internet-
basiertes, interaktives Lernmodul umge-
setzt. 
Die Schaffung nachhaltiger, über die Pro-
jektdauer hinausreichender Perspektiven 
und Strukturen ist Thema aller Arbeiten. 
Bestandsaufnahme der Oder-Region 
Das Küstengebiet der Ostsee kann nicht 
ohne die Berücksichtigung der Zuflüsse, 
sprich des Einzugsgebietes und der Wech-
selwirkungen zwischen Küstenzone und 
Flusseinzugsgebiet untersucht werden. 
IKZM-Oder hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, die wichtigsten Institutionen und 
Probleme zu identifizieren und zu analysie-
ren, die an dem Wechselwirkungsprozess 
beteiligt sind. 
Die Bestandsaufnahme „Integriertes 
Küste-Flusseinzugsgebiets-Management an 
der Oder/Odra: Hintergrundbericht“ dient 
als Arbeitsgrundlage für das laufende Pro-
jekt und als aktualisierter Hintergrundbe-
richt für die Fallstudie „United Nations En-
vironment of Programme — International 
Coastal and River Managament (UNEP-
ICARM) Oder“. Sie identifiziert relevante 
Problemfelder für ein IKZM sowie ICARM in 
der deutsch-polnischen Grenzregion Meck-
lenburg-Vorpommern und Westpommern. 
Der Bericht bildet die Grundlage auch für 
weitere regionale und gemeinschaftliche 
Aktivitäten bzw. Projekte. 
In der Bestandsaufnahme wurde festge-
stellt, dass es an der Ostsee und in der Re-
gion der Odermündung aufgrund der na-
türlichen Gegebenheiten, der unterschiedli-
chen Nutzungen und aufgrund der Grenz-
region zu vielfältigen Wechselwirkungen 
hinsichtlich geografischer, biologischer, 
wirtschaftlicher und sozio-ökonomischer 
Aspekte kommt. Diese betreffen den aquati-
schen Bereich, den landseitigen Bereich 
sowie die Sozioökonomie. Die Gradienten 
bestehen sowohl zwischen Deutschland 
und Polen als auch zwischen Wasser und 
Land. Spezifischer sind die Wechselwirkun-
gen zwischen der Küstenregion und dem 
Hinterland, die beiderseits der Grenze zu 
finden sind. Wassergebundene Wechselwir-
kungen sind großräumig und bestehen zwi-
schen der Pommerschen Bucht (Ostsee), 
dem Stettiner Haff/Oderhaff und der Oder 
bzw. ihrem Einzugsgebiet, sind also wei-
testgehend unabhängig von den Territorien 
Deutschlands und Polens zu betrachten. 
Medienanalyse an der Oder 
Um den ersten Überblick über die Präsenz 
der küsten- und landbezogenen Themen in 
der Region zu bekommen, wurde neben der 
Analyse von Dokumenten und einem Fra-
gebogen auch eine Medienanalyse im Rah-
men der Bestandsaufnahme durchgeführt. 
Analysiert wurden dazu zwei Tageszei-
tungen, die im Odermündungsbereich, also 
rund um das Stettiner Haff von den meis-
ten Bewohnern gelesen werden. Ausgewer-
tet wurden 430 Artikel des deutschen und 
324 Artikel des polnischen Mediums im 
Zeitraum 28.1.2000 bis 28.1.2005. Dies 
entsprach etwa sieben Artikeln monatlich 
in der deutschen Zeitung und etwa fünf in 
der polnischen. Dabei traten hinsichtlich 
der Häufigkeit der Kategorien große Unter-
schiede zwischen Deutschland und Polen 
auf. In der polnischen Tageszeitung wurde 
am häufigsten über die Grenzproblematik 
bzw. die deutsch-polnischen Beziehungen 
berichtet. Dabei wurde überwiegend der 
EU-Beitritt Polens thematisiert. Alle ande-
ren Kategorien wie Munition/Militär spiel-
ten vergleichsweise eine sehr viel geringere 
Rolle. In der deutschen Tageszeitung über-
wogen Artikel zum Thema Tourismus, ge-
folgt von Küstenschutz/Hochwasser und 
Fischerei. Eine eher gleichwertige Beach-
tung in Deutschland wie in Polen fand der 
für die Region wichtige Wirtschaftsfaktor 
Schifffahrt/Häfen. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die Tageszei-
tungen nur sehr begrenzt über die Wech-
selwirkungen zwischen der Küste und dem 
Einzugsgebiet aufklären. Insbesondere wird 
gering über den belastenden Einfluss der 
Oder (Schadstofffrachten, Eutrophierung, 
Schiffsverkehr) berichtet, auf der deutschen 
Seite allerdings weniger als auf der polni-
schen (Löser/Sekścińska 2005). 
Die Darstellung der Oder beschränkt 
sich in der polnischen Zeitung fast aus-
schließlich auf die Themen Schifffahrt/ 
Häfen und Grenzproblematik/deutsch-pol-
nische Beziehungen. Meistens handeln die-
se Artikel von dem Flusslauf allgemein, 
berichten jedoch selten von den direkten 
wassergebundenen Einflussfaktoren für das 
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Haff: nämlich Wasserqualität, Fischerei, 
Hochwasser und Naturschutz. Im deut-
schen Medium fehlt dieser Bezug gänzlich. 
Hier wird nicht auf die wassergebundenen 
Einflussfaktoren aus dem Odereinzugsge-
biet hingewiesen. So spielt z. B. Hochwas-
ser oder Beeinflussung der Wasserqualität 
im Haff aus Richtung Oder gar keine Rolle. 
In den untersuchten regionalen Medien 
wird somit ein unzureichendes Bild der 
naturräumlichen Zusammenhänge vermit-
telt. Nur ansatzweise kann der Leser auf 
beiden Seiten der Grenze erfahren, welchem 
Druck speziell das Stettiner Haff unterwor-
fen ist. 
Weder im deutschen noch im polnischen 
Medium wird der Bereich des Hinter- bzw. 
des Binnenlandes behandelt, was auf die 
geringe Nutzung und die geringe Besiedlung 
zurückzuführen ist. Im deutschen Medium 
wird das Thema Tourismus im Zusammen-
hang mit der Außenküste und der inneren 
Haffküste thematisiert, verliert dagegen 
landeinwärts an Bedeutung. In der polni-
schen Tageszeitung wird das Thema Tou-
rismus oft in direktem Zusammenhang mit 
der Grenzproblematik und der Regional-
entwicklung genannt. Sehr oft wird auch 
der Zusammenhang zwischen Tourismus 
und Naturschutz/Naturparks dargestellt. 
Die Artikel zu Küstenschutz/Hochwasser 
und Schifffahrt/Häfen zeigen ebenfalls ei-
nen bedeutsamen Bezug zum Tourismus 
und weisen auf dessen Abhängigkeit von 
diesen Faktoren hin. Küstenschutz/Hoch-
wasserschutz steht darüber hinaus in en-
gem Zusammenhang zu Faktoren Schiff-
fahrt/Häfen und Naturschutz/Naturparks. 
Die vor allem im polnischen Medium wich-
tigste Kategorie Grenzproblematik/deutsch-
polnische Beziehungen wird oft gemeinsam 
mit der Regionalentwicklung sowie mit 
Schifffahrt/Häfen genannt. 
Partizipation der Stakeholder  
Um eine Beteiligung der Bevölkerung an 
den angestrebten Managementansätzen — 
dem IKZM oder dem Integrierten Wasser-
ressourcenmanagement (IWRM) — zu errei-
chen, ist über die aktive Informationsbe-
reitstellung hinaus eine dauerhafte Diskus-
sions- und Entscheidungs-Plattform zu 
schaffen. Diese muss es den Bewohnern, 
Akteuren und Interessengruppen ermögli-
chen, am Managementprozess teilzuhaben 
und ihre Interessen einzubringen. 
Für den Bereich der Odermündung wird 
ein Teil der Informationsverbreitung inner-
halb des Projektes IKZM-Oder mit der Ent-
wicklung eines Informationssystems und 
mit den Treffen im Rahmen des deutsch-
polnischen Dialoges realisiert. Bei dem 
mehrsprachigen Informationssystem 
(deutsch, polnisch, englisch) handelt es 
sich um ein allgemein zugängliches Inter-
net-Portal mit regionalem Kommunikati-
onssystem (information content system). 
Durch die Einbindung der vorhandenen 
Software „CoastBase“ wird eine flexible Su-
che und Verknüpfung der Inhalte möglich. 
Das System stellt ein Werkzeug dar, wel-
ches Information, Kommunikation und 
Entscheidungsfindungsprozesse erleichtern 
und die gewonnenen Ergebnisse und Erfah-
rungen dauerhaft, als exemplarisches Bei-
spiel für andere Regionen verfügbar ma-
chen soll. Das System geht regional in die 
Tiefe. Es werden alle Arten von Daten und 
Informationen über die Region möglichst 
vollständig aufbereitet und eingebunden, 
um den Informationsfluss und die Informa-
tionsverfügbarkeit in der Region zu verbes-
sern. Hierzu sind mehrere Teilaufgaben zu 
bearbeiten: Systematische Zusammenstel-
lung und Aufbereitung von regionalen Da-
ten, Fakten, Berichten, Karten und Pla-
nungswerken, Öffentlichkeitsarbeit, News-
letter zur Informationsverbreitung, Kom-
munikationsplattform, Schnittstellen zu 
anderen Systemen und regionalen Internet-
präsenzen sowie Entwicklung von Strate-
gien, um das Informationssystem langfristig 
selbsttragend zu gestalten und dessen Dau-
erhaftigkeit sicherzustellen. Durch Regio-
nalkonferenzen wird die Diskussion zum 
IKZM durch Einbindung aller regionalen 
Behörden und Entscheidungsträger auf 
eine breitere Basis gestellt. 
Darüber hinaus stellt das binationale 
Dokument — die „Regionale Agenda 21 
Stettiner Haff — Region zweier Nationen“ — 
eine wichtige Plattform für die Einbindung 
der lokalen und regionalen Interessengrup-
pen und Akteure dar. Beide Aktivitäten 
bringen auch die Wechselwirkungen zwi-
schen Küstenzone und Einzugsgebiet in das 
Bewusstsein der regionalen und lokalen 
Betroffenen und tragen zur Verbreitung der 
Umweltbildung bei. 
8 Ausblick: Nationale Strategie im europäischen Rahmen 
Künftige Aufgaben eines integrierten Küs-
tenmanagements werden darin bestehen, 
die Bedingungen zu ermitteln, unter wel-
chen die nachhaltige Entwicklung einer 
Küstenregion möglich ist. Hierzu gehören 
die Empfehlungen und Richtlinien, die von 
der Europäischen Union bereitgestellt wer-
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den und nationale wie regionale Maßnah-
men stimulieren. 
Im Rahmen eines Forschungsprojekts 
des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) und des Bundesmini-
steriums für Verkehrswesen, Bau- und 
Wohnungswesen (BMVBW) wurde in den 
Jahren 2003 und 2004 entlang der etwa 
2.400 km langen deutschen Küstenlinie an 
Nord- und Ostsee eine Bestandsaufnahme 
durchgeführt, die als Grundlage für die 
Entwicklung erster Ansätze für eine 
nationale IKZM-Strategie dienen sollte 
(Glaeser et al. 2004; Gee et al. 2004). In 
dieser Bestandsaufnahme wurde deutlich, 
dass sich Küsten und Meere in einer Zeit 
des tief greifenden Umbruchs befinden. 
Großräumige, schnelle Veränderungen 
betreffen insbesondere die Küstengewässer 
und die „Ausschließliche Wirtschaftszone“ 
(AWZ), wo die wachsende Internationa-
lisierung und Verdichtung der Nutzungen 
zu einer rapide steigenden Nutzungs-
intensität („Industrialisierung“) des Meeres-
raumes führt. Ein großes Interesse besteht 
auch am Ausbau von Häfen und zentralen 
Verkehrsknotenpunkten, um der wachsen-
den Nutzung der regionalen Meere als 
Verkehrs- und Transiträume entsprechen 
zu können. Neben ihrer wirtschaftlichen 
Bedeutung zeichnen sich die deutschen 
Küsten- und Meeresgebiete vor allem auch 
durch ihre ökologische Bedeutung aus. 
Wattenmeer und Ostseeküste sind sensible 
Systeme, deren internationale Bedeutung 
durch verschiedene nationale und 
internationale Schutzkategorien bestätigt 
wird. Seit 2004 sind sowohl Nord- als auch 
Ostsee als „Particularly Sensitive Sea 
Areas“ (PSSA) ausgewiesen. 
Immer deutlicher zeigt sich, dass die 
Abwägung verschiedener Interessen und die 
Entstehung einer Polykultur der Nutzungen 
nur mit Hilfe eines lenkenden Entschei-
dungsprozesses bewältigt werden können. 
Die politischen Ebenen sind sich dieser 
Verantwortung in wachsendem Maße be-
wusst. Der Bund ist Ansprechpartner und 
Schnittstelle für eine Reihe unterschiedli-
cher Abkommen und für die Umsetzung 
diverser EU-Richtlinien und Empfehlungen 
verantwortlich. 
Die Gestaltung von Prozessen admini-
strativer Abstimmungen zwischen den 
verschiedenen Ebenen und Sektoren und 
informeller zivilgesellschaftlicher Beteili-
gungen steht im Mittelpunkt erster Zuar-
beiten für eine nationale IKZM-Strategie, 
die derzeit (2005) aus Sicht der Raum-
ordnung bereitgestellt wird. Nach diesen 
Vorschlägen dient eine IKZM-Strategie 
vorrangig der Klärung des Zusammenspiels 
zwischen Bund, Ländern und Regionen und 
der Bereitstellung eines „enabling environ-
ment“, also eines förderlichen Umfelds, 
welches Transparenz im Dialog, die Teil-
nahme verschiedener Stakeholdergruppen 
am Entscheidungsprozess und Effektivität 
in der Umsetzung ermöglicht. IKZM selbst 
wird als Prozess verstanden, der eine 
zukunftsorientierte Entwicklung der Kü-
stenregionen in die Wege leitet und 
dauerhaft unterstützt. Dieser Nachhaltig-
keitsprozess zwischen Ethos und Manage-
ment greift zurück auf normative Ziele, die 
in Handlungsvorgaben umgesetzt und 
systematisch überwacht und überprüft 
werden. Wichtige Elemente sind: 
• eine Vision, die auf weit reichendem 
Konsens basiert, als normative Grundla-
ge und langfristige Zielvorgabe; 
• messbare Handlungsziele, die aus dieser 
Vision abgeleitet sind; 
• eine regelmäßig aktualisierte Be-
standsaufnahme und Monitoring auf al-
len Systemebenen (räumlich, zeitlich, 
thematisch) zur Überprüfung der Ziel-
vorgaben; 
• integrative Werkzeuge und Analyseme-
thoden zur Umsetzung der Handlungs-
ziele sowie systematisch strukturierte 
Kommunikationsprozesse zwischen den 
Beteiligten; 
• die Berücksichtigung globaler Entwick-
lungsprozesse, die regional und national 
nicht oder kaum steuerbar sind (etwa 
Klimawandel). 
So wie der Begriff „Natur“ seine kulturge-
schichtliche Eigenart vor allem dadurch 
zeigt, dass er immer mehr aus dem ökologi-
schen, umwelt- und ressourcenpolitischen 
Dialog verschwindet, so gering ist die Reso-
nanz, die kulturell geformte Küstenbilder 
bei administrativen Planungsmaßnahmen, 
ja selbst in der Forschung finden. Kann 
Kulturgeschichte ins Handeln zurückgeholt 
werden? Im IKZM pflegen mittlerweile Sozi-
al- und Naturwissenschaften einen hand-
lungs- und planungsorientierten Dialog. 
Dass Küste ein mentales Konstrukt ist, 
zeigt ja nicht allein das Gegensatzpaar von 
Schutz und Nutzung, wie es in verschiede-
nen Beiträgen dieses Bandes angeklingt. 
Neue Erkenntnisse zu „Küste als Kultur-
raum“ ergänzen die im bisherigen wissen-
schaftlichen und politischen Diskurs aufge-
griffenen Küstenvorstellungen und Bilder. 
Sinnvollerweise fließen die Ergebnisse die-
ser Reflexionen in die Praxis des IKZM ein. 
Forschungen zu Identitätsbildung, zu Ent-
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stehung und Funktion alltagsgebundener 
Erfahrungen oder traditionsvermittelter 
Wahrnehmung sind in praktische Ent-
scheidungsfindung und Planungsverfahren 
einzubinden. Dazu gehört, Forschungser-
gebnisse umsetzungsfähig zu machen — 
nicht nur analytisch, sondern auch konzep-
tionell im Sinne der sich derzeit entwi-
ckelnden „modernen“ Planungsinstrumen-
te. Das Konzept des IKZM bietet hierfür 
einen weitgehend abstrakten Rahmen, der 
auf sehr unterschiedliche Weise unter Be-
rücksichtigung lokaler Interessengruppen 
und anderer Beteiligter gefüllt werden 
kann. Der Dialogförderung können institu-
tionalisierte runde Tische oder Dialog- und 
Planungsforen auf regionaler wie nationaler 
Ebene dienen. Als Teilnehmer/innen sind 
Personen gefragt, welche die geschichtlich 
gewachsenen visionären Vorstellungen in 
die alltägliche Projektarbeit als Arbeitsper-
spektive einbringen können. 
Der damit verbundene integrative und 
dialogorientierte Prozess verlangt eine enge 
Zusammenarbeit von Wissenschaftlern, 
regionalen Entscheidungsträgern und Inte-
ressenvertretern aller Handlungsebenen — 
die transdisziplinäre Anforderung. Dies 
erfordert Offenheit für neue Ansätze von 
allen Seiten: die Bereitschaft der Nicht-
Wissenschaftler, sich neuen Denkweisen zu 
stellen; aber auch die Bereitschaft der Wis-
senschaftler, ihre Theoreme und Verfahren 
mit den Anforderungen der Praxis abzuglei-
chen. Dies ist ein für alle Beteiligten 
schwieriger, aber auch herausfordernder 
Prozess, welcher die Voraussetzung für In-
novation in sich trägt. 
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The Spectre of Coercion. Is Public Health Genetics 
the Route to Policies of Enforced Disease 
Prevention? 
Wolfgang van den Daele 
This article will appear in Community Genetics, Special Issue on Public Health Genetics, 2006. 
A spectre of coercion lingers throughout the 
public debate over the social and cultural 
impacts of the growth of knowledge in hu-
man genetics. The scenario is that genetic 
testing will not remain an individual option 
which people can freely choose to use or 
not, but will instead be turned into a means 
of social control to enforce compliance with 
collective goals. Is public health genetics a 
field in which these fears are likely to be-
come true? 
1 The preventive potential of public health genetics 
Preventive potential exists where options 
emerge to intervene into the pathogenesis, 
either by removing possible causes of the 
disease (primary prevention) or by taking 
early medical measures that preclude con-
sequences of the disease and improve the 
prognosis for patients (secondary preven-
tion). The applications of genetic diagnos-
tics detailed in table 1 could meet these 
criteria. 
For many of the genetic tests suggested 
for these applications serious technical ar-
guments can still be made about their clini-
cal validity and utility (Holtzman and 
Shapiro 1998; Burke 2002; Khoury, 
McCabe and McCabe 2003). These argu-
ments are set aside here; it is presupposed 
that genetic diagnostics with a preventive 
potential are available, or will become avail-
able. It is further presupposed that appro-
priate professional and legal controls are in 
place to ensure that only tests providing 
tangible health benefits will be put into 
practice. 
 
2 What is wrong with coercion in disease prevention? 
Apparently, nothing is wrong with coercion 
when diseases shall be prevented through 
the regulation of toxic substances in the 
environment, or of quality of consumer 
products, or of working conditions. In fact, 
with recourse to the principle of precaution 
more rather than less coercion tends to be 
advocated in these cases. The problems 
begin when the prevention is shifted to risk 
factors that reside within the person at risk. 
Genetic traits which lead to disease appear 
to be a paradigm case of such risk factors; 
they are literally “embodied risks”. Public 
health policies that focus on individual risk 
factors are met with suspicion because they 
could lead to “blaming the victim” instead of 
striving for social change, and because they 
restrict individual freedom and place pri-
vate choice under public surveillance. This 
highlights the political ambivalence built 
into the notion of prevention. The perfection 
of the preventive state or “L’état providence” 
(Ewald 1986) will lead to a totalitarian soci-
ety. 
On the other hand, there are reasons 
why it seems both rational and legitimate to 
assign some responsibility to individuals to 
prevent disease if they can. Such responsi-
bility resonates perfectly with the notion 
that in modern societies people must en-
gage in prudent self-management to organ-
ise their life course. To forego effective op-
tions to avert serious disease is bound to be 
considered as irrational behaviour. In addi-
tion, it will be denounced as illegitimate. In 
modern welfare states individuals who be-
come ill can make moral and legal claims to 
the solidarity of their fellow citizens and 
request special benefits; in return persons 
at risk are expected to take reasonable 
measures to avoid the risk. Talcott Parsons 
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has described the pattern of reciprocity 
inherent in the social role of the patient 
(Parsons 1964). Patients are granted relief 
from many obligations, especially the duty 
to go to work, but they must acknowledge 
that the status of “patient” is undesirable 
and only conditionally granted, and that 
they must cooperate with medical personal 
in efforts to restore their health. It is a 
small step from the duty to restore one’s 
own health to the duty to take appropriate 
measures to prevent disease in the first 
place. In fact, under the heading “solidarity 
and individual responsibility” a duty in this 
respect was confirmed in German social 
security legislation in 2003. “Insured per-
sons share a responsibility for their health; 
they shall help to prevent the incidence of 
disease and disability … by adopting a 
health conscious way of living and by early 
participation in measures of health precau-
tion” (SGB, book V, chapter 1). In the light 
of such legislation it would seem to be a 
matter of degree and practicality rather 
than principle whether or not coercion is an 
acceptable means to manage health risk 
factors that reside in the individual, be they 
patterns of behaviour or genetic traits. 
The question then is whether the pros-
pects offered by genetic testing are likely to 
trigger preventive strategies that disregard 
the balance between social duty and per-
sonal freedom and push more strongly to-
wards the totalitarian end of the spectrum 
of social control. This is exactly what critics 
of human genetics foresee. Andrea Fischer, 
former German Federal Minister of Health 
from the Green Party, warns us of “preven-
tion terror” and predicts that “We will be-
come a society of healthy patients who are 
permanently subjected to preventive treat-
ment” (Fischer 2003). But is this a realistic 
scenario? 
3 The meaning of coercion and domains of control 
The question cannot be answered by just 
considering clear cases of legal enforcement 
of prevention. There are more subtle and 
perhaps equally effective methods to control 
peoples’ behaviour. The types of control 
included in the following table range from 
direct legal force through professional 
dominance to the constraints that moral 
beliefs and cultural images put on individ-
ual freedom. Evidently, the latter con-
straints do not fit to the common notion of 
“coercion” as pressure imposed on people 
by others. They are nevertheless included 
here to present a complete map of social 
controls within which emerging strategies of 
public health genetics can be located (see 
table 2). 
The table distinguishes between “avoid-
ance of risks” and “awareness of risks” as 
objectives or domains of preventive control. 
There may be limited options in liberal so-
cieties to enforce individual behaviour and 
ways of life in order to avoid risks. In con-
Table 1: Preventive Potential of Genetic Screening 
Newborn screening  Searching for congenital metabolic variations that need immediate 
intervention to prevent the outbreak of a disease 
(phenylketonuria) 
Screening for genetic factors that 
may induce disease in the future 
Searching for genetics risks that can be coped with by precautionary 
measures that prevent outbreak of the disease or improve the prognosis  
(hemochromatosis, breast cancer) 
Pharmacogenetic screening Searching for inherited metabolic variants that may put the carriers at risk 
because they induce adverse reactions to medicines or narcotics. 
Screening at the workplace  Searching for inherited metabolic variants that make the carriers particularly 
susceptible to risks from toxic substances to which they may be exposed at 
their work place. 
(G6PD, slow acetylase) 
 
Screening for heterozygous 
carriers of disease related genes  
Testing healthy adults for genetic traits which could lead to disease in 
offspring to allow for measures of family planning: carrier testing of the 
partner, prenatal diagnosis 
(thalassemia, Tay-Sachs disease, cystic fibrosis) 
Prenatal screening  Searching for genetic variations that will lead to severe handicap or disease 
in the child to be born; parents have the option of selective abortion 
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trast, coercion designed to raise the aware-
ness of risks may be more acceptable (and 
hence more likely), because it does not pre-
empt the ultimate choice of the individual 
but simply imposes a rationalistic frame 
upon it: While people should be free to take 
risks, they should, at least, have to know 
what they are doing. The following sections 
discuss incentives for the various coercive 
options listed in the table and attempt to 
assess the probability that they will be cho-
sen in public health policies, using social 
values, legal and political cultures and pro-
fessional orientations in Western Europe 
and the United States as reference. 
4 Screening newborns for preventabledisease  
Mandatory screening of newborns for inher-
ited traits which, without proper preventive 
treatment, would develop into serious dis-
ease in children has long been accepted as 
legitimate policy in US States.1 It is justified 
                                                         
1 As of 2002 all states in the US have required such 
screening, with only Wyoming and Maryland ruling 
that informed consent of the parents is a condition 
(GAO 2003). In many of these states (n = 46) parents 
on the ground that it is in the reasonable, 
best interest of the child, and therefore, 
must be implemented regardless of what 
the preferences of the parents may be. This 
rationale for such screening is compelling. 
But this is at the same time a reason why 
mandatory policies seem to miss the point. 
Parental compliance is overwhelming, even 
when their informed consent is required for 
the testing.2 At present, a declared com-
mitment to the principle of informed con-
sent is increasingly common in newborn 
screening programmes, but this does not 
                                                                                     
have the right of informed refusal; they can opt out — 
although in most cases (n = 33) only for religious rea-
sons. However, they are dissuaded from exercising 
that right.Thus the Utah newborn screening rules 
require that non-compliance of parents (who can re-
fuse the test for religious reasons only) shall be re-
ported to the health department “as medical neglect” 
(R389-1-13). 
2 Field experiments in Bavaria (Germany) demon-
strated that less than 0.1 % of all parents definitely 
refused the test, and that with proper tracking services 
99.96 % of all children could be tested in the repeat 
test. A 0.1 % non-compliance rate means that once in 
10 years a Bavarian child will be inflicted by an inheri-
ted disease that could have been prevented through 
treatment after screening (Liebl et al. 2002). A 99.9 % 
compliance rate has also been reported from Maryland 
after the mandatory PKU screening law had been re-
pealed (Faden et al. 1982).  
Table 2: Degree of Coercion and Domain of Control 
Domain of Control 
Degree of coercion Awareness of risks Exclusion of risks 
Direct legal force  Mandatory newborn screening  
Indirect legal force  Liability for carrying handicapped 
fetuses to term (wrongful life claims) 
Conditions for access to 
institutions/services 
Carrier screening as condition for 
obtaining a marriage license 
Restricting the employment of persons 
susceptible to occupational diseases 
Pharmacogenetic testing as 
prerequisite for medical treatment 
Economic incentives  Limits on the insurability of newborn 
handicapped children 
Bonuses for health conscious 
behaviour 
Persuasion and education Voluntary programs for carrier 
screening 
 
Professional dominance Routine screening without notification 
(antenatal and postnatal) 
“Active” counselling of persons at risk 
(‘cascade’ carrier testing) 
Professional bias against giving birth to 
handicapped children 
Pressure to abort through directive 
counselling  
Sense of moral duty   Accepting a responsibility to bring only 
healthy children to birth 
Self-determination as societal 
governance 
Wanting to know the risks is deference 
to the predominant cultural patterns of 
rationality 
Preferences for a healthy child are 
compliance with social images of 
normality  
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mean that neonatal genetic testing of chil-
dren is truly voluntary. The testing is widely 
implemented as “routine without notifica-
tion” (Faden, Kass and Powers 1991). Doc-
tors and nurses take the consent of parents 
for granted, or as tacitly given, when the 
latter seek neonatal medical care; quite 
often parents do not even know that the 
testing will be performed. This practice thus 
amounts to de facto mandatory genetic 
screening. It nevertheless goes virtually 
unchallenged, which is evidence that, de-
spite official tribute to the principle of in-
formed consent, coercive strategies may 
prevail to ensure that the preventive bene-
fits of genetic screening can be reaped. 
5 Carrier screening of children with or without parental consent 
There are few examples for the screening of 
asymptomatic children for genetic traits 
which predispose them for a disease that 
will break out in the future, or which imply 
risks for childbearing.3 The dominant posi-
tion in the professions and in public policy 
is that such predictive genetic testing 
should not be performed on children if it 
can be postponed without harm until the 
children reach an age where they can give 
informed consent themselves (CGS 1994; 
ASHG 1995; NIH 1999; Robertson and Sa-
vulescu 2001; Twomey 2002). Hence, there 
seems to be little reason to suspect that the 
right of children not to know their genes will 
be overridden by mandatory public screen-
ing programmes. The challenge may come 
from parents instead who feel that they are 
entitled to know about future risks their 
children could face later in life and resent 
restrictions on the testing for such risks as 
an infringement on their own autonomy.4 
Genetic testing at the request of the parents 
is still involuntary on the part of the child, 
but it would be a matter of individual par-
ent-child and doctor-patient relations and 
                                                         
3 Carrier screening of school children for hemoglobi-
nopathies has, for instance, been performed in Mar-
seille 1978-85, which provided information leading to 
the testing of partners 15 years later (Lena-Russo et al. 
2002). Cao et al. (2002, p. 314) report that a similar 
screening of school children has quite recently been 
introduced in Sardinia and Cyprus. 
4 Gustafsson Stolt et al. (2003) report that 86 % (n = 
254/293) of the parents in their sample wanted to 
know if their child has an increased risk of getting 
diabetes even if there is no preventive measure avai-
lable. Parents also want to know the carrier status of 
their children to give anticipatory guidance. See 
McConkie-Rosell et al. (1999) for testing siblings of a 
child affected by fragile X. 
could not count as an example of coercion 
in public health genetics. 
6 Pharmacogenetics — Testing as a condition for access to medical treatment 
With pharmacogenetics, genetic tests could 
become available to predict whether an in-
dividual is a non-responder to certain 
medicines or narcotics, or likely to suffer 
serious adverse effects from such sub-
stances. Genetic testing would thus become 
a precondition for the application of such 
drugs. This amounts to mandatory testing, 
without any recourse to the right not to 
know one’s genes, but the coercion involved 
is evidently justified. While it is a matter of 
patient autonomy to decide whether or not 
to undergo medical treatment, the determi-
nation of what sorts of treatments are tech-
nically feasible or medically indicated in 
concrete cases remains a professional do-
main. Patients cannot insist on treatments 
which professional judgment deems ineffec-
tive or harmful. This is an accepted rule of 
medical ethics and doctor-patient relation-
ships. And this rule would apply to phar-
macogenetic testing as well. 
7 Genetic testing as a condition for access to employment 
The most common scenario of how predic-
tive genetic testing would become de facto 
compulsory is that it will be used in preem-
ployment screening to disqualify job appli-
cants who are genetically at risk to suffer 
from a disease in the future that will affect 
their capacity to work (EC 2002; Godard et 
al. (2003). The scenario is not plausible; 
such use is generally considered as a clear 
case of genetic discrimination, and it is 
likely to be banned by law.5  However, a few 
exceptions must be envisaged. Genetic tests 
that predict diseases which put other em-
ployees or the general public severely at 
risk, were they to afflict an employee on the 
job, would probably be applied. Pre-
employment screening of airline pilots or 
truck drivers for the risk of sudden heart 
attack or epileptic seizures are examples 
cited in this respect. While no such tests 
exist, at present, the rationale for applying 
them if they become available will be widely 
                                                         
5 See e.g. the pertinent legislation in Austria, Fin-
land, Denmark, discussed in (Godard et al. 2003). In 
the US 32 States had clauses against genetic discrimi-
nation in their employment laws 2004, as of 1999 the 
number was 13 States (NCSL 2004). 
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accepted.6 Even if the testing were only to 
be applied with informed consent it would 
still be “conditionally mandatory” (Faden, 
Kass and Powers 1991) since job applicants 
must expect not to be hired if they do not 
consent. 
Another frequently advocated exception 
to the ban on pre-employment predictive 
testing is the selection of applicants who 
carry genes that make them particularly 
susceptible to harm from exposure to spe-
cific workplace conditions. Such testing 
may not yet be technically feasible (Schulte 
2004), but it has strong support from the 
professionals of occupational medicine,7 
and many regulations provide some allow-
ance for it.8 On the other hand, mandatory 
pre-assignment examinations that eventu-
ally exclude vulnerable individuals from 
jobs to protect them from health hazards 
have come increasingly under fire as un-
warranted paternalism and an infringement 
on the autonomy of employees. Legal re-
strictions on female employment designed 
                                                         
6 The Human Genetics Advisory Committee in the 
UK held that “… where issues of public safety arise, an 
employer should be able to refuse to employ a person 
who refuses to take a relevant genetic test” (HGAC 
1999, no. 3.19 iii). The government endorsed this 
position in 2002 but underlined that “there must be 
compelling medical safety grounds” (HGC, no. 8.30). 
See also Nuffield Council on Bioethics (1993, no. 
10.13). It would be particularly difficult to deny such 
testing in countries where employers must fear to be 
held liable for “negligent hiring”, should an employee 
contract a predictable disease, and third parties are 
injured as a result (Gardner-Hopkins 2001: 148). 
7 Thus the American College of Occupational and 
Environmental Medicine recommended that no genetic 
testing should be performed on prospective employees 
“unless the trait being screened for predisposes a 
worker to a significant, consistent adverse outcome 
following an otherwise acceptable workplace exposure” 
(AEOCM 1997). See also Nuffield Council on Bioethics 
(1993). 
8 E.g. Denmark 1996 (EC 2002, p. 34), Finland 
(Godard et al. 2003, p. 134), Iowa 1992, New Hamp-
shire 1995, New York 1996, Rhode Island 1992, Ore-
gon 1995, Wisconsin 1991 (Rothenberg et al. 1997). 
The recent Swiss draft for a Bundesgesetz über geneti-
sche Untersuchungen beim Menschen (Federal Law on 
Genetic Testing in Humans) prohibits pre-symptomatic 
genetic testing at the workplace but in Article 22 (a) 
exempts testing with consent if “there is the risk of 
occupational disease or of serious harm to the envi-
ronment or the serious risk of accidents or of damage 
to the health for third persons”. In the UK a House of 
Commons Select Committee endorsed a recommenda-
tion of the Human Genetics Advisory Committee (1999) 
that genetic testing should be admissible if individuals 
are more sensitive than others to particular substan-
ces at the workplace (EC 2002, p. 138). The UNESCO 
Declaration 1997 on the Human Genome and Human 
Rights imposes a general ban on genetic discriminati-
on but in drafting the declaration it was assumed that 
discrimination in access to employment might be ac-
ceptable if it was in the best interest of persons who 
are hypersensitive to workplace exposure (UNESCO 
1997, p. 4). 
to protect women from workplace hazards 
have almost completely been repealed.9 And 
it is already a matter of legal debate 
whether in view of anti-discrimination laws 
such as the Americans with Disabilities Act 
job applicants with certain genetic traits 
can lawfully be excluded from employment 
to protect them from harm to themselves.10 
Political pressure against such paternalism 
is mounting. It is therefore unlikely that 
agencies of occupational health and safety 
will rush into mandatory genetic screening 
designed to exclude individuals with in-
creased susceptibility to workplace expo-
sures from employment. If at all, such 
screening may well be restricted to threats 
of direct and severe health risks, and be 
quite rare. 
8 Premarital genetic screening 
Programs for testing young adults before 
childbearing to identify genetic traits (car-
rier status) that imply high risks of having a 
child with an inherited disease or handicap 
have become a public health success.11 
Such testing has been made conditionally 
mandatory in Cyprus where the Greek Or-
thodox Church requires marriage candi-
dates to present a certificate that carrier 
testing has been carried out (Cao et al. 
2002, p. 314). However, candidates are not 
expected to reveal whether they are in fact 
carriers. The Cyprus approach has not be-
come the model for other countries. It is 
generelly held that carrier screening must 
be completely voluntary (NIH 1999). On the 
other hand, there are a number of states 
that did impose mandatory premarital test-
                                                         
9 In Germany the only remaining exception is that 
women cannot be employed for working underground 
in the mining industries. The leading case in the US 
was International Union v. Johnson Controls (1991) in 
which the Supreme Court ruled that excluding women 
from workplaces with exposure to lead to control pos-
sible risks for their fetus amounts to discrimination on 
the basis of sex. The court held that “the decision to 
become pregnant or to work while being pregnant was 
reserved for each individual woman to make for her-
self” (Rothstein 2000, p. 393). 
10 While the Equal Employment and Opportunity 
Commission extended the direct threat defense to 
include threats to the employee himself/herself one 
court has already ruled that such protection is unlaw-
ful paternalistic employment policy (US 9th Circuit 
Court of Appeals 2000; Rothstein 2000, p. 396). 
11 In Sardinia the incidences of Thalassemia Major 
fell from one in 250 live births in 1994 to one in 4000 
live births by 1999 (Cao et al. 2002, p. 323). For Brit-
tany (France) a 30 % decline in the prevalence of cystic 
fibrosis has been reported as a consequence of exten-
sive carrier testing and prenatal diagnosis (Scotet et al. 
2003). 
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ing in the past as a public health strategy 
to control infectious diseases (e.g., rubella, 
syphilis, HIV). This strategy was later 
largely abandoned, not, however, because 
mandatory testing was considered unac-
ceptable, but because it was not cost-
efficient.12 Relying on the efficiency argu-
ment reveals, however, that liberal societies 
are in fact not immune to the appeal of 
mandatory testing. Regulation to ensure 
that people become aware of the risks they 
bear and of the options they have to re-
spond is prima facie rational. Hence, one 
cannot take it for granted that public health 
agencies will always abstain from such 
regulation — including mandatory genetic 
testing, provided such testing is cost-
effective. The efficiency argument is, how-
ever, likely to render premarital genetic 
screening obsolete. It is increasingly unreal-
istic to assume that couples might decide 
not to marry or not to have children if a 
premarital test reveals that they are both 
carriers; rather, they will plan for prenatal 
diagnosis. Then, screening pregnant women 
when they contact prenatal care institu-
tions is the more promising strategy. 
9 Active counselling and cascade screening 
Even if actual genetic testing is voluntary 
risk awareness can be imposed through 
“active” counselling. In this case health 
agents seek out persons at risk in the 
population and inform them that a test is 
available, usually starting from index cases 
of sufferers or carriers and contacting the 
relatives in family networks. Disease regis-
tries built up in many countries provide an 
opportunity structure for such approach 
(McKusick 1969). Active counselling con-
fronts individuals with unsolicited and per-
haps unwanted personal information about 
their possible genetic risk status. There 
seems to be consensus that it would be 
unacceptable invasion of privacy and a vio-
lation of the right not to know if information 
that one has a high risk to a be a carrier of 
genes that predispose to non-treatable or 
late-onset diseases, such as Huntington, 
were unwillingly imposed (Huntington’s 
                                                         
12 Georgia ended its premarital blood testing for sy-
philis infection and rubella susceptibility in 2003, 
because “premarital testing of all women is an ineffec-
tive approach to prevention”. Prenatal testing and care 
is recommended instead (Georgia Department of Hu-
man Resources 2004). For the demise of mandatory 
HIV-testing laws in the US see Turnock and Kelly 
(1989) and ACLU (1998). 
Disease Society of America 1994). The 
situation is less clear for treatable or pre-
ventable diseases or with risks in childbear-
ing to which one could respond through 
family planning. Thus, screening for cystic 
fibrosis (CF) carrier status by approaching 
relatives and partners of patients or de-
tected carriers (so-called “cascade” screen-
ing) has been performed in various coun-
tries in the past (Super et al. 1994; Soren-
sen et al. 1996) and has yielded high com-
pliance rates and wide acceptance in the 
target population. In a US sample of 548 
relatives contacted only three (less than 
1 %) objected to the manner in which they 
had been approached (Sorensen et al. 1996, 
p. 424). Cascade screening for Alpha-1-
Antitrypsin deficiency has been practiced in 
Denmark since 1978, using a registry of 
patients. In a survey of screened groups 
and the general public (n = 1068) 11 % an-
swered that an unsolicited approach by a 
physician without warning should definitely 
be proscribed, respondents from groups 
contacted by the screening rejected the ap-
proach mainly because they felt that they 
should be contacted by the affected family 
members in the first place (Wilcke et al. 
2000). 
Thus, despite the priority that the prin-
ciple of patient autonomy has gained over 
the aspirations of medical paternalism in 
ethical and professional discourses, and 
despite the broad acceptance of the right of 
individuals not to know their genes there is 
still scope for policies that “push” the up-
take of genetic testing actively into popula-
tions. 
10 Economic incentives 
Compliance with public health objectives of 
disease prevention has become a matter of 
voluntary, private choice in most countries. 
However, in view of the financial crises be-
setting many national health systems, at-
tempts are made to influence individual 
choice through economic incentives. In 
Germany, for instance, health insurance 
institutions can grant bonuses, extra ser-
vices or reductions in insurance fees, for 
“health conscious behaviour” (Sozialgesetz-
buch, V, § 65a). Bonuses are envisaged for 
participating in early detection or primary 
prevention of disease programmes, such as 
vaccination, cancer screening, dental hy-
giene, general health check-ups. So far 
such bonuses do not reach a level at which 
they would become coercive for those who 
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do not want to comply. But it is doubtful 
whether they would be ruled out if they did. 
Economic pressure to participate in disease 
prevention, including undergoing genetic 
testing for that matter, may well be re-
garded as a legitimate price to pay for the 
solidarity one can claim should one become 
afflicted with disease. 
11 The public health side of selective abortion 
The fact that selective abortion has led to 
remarkable reductions in the prevalence of 
congenital diseases in some communities 
and that it can save high expenses for the 
treatment and care of afflicted children is 
rather naively taken as an argument for 
carrier screening on the population level 
and for the provision of prenatal services in 
professional debate.13 However, this argu-
ment is virtually absent from the language 
of public policy. Conflicts over abortion are 
virulent or hardly pacified through precari-
ous compromise in many liberal societies, 
and people with disabilities represent sig-
nificant social policy lobbies. This leaves no 
room for policies that pursue the declared 
objective to reduce the number of individu-
als with inherited disease or disability and 
relieve health budgets through pressure for 
selective abortion.14  
Nor is there room for indirect legal pres-
sure to abort. Liability laws in most coun-
tries allow “wrongful birth” actions through 
which women claim damages from medical 
professionals who failed to give proper in-
formation and consequently a child with 
disabilities is born that would otherwise 
have been aborted. However, with a few 
exceptions the law precludes all claims in 
                                                         
13 See e.g. Cao et al. (2002) and Beech and Bekker 
(1996, p. 90): “If individuals opt to terminate any affec-
ted fetuses, large savings will be generated in the costs 
of services that are used to care for affected individu-
als”. The NIH consensus conference on genetic testing 
for cystic fibrosis justified the cost for the population 
screening program which it advocated by pointing to 
estimates that the medical and ancillary total costs per 
birth of an inflicted child would amount to $800,000, 
whereas the screening costs might range from 
$125,000-$250,000 per identified CF fetus averted 
(NIH 1999, p. 1533). 
14 When the European Commission included a refe-
rence to the “control of the increase of social and 
health expenses” in a proposal for a research pro-
gramme on “Predictive Medicine: Human Genome 
Analysis” in 1988 it raised a public outcry and was 
subsequently rebuffed by the European Parliament 
which deleted all references to predictive medicine, 
hereditary or genetic disease, and control of health 
expenses from the proposal (European Parliament 
1989). 
which children argue that they should not 
have come to birth in the first place 
(“wrongful life”).15 Such claims would exert 
significant pressure to abort if they could 
be directed against the parents. As far-
fetched as such an idea may seem, it was 
indeed considered in a decision of the Su-
preme Court of California in 1980, in a 
(non-binding) statement: “We see no sound 
public policy which should protect those 
parents from being answerable for the pain, 
suffering and misery which they have 
wrought upon their offspring” (Court of Ap-
peal of California 1980). The California leg-
islature responded by banning all such 
claims against parents: “No cause of action 
arises against the parent of a child based 
upon the claim that the child should not 
have been conceived or, if conceived, should 
not have been allowed to be borne alive” 
California Civil Code § 43.6 (West 1982). 
The law has likewise preempted indirect 
pressure to abort that might come from 
conditions of insurability for newborn chil-
dren which deter parents from carrying a 
handicapped fetus to term. Health insur-
ance must provide coverage for newborn 
children of insured individuals from the 
moment of birth, with no possibility to se-
lect in terms of the risks the child may in-
corporate.16 
Professional dominance is likely to im-
pose risk information on women in prenatal 
care, but hardly pressure to abort. To avoid 
liability for wrongful birth doctors and 
counsellors will expose parents with exten-
                                                         
15 Wrongful life claims of afflicted children have been 
admitted in just four US States: Califonia, Connecti-
cut, New Jersey and Washington [Strasser 1999). 
When the French Cour de Cassation accepted such 
claims in 2000 (Arrêt 17 Novembre 2000 — Perruche) 
public protest followed, and the Parliament stepped in 
with a law ruling that “nobody can claim to have been 
harmed simply by being born” (Loi 2002-303, March 4, 
2002). In Germany the Federal Court of Appeal (Bun-
desgerichtshof) ruled claims of the children out 
emphasizing that “as a matter of principle, a person 
must accept his life as it has been given to him by 
nature; he cannot claim that it should have been pre-
vented or destroyed by others” (BGHZ 1983). 
16 See, for example, the Illinois Insurance Code: “The 
coverage for newly born children shall include covera-
ge of illness, injury, congenital defects, birth abnorma-
lities and premature birth” (215 ILCS 5/356c). Lawmakers 
do, however, infringe upon reproductive freedoms 
below the level of pressure for abortion. Thus, judges 
in the US have required that convicted female drug 
addicts use long-term contraceptives as a condition for 
probation to prevent further births of affected children, 
and bills have been proposed to give bonuses ($500) to 
women on welfare if they take such contraceptives 
(Moskovits and Jennings 1996, p. 788). Also, access to 
medically assisted reproduction may be denied to 
protect the welfare of the child if “there is a risk of 
harm to children through inherited disorders or 
transmissible diseases” (HFEA 2004, no. 3.12). 
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sive information about the possible risks for 
the fetus, about the availability of diagnos-
tic tests and about the options for terminat-
ing the pregnancy. Parents can still decide 
that they do not want prenatal diagnosis, 
but they cannot remain ignorant about the 
fact that they could have it. More specific 
information is imposed when ultrasonic 
monitoring of the pregnancy, especially 
second trimester monitoring which includes 
screening for birth defects, is presented to 
women in prenatal care as a medical rou-
tine, where choice is not really an issue 
(Kohut, Dewey and Love 2002). Even if 
most women accept the routine, this proce-
dure is hardly in accordance with the prin-
ciple of informed consent and non-directive 
professional advice. 
On the other hand, with respect to the 
decision of parents whether or not to termi-
nate a pregnancy the professional norm of 
non-directive counselling seems to be taken 
serious (Wertz and Fletcher 1998). In a 
study of human geneticists from Germany, 
Portugal and the UK 95 % (n = 133) agreed 
with the statement that it is the primary 
goal of prenatal diagnosis “to provide infor-
mation that helps couples to take good de-
cisions”; 86 % (n = 116) disagreed that the 
goal was “to reduce the number of genetic 
diseases in the population”17 (Marteau et al. 
1993). 
It has been suggested, that gynaecolo-
gists, who account for a significant part of 
the prenatal testing without being specifi-
cally trained in genetic counselling, are 
more inclined to patronise and manipulate 
their patients (Burke and Kolker 1994). In 
Irmgard Nippert’s study (1992-1994) 
63.9 % of the women interviewed (n = 
685/1157) felt that their decision to un-
dergo prenatal diagnosis had been strongly 
or partially influenced by their gynaecolo-
gist.18 These findings cannot as such be 
taken as proof that the gynaecologists in 
question are practicing directive counsel-
ling, since neutral, impartial presentation of 
information about risk status is also bound 
to have considerable influence. The women 
                                                         
17 In a German survey of women (n = 234) who did 
not belong to any known risk group but were neverthe-
less referred to genetic counselling because they were 
scared that something might be wrong with their baby, 
49.2 % (n = 166) decided not to undergo invasive pre-
natal diagnosis after being counselled; so did 44.9 % (n 
= 135) of those with a positive maternal serum test (n 
= 301) (Nippert 1999). This may be taken as indicator 
that the counselling is not biased towards maximising 
testing. 
18 71.8 % felt influenced by their partners, 33.5 % by 
the genetic counsellors. 
in the study overwhelmingly rejected the 
statement that they had chosen prenatal 
diagnosis because they felt that everybody 
expected them to do so (87.4 %, n = 
975/1157). Protecting the autonomy of 
women from undue professional influence 
may still be a challenge. But it seems fair to 
maintain that both patients and the doctors 
at least try to meet that challenge. There 
are no real indications that professional 
dominance is about to undermine the 
autonomy of patients here and that physi-
cians, geneticists and counsellors pursue a 
hidden public health agenda by talking 
parents into selective abortion against their 
will to reduce the burden of congenital dis-
eases in the population. 
Relevant “pressure” to choose selective 
abortion may come from the parents’ own 
understanding that it is “not fair toward a 
child to bring it to birth with a severe dis-
ability”19 (Marteau et al. 1993). This under-
standing may not be shared by the majority 
of people, and it has no significant support 
from the professions (Vehmas 2002), but it 
resonates with beliefs held in the society, 
including among pregnant women. Thus, 
while it seems inconceivable it will ever be 
adopted in our societies as public policy or 
legal concept that parents who knowingly 
bring fetuses with severe handicaps to birth 
commit child abuse, parents may neverthe-
less feel pressure to terminate such preg-
nancies — pressure from social environ-
ments which disagree and pressure from 
“within” themselves in terms of moral 
doubt. 
12 The waning of coercion and therise of voluntary compliance with public health objectives 
Public health policies of liberal societies 
have retreated from coercion in the past 
decades. Strategies of disease prevention 
that are directly or conditionally mandatory 
are now largely discredited and replaced 
with programmes that expose people to 
information and persuasion or give them 
positive incentives for health conscious be-
                                                         
19 32.6 % (n = 28/88) of the pregnant women agreed; 
agreement among interviewees from the general popu-
lation was even higher: 38.6 % (n = 52/136); geneti-
cists agreed significantly less: 18.2 % (n = 26/140). 
Because of the small samples none of these results 
can be considered as representative. In Irmgard Nip-
pert’s own study of pregnant women which referred to 
genetic counselling in Germany, 41.8 % (n = 
478/1135) agreed that “a woman acts irresponsibly if 
she gives birth to a child with severe physical or men-
tal disability because she failed to have a prenatal 
diagnoses” (Nippert 1992-1994, 1999). 
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haviour, but leave their freedom to choose 
their own ways of life basically intact. This 
trend has gone hand in hand with the re-
treat from medical paternalism in doctor-
patient relationships giving patient auton-
omy priority over professional goals. It is 
therefore unlikely that the preventive op-
tions which might emerge from human ge-
netics in the future will trigger policies that 
force preventive behaviour upon people, 
except in the cases where such enforcement 
is designed to protect third parties.  
However, this retreat from coercion is 
more a matter of pragmatic calculus than of 
normative principle. It reflects to a large 
extent the understanding that mandatory 
programmes are bound to fail because peo-
ple find ways to evade them, or that they 
are unnecessary because people comply 
with the preventive objectives through their 
own choice. The retreat from coercion does 
not imply that individual freedom has abso-
lute precedence over the objectives of public 
health and that this freedom cannot be re-
stricted in order to increase compliance 
with programmes designed to reduce the 
number of diseases and disorders in the 
population or to relieve health care systems 
of their financial burdens. It is accepted in 
the society that public health is a collective 
good that warrants some sacrifice of indi-
vidual freedom. Therefore, mandatory pre-
ventive strategies that maintain a reason-
able balance between freedom and coercion 
could any time be revived with democratic 
consent, if they turned out to be effective, 
cost-efficient and necessary. A perspective 
of coercion still looms in public health pol-
icy.  
This perspective will probably remain in-
operative and the tensions between public 
health objectives and individual freedom 
invisible as long as there is massive volun-
tary compliance. Most people agree that it 
is better to prevent disease than to have to 
cure it; they accept that they owe some par-
ticipation in prevention to the community 
on whose solidarity they count should they 
become ill; and they prefer knowledge to 
ignorance and welcome information that 
makes them aware of risks, as long as they 
can do something to avoid them. Thus, the 
reasons that could make coercive preven-
tion a legitimate public policy are also re-
flected in the notions of rational behaviour, 
sense of moral duty, and visions of good life 
that shape individual preferences. As a re-
sult of this, people tend to bring about 
through their private choice what might 
otherwise be imposed on them through 
public policy. They even achieve as a collec-
tive effect of their individual choices the 
reduction of the prevalence of congenital 
diseases through selective abortion, which 
could not legitimately be pursued in public 
health programmes because that would be 
read as a return to eugenics policy. Under 
these conditions there is no point and little 
temptation to engage in mandatory genetic 
testing or other coercive techniques in pub-
lic health genetics. 
Critics of genetic testing occasionally ar-
gue that the absence of manifest coercion 
must not be taken as proof that people can 
take truly autonomous decisions. While 
individuals may feel that they pursue their 
private preferences, they in fact execute 
collective functions and comply with social 
controls which they have internalised. This 
thesis is inspired by Michel Foucault’s phi-
losophy of “governmentality” (Foucault 
1982, 1991) which assumes that in modern 
societies the locus of collective control is 
shifting from overt patterns of power and 
domination to implicit orders represented in 
social and cultural discourses and prac-
tices. Along this line, it is held that the “or-
der of the self” which is represented in what 
people conceive as rational, morally binding 
and desirable reproduces collective impera-
tives and social control. This reasoning re-
minds us that individual beliefs and prefer-
ences do not emerge from outside the soci-
ety; rather they are acquired through the 
processes of socialization and accultura-
tion. However, it misses the point of con-
cern in the discussion over coercion in ge-
netic testing. The concern is whether people 
will be regulated, sanctioned and manipu-
lated by others who press them to comply 
with public health objectives, not whether 
people regulate themselves by doing what 
they want and deem appropriate. To argue 
that the coercion is increasingly being 
translated into self-regulation and that vol-
untary compliance is a particularly subtle 
form of domination means that what we 
normally call “coercion” seems no longer to 
be an issue. 
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